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Vorwort

Die nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs), die von 
den Staats- und Regierungschefs der Welt im Sep-
tember 2015 im Rahmen der Agenda 2030 beschlos-
sen wurden, werden zunehmend zu einer zentralen 
Richtschnur der internationalen wie auch der natio-
nalen Entwicklungsplanung. Im Gegensatz zu frühe-
ren globalen Entwicklungszielen gelten sie nicht nur 
für die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern. 
Sie gelten auch für die innere Entwicklung jedes Lan-
des, auch in den Industrieländern und auch in Öster-
reich. Dazu hat sich auch die österreichische Bundes-
regierung 2015 durch ihre Zustimmung verpflichtet.

Die Agenda 2030 ist nicht eine bürokratische Ver-
ordnung, die von Experten hinter verschlossenen 
Türen ausgearbeitet wurde. Im Gegenteil, sie ist Re-
sultat des größten und breitesten partizipativen Pro-
zesses, der je in der Menschheitsgeschichte durchge-
führt wurde. In den Jahren vor 2015 gab es dazu in 
praktisch allen Ländern der Welt zahllose Hearings, 
Bürgerversammlungen und Gesprächsrunden zu al-
len Herausforderungen für unsere Zukunft, von Ge-
sundheit und Bildung zur Armutsbekämpfung und 
Ungleichheit, von der Gendergerechtigkeit zu sinn-
voller Arbeit, vom sauberen Trinkwasser und sau-
berer Luft bis hin zu Biodiversität und Klimawandel. 
Zu allen diesen Themen wurde mit weltweitem Auf-
wand in einem bottom-up Prozess ein breites Spekt-
rum von Zielvorstellungen für die kommenden Jahre 
gesammelt und ein Katalog von 17 breiten und 169 
spezifischeren Zielen entwickelt. 

Neuartig an diesem Prozess war auch, dass er in ei-
ner bisher kaum vorhandenen Weise ein Zusammen-
spiel von Wissenschaftlern, Regierungen, NGOs und 
einer Palette sehr verschiedener Vertreter der Zivil-
gesellschaft darstellte. Die Wissenschaft spielte dabei 
eine zentrale Rolle, da sie in der Lage ist, die Fak-

tenlage und die Modellrechnungen für die Zukunft 
in transparenter und inter-subjektiv überprüfbarer 
Weise darzulegen.

Die Agenda 2030 in erster Linie als eine Umwelt-
agenda zu sehen, wäre ein Irrtum. Sie betrifft alle 
Bereiche des Lebens und der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklung, die längerfristig 
für das Leben und Zusammenleben der Menschen 
wichtig erscheinen. Ein Beispiel ist hier die Frage der 
Geschlechtergerechtigkeit, die nicht nur in einem ei-
genen Ziel (SDG 5) verankert ist, sondern die auch 
explizit im Kontext mehrerer anderer Ziele genannt 
wird. Dies gilt ebenso für die Ziele im Bereich der 
Bildung (SDG 4) und Gesundheit (SDG 3), die die 
zentrale Rolle der sozialen Entwicklung betonen und 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit Um-
weltfragen zu stehen scheinen. 

Dennoch hängt die Zukunft unserer Gesundheit auch 
ganz entscheidend vom Funktionieren der natürli-
chen Lebenserhaltungssysteme ab, die vom sauberen 
Wasser über die Luftqualität bis hin zur Biodiversität 
reichen. Auch alle unsere wirtschaftlichen Aktivitä-
ten sind in das ökologische System eingebunden. So 
hängt etwa die landwirtschaftliche Produktion und 
die für unser Überleben notwendige Ernährung ent-
scheidend von den Insekten ab, die die Pflanzen be-
fruchten. Der in der öffentlichen Diskussion manch-
mal konstruierte Gegensatz zwischen Umweltschutz 
und Wirtschaftswachstum ist ein fataler Irrtum, der 
auf kurzfristigem und sektoral begrenztem Denken 
beruht und der systemisch vernetzten Realität unse-
rer Welt nicht gerecht wird. 

Die in mehrfacher Hinsicht zentrale Rolle der Wis-
senschaft bei allen Bestrebungen in Richtung nach-
haltiger Entwicklung wird zunehmend von Entschei-
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dungsträgern erkannt. Nur die Wissenschaft kann 
eine valide Basis für das Verstehen der Zusammen-
hänge liefern, die für unser Überleben und unser 
aller längerfristiges Wohlergehen entscheidend sind. 
Sie ergründet die Gesetze der Natur, denen wir nicht 
entgehen können, ob es jetzt gerade opportun er-
scheint oder nicht. Sie ist auch in Form der Diszip-
linen-übergreifenden Systemanalyse in der Lage, die 
oft komplexen Interaktionen zwischen Mensch und 
Natur zu verstehen und mittels Modellen zukünftige 
Entwicklungen zu antizipieren. 

Schließlich ist auch – insbesondere im Zeitalter von 
„Fake News“ und „subjektiven Realitäten“ – ganz ent-
scheidend, dass Wissenschaft auf den strengsten Kri-
terien von Peer Review und Reproduzierbarkeit von 
Experimenten und Modellrechnungen beruht und 
daher vertrauenswürdig ist. Entscheidend für dieses 
Vertrauen im Kontext der nachhaltigen Entwicklung 
ist auch, dass explizit gemacht wird, welche Erkennt-
nisse wissenschaftlich bereits gut abgesichert sind 
und welche weniger.

Im Kontext der Agenda 2030 hat die UNO Gene-
ralversammlung 2015 einen wichtigen, aber in der 
Öffentlichkeit bisher nur wenig beachteten Schritt 
zur Stärkung der Rolle der Wissenschaft gesetzt. Der 
offizielle Vierjahresbericht, der den Fortschritt bei 
der Agenda 2030 analysieren und den Staats- und 
Regierungschefs 2019 darstellen soll (GSDR2019, 
Global Sustainable Development Report 2019) wur-
de erstmals einer Gruppe von unabhängigen Wis-
senschaftlern (IGS, Independent Group of Scientists) 
anvertraut. Diese bedeutet, dass im Gegensatz zum 
IPCC-Sachstandsbericht und anderen wichtigen 
UN-Berichten, die Regierungen nicht über den fi-
nalen Text mitverhandeln, sondern dass der Text in 
alleiniger Verantwortung der Gruppe von 15 Wis-
senschaftlern liegt, die vom UN Generalsekretär per-
sönlich ernannt wurden. 

Auf Vorschlag der österreichischen Bundesregierung 
wurde auch ich zum Mitglied dieser Gruppe ernannt. 

Die Arbeit der Gruppe ist eine riesige Herausforde-
rung, da sie nicht nur ein breites Spektrum von Dis-
ziplinen beinhaltet, sondern auch nach Kriterien der 
regionalen Verteilung und Gender zusammengestellt 
wurde und da sie außer für Reisekosten kein Budget 
zur Verfügung hat. Daher ist sie stark auf den Input 
der internationalen wissenschaftlichen Community 
angewiesen.

Eine ganz wichtige Funktion kommt in diesem Zu-
sammenhang den nationalen Wissenschaftsaka-
demien zu. Sie können durch ihre Mitglieder auf 
die besten Wissenschaftler sehr vieler Disziplinen 
zurückgreifen und haben – je nach Land in unter-
schiedlicher Ausprägung – den Auftrag, relevante 
wissenschaftliche Ergebnisse in für Politik und Ge-
sellschaft verständlicher Form zusammenzufassen 
und in den politischen Prozess der Gestaltung der 
Zukunft einzubringen. Die US National Academy 
of Sciences hat bereits eine lange Tradition solcher 
Arbeiten und auch die deutsche nationale Akademie 
Leopoldina hat hierfür in den letzten Jahren neue 
Modelle entwickelt. Beide beschäftigen sich derzeit 
mit der Synthese wissenschaftlicher Erkenntnisse im 
Kontext der Agenda 2030, um diese den Regierun-
gen als Querschnittmaterie zugänglich zu machen 
und bei der politischen Prioritätensetzung mit wis-
senschafts-basierten Informationen dienlich zu sein. 

Es ist sehr zu begrüßen, dass die Kommission für 
Interdisziplinäre Ökologische Studien der ÖAW sich 
jetzt auch in Österreich dieser Frage auf breiterer Ba-
sis annimmt. Dies könnte ein wichtiger erster Schritt 
zur systematischen wissenschaftlichen Beratung ös-
ter reichischer Entscheidungsträger in Fragen der 
nach haltigen Entwicklung sein. Unter längerfristiger 
Perspektive gibt es für die Welt und auch konkret für 
Österreich kein wichtigeres Thema. Hier sind Wis-
senschaft, Politik und Zivilgesellschaft zur Zusam-
menarbeit auf höchsten Niveau gefordert. 
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Vorbemerkung 

Das hier der Öffentlichkeit vorgelegte Perspektiven-
papier ist aus der Zusammenarbeit der Kommission 
für Interdisziplinäre Ökologische Studien (KIÖS) 
und der Kommission für Klima und Luftqualität 
(KKL) hervorgegangen, die am 18.10.2016 eine ge-
meinsame Arbeitsgruppe eingerichtet haben, um ein 
„Positionspapier zu Umwelt und Naturressourcen“ 
zu erarbeiten. Dieser ursprüngliche, nunmehr revi-
dierte Plan resultierte aus der Analyse, dass über die 
gesetzlichen Berichtspflichten hinaus wenig aktuel-
le Darstellungen zu diesem Themenkreis verfügbar 
waren. Die öffentlich sichtbare Umweltberichter-
stattung nahm in Österreich mit der Ökobilanz Ös-
terreich von 1988 ihren Anfang (Fischer-Kowalski, 
1988). Auch der Umweltkontrollbericht des Umwelt-
bundesamtes ist seit 1989 (Berichtsperiode 1985–
1988) im dreijährigen Abstand verfügbar. Der zwar 
von den Sozialpartnern dominierte, aber unter Betei-
ligung der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften erstellte Nationale Umweltplan von 19951  
(Österreichische Bundesregierung, 1995) wurde al-
lerdings wenig wirksam und erreichte keine große 
Öffentlichkeit (Pesendorfer, 2007). Ein unabhängiger 
wissenschaftlicher Bericht zum Status von Umwelt 
und Naturressourcen als Anregung zur öffentlichen 
Diskussion schien daher sinnvoll. 

Doch mit dem 2015 international beschlossenen 
umweltpolitischen Ziel einer umfassenden Orientie-

rung auf nachhaltige Entwicklung („Agenda 2030“) 
schien es angezeigt, in Verfolgung des 2015 erstellten 
Arbeitsplans der KIÖS als wissenschaftlichen Beitrag 
zu den Anstrengungen Österreichs zur Erreichung 
der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 
den Fokus auf die Schnittstelle Umwelt und Gesell-
schaft zu legen. 

Die Arbeitsgruppe bat daher zunächst Vertreterin-
nen und Vertreter des Umweltbundesamts und des 
Wissenschaftsressorts um einen Überblick zu den 
österreichischen Aktivitäten. Dr. Karl Kienzl und 
Dr. Karolina Begusch-Pfefferkorn ist für ihre ori-
entierenden Darstellungen sehr zu danken. Die in 
Österreich als „Mainstreaming“ Prozess unter Koor-
dination des Bundeskanzleramtes angelegte Umset-
zung der Agenda 2030 eröffnet viele Möglichkeiten, 
hat aber den Nachteil, dass die Sichtbarkeit der Neu-
orientierung bislang eher gering geblieben ist. Auch 
daher haben sich die Mitglieder der Gruppe ent-
schlossen, ein „Perspektivenpapier zu Umwelt und 
Gesellschaft“ vorzulegen. 

Die Mitglieder (Günter Blöschl, Alexia Fürnkranz-
Prskawetz, Robert Jandl, Anne Kasper-Giebl,  
Christian Sturmbauer, Josef Strauß und Verena  
Winiwarter) brachten nicht nur ihre eigene Ex-
pertise ein, sondern konnten namhafte weitere 
ExpertInnen gewinnen, ihnen durch Vorträge und 
Diskussionen eine breitere Informationsbasis zu 
ermöglichen, insbesondere dort, wo sie selbst nicht 
ihre Kernkompetenzen hatten. 
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Die Arbeitsgruppe hat von diesen Beiträgen sehr 
profitiert und drückt den Kolleginnen und Kollegen 
Helmut Rechberger, Sigrid Stagl, Josef Seethaler und 
Ewald Wiederin ihren Dank aus. Georg Gratzer, der in 
Österreich einer der profiliertesten Wissenschaftler 
ist, die sich mit der Herausforderung an die Wissen-
schaft durch die Agenda 2030 beschäftigen, konnte 
gewonnen werden, für diesen Band eine orientieren-
de Einleitung zu verfassen. Obwohl ebenfalls nicht 
Mitglied der AG, hat sich Helga Kromp-Kolb bereit 
erklärt, das Kapitel zu Klima zu verfassen, wofür 
wir uns ganz besonders bedanken. Als Autoren bzw. 
Ko-Autoren konnten Andreas Baumgarten, Sophie  
Zechmeister-Boltenstern, Erich Striessnig und 
Christian Berg das Kompetenzprofil verbreitern, 
auch dafür gebührt herzlicher Dank. Wolfgang Lutz, 
der sich bereit erklärt hat, ein Vorwort zu verfassen, 
sei ebenfalls unser besonderer Dank ausgesprochen. 

Allen Mitgliedern der Arbeitsgruppe, und allen ande-
ren AutorInnen, die allesamt bereit waren, ohne Ho-
norar oder Kostenersatz Zeit zu investieren, gilt der 
Dank der beiden Kommissionen.

Der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
ist für die Ressourcen zu danken, die diesen Prozess 
möglich gemacht haben, großer Dank gebührt Karin 
Windsteig und Viktor Bruckman, den MitarbeiterIn-
nen der Kommission für Interdisziplinäre Ökologi-
sche Studien, die nicht nur die zahlreichen Sitzungen 
organisiert und protokolliert, sondern auch für die 
Zusammenstellung des vorliegenden Bandes unver-
zichtbare Beiträge geleistet haben.

„Perspektiven“ als orientierender Zugang 

Perspektiven sind „Blickwinkel“, sie nehmen ihren 
Ausgang von ganz bestimmten Standpunkten, von 
denen aus die Welt in je einmaliger Gestalt erscheint. 
Ein Perspektivenpapier wie das hier vorgelegte bietet 
in jedem Kapitel einen Blick aus einer bestimmten 
Richtung, von einer spezifischen Position aus. Ent-
sprechend ihrer Kompetenzen blicken die AutorIn-
nen auf jene Schnittstellen zwischen Umwelt und 
Gesellschaft, die sich an der ökologischen Basis befin-
den. Sie fragen, welche Herausforderungen ein nach-
haltiger Umgang mit Wasser, mit den Böden, mit der 
Luftqualität und dem Klima sowie mit den anderen 
Lebewesen, mit denen wir die Erde als Lebensraum 
teilen, mit sich bringt. Schlussendlich diskutiert ein 

Team aus der Demographie, welche Rolle die Men-
schen dabei als biologisch/kulturelle Spezies spielen.

Jede Wissenschaftlerin, jeder Wissenschaftler bringt 
einen spezifischen disziplinären Hintergrund, einen 
speziellen Wissensstand und Erfahrungshintergrund 
ein, aber dank der systematischen wissenschaftlichen 
Methoden, die allen gemeinsam sind, sind die Pers-
pektiven, wenngleich personen- und kontextspezi-
fisch doch inter-subjektiv und nachvollziehbar.

In den Diskussionen der Arbeitsgruppe kristallisierte 
sich heraus, dass es in der Fülle der Berichte, Analy-
sen und Empfehlungen an nachvollziehbaren Kriteri-
en für die Priorisierung von Maßnahmen, aber auch 
des Forschungsbedarfs, der sich aus der Agenda 2030 
ergibt, mangelt. Aus dem Diskussionsprozess entstand 
die Einsicht, dass die Analyse und Einschätzung lang-
fristiger Wirkungen von durch die Menschen verur-
sachte Umweltveränderungen eine bislang wenig un-
tersuchte Dimension der Schnittstelle ist: Sie drängt 
sich als Priorisierungskriterium für Prozesse nachhal-
tiger Entwicklung aber geradezu auf. Einen solchen 
Priorisierungsvorschlag macht dieser Band, indem er 
Vermächtnisrisiken als wichtige Kategorie einführt. 
Auf diese „Vermächtnisrisiken“ wird einleitend einge-
gangen, am Ende des Bandes steht eine Zusammenfas-
sung solcher langfristigen Risiken für Österreich.

Der vorliegende Sammelband versteht sich als Diskus-
sionsbeitrag. Die AutorInnen möchten dazu anregen, 
die Beschäftigung mit der Schnittstellenproblematik 
Gesellschaft/Umwelt als interdisziplinäre und trans-
disziplinäre Aufgabe für Wissenschaft und Politik, 
aber auch Verwaltung, NGOs und im Bildungsbereich 
tätige Personen aufzufassen und sich zu beteiligen. 
Dies erscheint uns angesichts der geringen Aufmerk-
samkeit für Umweltfragen in der österreichischen Öf-
fentlichkeit dringlich.

Umwelt und Öffentlichkeit in Österreich 

In Österreich gäbe es keinen Grund, über den Zustand 
der Umwelt besorgt zu sein, so das Ergebnis von Mei-
nungsumfragen. Die in Abbildung 1 wiedergegebenen 
Mikrozensusergebnisse von 2011 zeigen, dass 90 % 
der Befragten mit der Qualität der Umwelt zufrieden 
sind, einzig bei der Lärmbelastung scheint die Zufrie-
denheit geringer.
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Betrachtet man die Ergebnisse der im Jahr 2017 durch-
geführten Eurobarometer-Spezialumfrage „Umwelt“ 
(European Union, 2017) zur Einstellung der Bürge-
rinnen und Bürger der europäischen Union, so er-
scheint Umweltschutz als wichtiges Thema, dessen 
Bedeutung auf EU-Ebene zwischen 2014 und 2017 
sogar um 3  Prozentpunkte stieg. Nunmehr halten 
56 % der Befragten EU-EinwohnerInnen das Thema 
für sehr wichtig, weitere 38 % finden es „wichtig“. In 
Österreich sank die Einschätzung der Wichtigkeit von 
Umweltschutz gegenüber 2014 allerdings um 12 % 
und ist nunmehr für 41 % der Befragten sehr wich-
tig, weitere 44 % finden das Thema wichtig. Werden 
die wichtigsten Themen innerhalb des Bereichs abge-
fragt, so führt Klimawandel vor Luftverschmutzung, 
steigendem Abfallaufkommen und der Verschmut-
zung von Flüssen, Seen und Grundwasser, an fünfter 
Stelle steht die Verschmutzung in der Landwirtschaft 
durch Pestizide, Düngemittel und die damit verbun-
dene Bodenverschlechterung (European Union, 2017, 
factsheet)2.

Doch die Spezialumfrage täuscht, betrachtet man 
den Kontext. Im Standard-Eurobarometer 87 (2017) 

wurden EU-BürgerInnen gefragt, was sie für die 
wichtigsten Probleme halten, denen die EU derzeit 
gegenübersteht. Die Liste wird angeführt von Terro-
rismus (mit 44 % seit 2016 um 12 Prozentpunkte ge-
stiegen), Einwanderung (38 %; -7), danach kommen 
die wirtschaftliche Lage (18; -2), die Lage der öffentli-
chen Finanzen der Mitgliedsstaaten (17 %; +/- 0), Ar-
beitslosigkeit (15 %; -1), Kriminalität (10 %; +2) und 
der Einfluss der EU in der Welt, den 9 % der Befrag-
ten für eines der zwei wichtigsten Probleme hielten. 
Erst danach kommt der Klimawandel, den 8 % der 
EU-Bürgerinnen gleichbleibend für hoch bedeutsam 
halten, während Inflation und steigende Lebenshal-
tungskosten mit 7 % (-1) noch vor dem Thema Um-
welt mit gleichbleibend 6 %, Steuern und Renten (je 
3 %; -1) und Energieversorgung mit gleichbleibend 
3 % liegen. Der Vergleich der wichtigsten Themen im 
zeitlichen Verlauf ab 2010 zeigt, dass „Umwelt“ es in 
keinem dieser Jahre unter die 6 wichtigsten Themen 
geschafft hat.   

Im November 2017, bei der nächsten Standard-Euro-
barometer-Befragung, wurden die Themen Umwelt, 
Klima und Energie bei der Frage, was die wichtigsten 
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Probleme des eigenen Landes seien, zusammengezo-
gen. Es zeigt sich, dass 10 % der BürgerInnen der EU 
diesen Themenkomplex für einen der beiden wich-
tigsten halten, in Österreich sind es 13 %. Angeführt 
wird die Liste jener Probleme, die das eigene Land 
betreffen, von Arbeitslosigkeit, Einwanderung, ge-
sundheits- und Sozialleistungen, Lebenshaltungskos-
ten und Terrorismus, auch die ökonomische Situation 
allgemein, Pensionen, Kriminalität und das Bildungs-
system sind wichtiger als der Umwelt-Energie-Klima-
komplex. Die Problemwahrnehmung, was Probleme 
der EU als Ganzes angeht, hat sich kaum geändert, 
Klimawandel liegt mit 12 % EU-weit und 16 % in Ös-
terreich an 6. Stelle, nach Themen wie, Terrorismus, 
der ökonomischen Situation und Arbeitslosigkeit. Die 
„Umwelt“ ist für 8 % (Österreich 11 %) ein EU-weit 
wichtiges Thema, während Energieversorgung mit 
EU-weit 3 % und in Österreich 5 % erst an 11. Stelle 
auftaucht.

Die steigende Bedeutung sozialer Medien gegenüber 
anderen Informationsquellen, die von Eurobarome-
ter ebenfalls untersucht wurde, sollte bei allen Über-
legungen, wie die „Öffentlichkeit“ erreicht und für 
Umweltthemen sensibilisiert werden kann, einbezo-
gen werden.3 Für die Wissenschaft stellt sich zuneh-
mend die Frage nach Schnittstellenkompetenzen im 
Umgang mit der Öffentlichkeit, gerade in Zeiten, in 
denen traditionelle Informationskanäle an Bedeutung 
verlieren (vgl. Fischer et al., 2012).

Gesellschaftliches Lernen für einen ande-
ren Umgang mit der Umwelt

Die Rolle der Wissenschaft 

Wie auch Wolfgang Lutz in seinem Vorwort zu die-
sem Band betont, kommt wissenschaftlicher Exper-
tise in den anstehenden Prozessen gesellschaftlicher 
Transformation eine ganz besondere Rolle zu. Die 
„European Science Foundation“ hat 2013 ein von ei-
ner Gruppe höchstrangiger ExpertInnen verfasstes 
„Briefing“ zur Frage der Schnittstelle von Politik und 

3 Die Arbeitsgruppe ist Dr. Josef Seethaler vom CMC (

4   

5  

Gesellschaft herausgegeben (Felt et al., 2013)4. Darin 
wird unter anderem empfohlen, Raum und Zeit für 
neue Formate der Interaktion zu schaffen. Dies ist ge-
rade bei einem umfassenden Transformationsprozess, 
wie ihn die Agenda 2030 vorsieht, nötig. Die Imple-
mentation der SDGs ist ohne strukturelle Veranke-
rung wissenschaftlicher Expertise auch auf nationaler 
Ebene, wie sie mit der „Independent Group of Scien-
tists“ international gegeben ist, nicht denkbar. 

Der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz hat 
in Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage am 
20.2.2018 zu den Plänen der Regierung betreffend die 
Umsetzung der nachhaltigen Entwicklungsziele (An-
frage vom 20.12.2017) ausgeführt, dass die Koordina-
tion des Prozesses weiterhin bei Bundeskanzleramt 
und Außenministerium verbleibt, wobei das Internet-
portal www.sdg.gv.at über die Umsetzung informiert5. 
Zur Umsetzung der SDGs bedürfe es des aktiven En-
gagements der gesamten Gesellschaft, insbesondere 
der relevanten Organe und Kooperationspartner auf 
Bundes-, Landes-, Städte- und Gemeindeebene sowie 
der Sozialpartner, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und 
Wissenschaft. Zur Rolle von Wissenschaft nahm der 
Bundeskanzler auch direkt Stellung: „Die verstärkte 
Einbeziehung der Wissenschaft in die SDG-Umset-
zung ist ein wesentliches Element des SDG-Prozesses. 
Das Format der Einbeziehung sowie die Idee eines 
wissenschaftlichen Beirats werden derzeit geprüft.“6

Dieser Sammelband kann als Vorleistung der Wis-
senschaft im Hinblick auf die geplante stärkere Ein-
beziehung aufgefasst werden. Die Wissenschaft hat 
eine Selbstbeschäftigungspflicht, sie hat sich im Lauf 
der Wissenschaftsgeschichte immer wieder dadurch 
ausgezeichnet, gesellschaftliche Probleme auch dann 
zum Gegenstand von Forschung zu machen, wenn 
dafür gerade keine öffentliche Aufmerksamkeit vor-
handen ist. Die Autorinnen und Autoren hoffen, dass 
die vorgelegten Ergebnisse eines intensiven Diskussi-
onsprozesses zu einem gesellschaftlichen Lernprozess 
unter Beteiligung der Wissenschaft beitragen. 

In eine Arbeitsgruppe, wie sie der Bundeskanzler 
angekündigt hat, sollten jedenfalls auch ExpertInnen 
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aus den Bereichen Recht, Medien, Ökonomie und 
Politikwissenschaften zugezogen werden. Der vorlie-
gende Band ist keine Darstellung aller Perspektiven, 
die für die Begleitung der SDGs gebraucht werden. 
Er geht aber unter Nutzung der Kompetenzen der 
Beteiligten auf die biosphärischen Nachhaltigkeits-
ziele und die damit verbundene Frage der demogra-
phischen Entwicklung näher ein und deckt damit 
unverzichtbare Grundlagen für die nachhaltige Ent-
wicklung ab. 

Konzeptuelle Grundlagen für  
„Umweltlernen“ 

Gesellschaftliches Lernen ist nicht einfach die Summe 
individueller Lernvorgänge, wenngleich Individuen in 
Prozessen gesellschaftlichen Lernens durchaus etwas 
lernen (Hoffmann et al., 2007). Gesellschaften müssen 
sich selbst beobachten und sozial robustes Wissen ge-
nerieren, um eine Grundlage für Eingreifen zu haben. 
Solch sozial robustes, in soziale Kontexte eingebette-
tes Orientierungswissen, das auf demokratisch legiti-
miertem Weg geschaffen wird, kann, wie Krainer und  
Winiwarter darlegen, als “Lernen dritter Ordnung“ ver-
standen werden (Krainer & Winiwarter, 2016). Maasen 
und Lieven sehen solches Lernen sogar als Möglichkeit, 
Wissenschaft in der Gesellschaft zu steuern (Maasen 
& Lieven, 2006). Begrifflichkeit und Anspruch dieses 
Lernens dritter Ordnung lassen sich auf Gregory Ba-
teson zurückführen. Es unterscheidet sich fundamen-
tal von Lernen erster und zweiter Ordnung. Lernen 
erster Ordnung stellt die Produktions- und Rahmen-
bedingungen nicht in Frage, sondern trainiert dazu, 
vorgegebene Inhalte fehlerfrei wiederzugeben. Lernen 
zweiter Ordnung reflektiert zu den Inhalten auch de-
ren Grundannahmen und Produktionsbedingungen 
und verändert entsprechend auch Lerninhalte, wenn 
andere Inhalte als relevanter angesehen werden. Es ver-
bleibt aber in den vorgefundenen Systembedingungen. 
Als “Transformatives Lernen” richtet das Lernen dritter 
Art seinen Blick auf Systeme im Ganzen und Prozesse 
der Veränderung (vgl. O’Brien et al., 2013, 57). Bateson 
nannte es “epistemic learning” und beschreibt es als ein 
Lernen, das als Teil des Lernprozesses die Konstruktion 
des Lernens selbst kritisiert (Sterling, 2011). 

Doch derlei Einsichten in Lernprozesse bleiben allzu 
abstrakt, wenn sie nicht mit einem konkreten Thema 
verbunden sind. Wenn es um Lernen über Nachhal-
tigkeit oder Umweltschutz geht, ist ein Lernen zwei-

ter und dritter Ordnung nur dann möglich, wenn 
das Verhältnis von Gesellschaft und Natur/Umwelt 
geeignet beobachtet wird. Die Beobachtung nur der 
ökonomischen Performance, wie sie etwa das Brutto-
sozialprodukt leistet, ist dafür nicht ausreichend. Die 
Einführung von neuen statistischen Messgrößen, die 
materielle Transfers und nicht nur deren ökonomi-
schen Wert abbilden, ist ein Beispiel für eine Weiter-
entwicklung der Selbstbeobachtung und zumindest 
Ausdruck von Lernen zweiter Art (Eurostat, 2002). 
Man könnte dies allgemeiner formulieren: Wenn es 
keine geeigneten Indikatoren für die Messung von 
Veränderungen gibt, kann ein System solche Verän-
derungen auch nicht als Input für seine Selbststeue-
rung verwenden.

Lernen Gesellschaften durch Selbstbeobachtung an 
der Natur/Gesellschaft Schnittstelle, ist das Ergeb-
nis häufig die Einrichtung neuer Institutionen, die 
umweltrelevanten Akteuren neue Handlungsmus-
ter ermöglicht. Die Einrichtung der UNEP im Jahr 
1972 ist Ausdruck eines solchen Akts gesellschaftli-
chen Lernens. Die Einrichtung neuer Institutionen 
setzt weitere Lernprozesse in Gang und greift in die 
Selbstbeobachtung ein, weil neue Beobachtungen 
zur Verfügung gestellt werden. Der „Global Environ-
mental Outlook“, den die UNEP herausgibt, ist nur 
ein Beispiel für ein Produkt der Institutionalisierung, 
das weitere Lernprozesse zum Ziel hat. Lernprozesse 
sind allerdings keineswegs linear. Immer wieder erle-
ben wir Überraschungen, es kommt zu als krisenhaft 
wahrgenommenen Entwicklungen, die allerdings 
ebenfalls zu gesellschaftlichen Lernprozessen führen 
können (vgl. hierzu Winiwarter & Bork, 2014).

Umweltverschmutzung durch Pestizide, die zu einem 
„Stummen Frühling“ ohne Singvögel führen, saurer 
Regen, Waldsterben, Chemieunfälle wie jene von 
Basel und Seveso, der Reaktorunfall von Three Mile 
Island und der Super-GAU in Tschernobyl, jährliche 
Fälle von Ölpest durch Tankerunfälle an Küsten von 
Spanien bis Kalifornien, das Aussterben von Spezi-
es wie der Wandertaube, dem tasmanischen Beutel-
wolf oder dem javanesischen Tiger, die radioaktive 
Verseuchung paradiesischer Inselwelten im Pazifik 
durch Atombombentests … Die Liste von krisenhaf-
ten Entwicklungen, die die globale Industriegesell-
schaft in Ökosystemen im 20. Jahrhundert verursacht 
hat, könnte beinahe beliebig verlängert werden. Mit 
der Umweltbelastung wuchs deren Wahrnehmung, 
so ist die Liste der Institutionen, Berichte, politischen 
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Prozesse, Regelungsversuche und Innovationen eben-
so lang wie die Liste der Probleme. 

1987 einigte sich die Weltgemeinschaft auf den Über-
begriff „sustainable development“. Er hat sich bei aller 
(berechtigten) Kritik als politik- und handlungslei-
tend im Umgang mit der Umwelt durchgesetzt. Vor-
aussetzung jeder Nachhaltigkeitspolitik sind Daten, 
die es erlauben, Trends über die Zeit zu verfolgen und 
entsprechende Steuerungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Umweltmonitoring ist daher notwendige Grundlage 
jeglicher Umweltpolitik. Seit den 1980er Jahren wur-
den vermehrt Methoden der Beobachtung und Mes-
sung entwickelt, die es erlauben, Umweltindikatoren 
aufzustellen. Solche Indikatoren sind auch im jüngs-
ten Prozess der Beobachtung und versuchten Steue-
rung globaler Zukunft, der Agenda 2030 nötig7.

Doch es braucht eine konzeptive Basis, um zu entschei-
den, welche Beobachtungsdimensionen überhaupt als 
nutzbringend oder relevant erachtet werden, wofür 
also quantifizierbare Indikatoren entwickelt werden 
sollten. Mehrere solcher konzeptiver Entwürfe, die das 
Verhältnis von Natur und Gesellschaft fassbar machen 
wollen, haben seit Beginn der „Umweltdebatte“ öffent-
liche Aufmerksamkeit bekommen, nach den Analysen 
des Club of Rome über die „Grenzen des Wachstums“, 
der von Barry Commoner eingeführten IPAT-Formel, 
dem DPSIR-Schema zur Konzeptualisierung von 
gesellschaftlichem Einfluss auf Ökosysteme, dessen 
Gründen, Wirkungen und den Reaktionen darauf, 
oder der in Österreich entwickelten Material- und 
Energieflussindikatoren (hierzu Bartelmus & Seifert, 
2003, OECD, 2015, Fischer‐Kowalski et al. 2011) ist 
in den letzten Jahren der „ökologische Fussabdruck“ 
öffentlich wirksam geworden, Fussabdruckrechner 
sind im Internet verfügbar und erlauben, das eigene 
Umweltverhalten zu quantifizieren. Auf globaler Ebe-
ne sind allen voran die „Planetary Boundaries“ oder 
„planetaren Grenzen“ öffentlich wahrnehmbar, als 
neuer Versuch, Gesellschaft auf eindringliche Weise 
über ihren Einfluss auf Ökosysteme zu orientieren.

Der sichere Raum für menschliche Gesellschaften 
wird durch Grenzen der Belastbarkeit natürlicher 
Systeme definiert, so die Grundidee der planetaren 
Grenzen. Neun verschiedene Grenzen wurden identi-
fiziert. Es sind dies Klimawandel und Versauerung der 

Winiwarter, 2018, 13–26, in diesem Band. 

Ozeane durch Kohlendioxid aus Verbrennungspro-
zessen und aufgrund von Landnutzungsänderungen, 
die Belastung der Atmosphäre durch Aerosole, der 
Verlust an Ozon in der oberen Atmosphäre, der diese 
durchlässiger für die energiereiche und damit gefähr-
liche UV-Strahlung macht („Ozonloch“), der Verlust 
an Biodiversität bzw. biosphärischer Integrität (Arten-
sterben und Verlust an Schlüsselhabitaten), weitrei-
chende Eingriffe in die biogeochemischen Kreisläufe 
von Stickstoff und Phosphor, Landnutzungswandel 
(darunter fällt auch die Abholzung von Wäldern), 
chemische Verschmutzungen aller Art, sowie der Ver-
brauch an Süßwasser (Steffen et al., 2015)8.

Die Menschheit hat sich den meisten dieser planeta-
ren Grenzen erst in der zweiten Hälfte des 20.  Jahr-
hunderts anzunähern begonnen, dann aber viele rasch 
überschritten. Heute gelten zumindest die Grenzen to-
lerierbaren Biodiversitätsverlusts und von Eingriffen 
in Stickstoff- und Phosphorkreislauf als überschrit-
ten, Klimawandel und Landnutzungsveränderungen 
sind in der kritischen Zone. Allerdings sind natürli-
che Phänomene selten linear, wie Terry Hughes et al. 
(2013) deutlich machen: Das Leben auf der Erde hat 
in der Vergangenheit wiederholt abrupte und massive 
Veränderungen gezeigt, und es besteht kein Grund zu 
der Annahme, dass es in Zukunft keine vergleichbaren 
planetarischen Regimewechsel geben wird. Verschie-
dene Indizien weisen darauf hin, dass Regimewechsel 
auftreten, wenn das Klima oder die Biosphäre einen 
Wendepunkt überschreitet. Ob menschliche Aktivi-
täten in naher Zukunft ein solches globales Ereignis 
auslösen werden, ist aufgrund kritischer Wissenslü-
cken ungewiss. Insbesondere fehlt uns das Verständ-
nis dafür, wie sich Regimeveränderungen über Skalen 
hinweg ausbreiten und ob lokale oder regionale Kipp-
punkte zu globalen Übergängen führen können. Die 
fortdauernde Störung von Ökosystemen und Klima, 
kombiniert mit einer durch menschliche Migration 
und Handel auch biosystemisch globalisierten Gesell-
schaft erhöht die Dringlichkeit, innerhalb sicherer pla-
netarer Grenzen zu operieren. 

Den planetaren Grenzen stehen allerdings Grenzen 
gegenüber, die das soziale Fundament betreffen. Kate 
Raworth hat in einer Studie für die Entwicklungs-
NGO OXFAM die menschlichen Grundbedürfnis-
se mit den planetaren Grenzen in Beziehung gesetzt 
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und daraus die Darstellung eines Rings entwickelt, der 
nach einem entsprechend geformten angelsächsischen 
Gebäck oft „Oxfam Doughnut“ genannt wird (Ra-
worth, 2012). 

Dieser Darstellung liegt die normative Vorstellung 
zugrunde, dass es einen Handlungsspielraum für die 
Menschheit gäbe, in dessen Rahmen die Erfüllung so-
zialer Grundbedürfnisse innerhalb planetarer Gren-
zen möglich sei. Viele der in der Agenda 2030 formu-
lierten Ziele liegen im sozialen Innenbereich, andere 
im Außenbereich. Ob diese beiden Grenzen innerhalb 
des herrschenden Wirtschaftsparadigmas eingehal-
ten werden können, ist eine offene Frage. Es gibt ver-
schiedene Ansätze, der Begrenztheit von Ressourcen 
und dem Klimawandel innerhalb des herrschenden 

Orientierung beigetragen. 

Wirtschaftsparadigmas Rechnung zu tragen, etwa die 
„Green Economy“ und die Environmental Economy, 
aber auch alternative (heterodoxe) Wirtschaftstheo-
rien, etwa den Ansatz der Ecological Economics (vgl. 
Daly, 2015) oder Socio-Ecological Economics (Spash, 
2017).9

Langfristige Prozesse im Fokus des Lernens

Nachhaltigkeitsorientierte Konzepte wie jenes der 
Planetaren Grenzen aber ebenso der ökologische Fuß-
abdruck und viele andere sind problematisch, weil sie 
Vermächtnisse ignorieren. Das sind jene Hinterlas-
senschaften früherer Eingriffe, die in Zukunft Arbeits- 
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und Energieaufwand bewirken und ein erhebliches 
Risiko darstellen. Eine gesellschaftliche Transformati-
on in Richtung Nachhaltigkeit muss die Hypotheken 
erkennen, die Gesellschaften bereits auf die Zukunft 
aufgenommen haben, indem sie Plutonium produ-
ziert, unterirdische Bergbaue angelegt und wieder 
aufgegeben, Böden mit langlebigen synthetischen 
Chemikalien durchtränkt haben bzw. ganz allgemein 
durch die Gefährdung der Integrität von Land- und 
Meeresökosystemen bewirkt haben. Gesellschaften 
müssen einen Weg finden, um die Langlebigkeit von 
Vermächtnissen und deren Gefährlichkeit in die Prio-
risierung von Umweltschutzmaßnahmen einzubezie-
hen. Es sollte auch in Betracht gezogen werden, dass es 
Synergien zwischen langfristigen Risiken und Verstär-
kungen durch gesellschaftliche Limitationen gibt, die 
zur Diskussion zu stellen sind. Die Größe des aus einer 
„Altlast“ resultierenden Risikos hängt unmittelbar mit 
Fragen gesellschaftlicher Regelung („Governance“) 
zusammen. Ein hoch problematisches Vermächtnis in 
einem LICUS-Staat (Niedrigeinkommensland unter 
Stress) müsste anders eingeschätzt werden als eines in 
einer reichen, entwickelten Demokratie.

Ebenso stellt sich die Frage nach räumlichen und zeitli-
chen Skaleneffekten. Wie Sivapalan und Blöschl (2015) 
ausführen, resultieren viele Probleme bei der Bewirt-
schaftung natürlicher Ressourcen aus einer Diskrepanz 
zwischen den Maßstäben der natürlichen Prozesse, die 
verwaltet werden und dem Umfang der unter gemein-
samer Verwaltung stehenden räumlichen Einheit. Auch 
zeitliche Diskrepanzen treten auf: Während etwa Werte, 
die im Rechtssystem verankert sind, nur langsam geän-
dert werden können, treten viele Umweltveränderungen 
schneller auf.10 Daher rührt auch der oft als irritierend 
wahrgenommene Hinweis von Umweltwissenschaft-
lerInnen, man habe nicht mehr viel Zeit.  Sivapalan und 
Blöschl weisen auch auf langfristige Folgen etwa von 
Regulierungsmaßnahmen hin, deren Effekte erst nach-
mehreren menschlichen Generationen merkbar werden. 
Sie nennen das Ogallala High Plains Grundwasserreser-
voir in den USA als Beispiel, dessen Übernutzung seit 
mindestens 40 Jahren trotz einer Vielzahl von politischen 
Maßnahmen und der Einrichtung von Institutionen, die 
sich mit diesem Problem befassen, weitergeht. Dies sei 
Ergebnis eines Missverhältnisses zwischen dem lokal ge-
regelten Ressourcenmanagement und dem größeren, re-
gionalen Ausmaß der Grundwasserbewegung (Sivapalan 
und Blöschl, 2015, 7001). Naturale Prozesse können im 

10

Vergleich zu gesellschaftlichen Prozessen sowohl langsa-
mer als auch schneller ablaufen. Schnellere Prozesse sind 
etwa in Form von Kipp-Punkten zwischen Systemzu-
ständen oder durch Ausbreitung von Mikroorganismen 
mit raschen Generationsfolgen denkbar. Solche Prozesse 
können aber auch so schleichend und langsam verlaufen, 
dass sie zu lange nicht als Problem wahrnehmbar sind 
und daher auch nicht geregelt werden (vgl. auch Renn, 
2014). In Abbildung 3 ist der Zusammenhang anschau-
lich dargestellt, wobei die Anzahl der betroffenen Perso-
nen und die Langfristigkeit der sozialen Prozesse zuein-
ander in Beziehung gesetzt werden. 

Praktiken im Umgang mit der Natur sind an materi-
elle Substrate gebunden – schon zur Jagd benötigten 
Menschen Waffen, zur Zubereitung von Nahrung, zur 
Herstellung von Kleidung und anderen Artefakten wur-
de Werkzeug benötigt und damit die Natur verändert. 
Während manche Praktiken auf der Artefaktebene spur-
los blieben, weil die dafür verwendeten Artefakte nicht 
haltbar waren, finden wir bis heute Steinwerkzeuge, die 
aus dem Paläolithikum stammen, und auch Hominiden 
sind bereits mit Werkzeugen in Verbindung gebracht 
worden. Die Hinterlassenschaften von Menschen ha-

Abbildung 3: Charakteristische räumlich-zeitliche Ska-
-

Blöschl, 2015.
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ben sich im Verlauf der Menschheitsgeschichte massiv 
geändert. Wie Tabelle 1 zeigt, lassen sie sich in gutarti-
ge, problematische und heimtückische einteilen (vgl.
Winiwarter et al., 2013). Heimtückische Arrangements 
erzeugen ein sehr langfristiges Erbe. Eine Gesellschaft, 
die heimtückische nukleare Vermächtnisse geschaffen 
hat, muss dauerhaft entsprechend agieren, wie die inter-
nationale Politik gegenüber Iran oder Pakistan bezeugt. 
Sie werden daher als „transformativ“ charakterisiert: So 
lange es spaltbares Material gibt, muss es vor Terroristen 

11

geschützt werden. Selbstmordattentäter handeln derzeit 
als Einzelne. Aber was, wenn eine größere Gruppe oder 
ein Staat beschließen, das Leben der eigenen Gruppe 
oder Staatsbürger und das anderer sei nicht so wichtig 
wie das Zünden einer Atombombe? Die Bewachungs-
kosten der Atomarsenale und der diversen zivilen Orte 
des Brennstoffzyklus sind auf Dauer so hoch, dass nicht 
einmal die Kraftwerke einen Netto-Energiegewinn ver-
sprechen.

Tabelle 1: Arrangements und ihr Vermächtnis (Winiwarter & Schmid, 2008, Winiwarter et al., 2013, 2016).

Arrangements 
mit kurzlebigen 
Vermächtnissen

Arrangements 
mit stabilen, 
langlebigen 
Vermächtnissen

Arrangements mit 
transformativen 
Vermächtnissen

Typ des  
Vermächtnisses

gutartig problematisch

Lebensdauer kurz mittel lang

Hauptsächlicher 
Energieaufwand und Wartung

Wartung

Wartungsaufwand niedrig mittel hoch

Transformatives  lokal, sektoral regional, sektoral global, transsektoral,  
gesamtgesell-
schaftlich

Eine auf langfristige Lernprozesse fokussierte Um-
weltpolitik muss die Vermeidung von Vermächtnis-
sen mit transformativem Potential entscheidungslei-
tend machen, dies kann vielleicht unter dem Begriff 
der „Langfristvorsorge“ zusammengefasst werden. 
Für eine so angelegte Politik hat die Europäische 
Umweltagentur wichtige Vorarbeiten vorgelegt, in 
zwei Berichten, die das (zu) späte Lernen aus frühen 
Warnungen thematisieren und bedauerlicherweise 
bislang nur in englischer Sprache vorliegen (Harre-
moës 2001, EEA 2013). 

Die Arbeitsgruppe konzentrierte sich, wie einleitend 
angemerkt, auf jene Nachhaltigkeitsziele, die als „bio-
sphärisch“ zusammengefasst werden können, auf Was-
ser, Luft, Klima, Böden und Biodiversität, wobei die 
menschliche Demographie als Input- wie resultierende 
Größe nachhaltiger Entwicklung einbezogen wurde. 
Diese biosphärischen Grundlagen sind nicht abtausch-
bar, eine positive Entwicklung bei Hunger, Bildung, in-
dustrieller Entwicklung oder Produktion und Konsum 
ist jeweils nur dann möglich, wenn gleichzeitig der Zu-

stand der Erdsysteme verbessert wird oder sich dadurch 
verbessert. Sie sind zudem von der konstatierten Proble-
matik des Missverhältnisses zwischen Regelungsbereich 
und systemisch interagierendem Bereich gekennzeich-
net. Man könnte pointiert formulieren, dass der gute 
Zustand der österreichischen Umwelt zum Teil „nur 
geborgt“ ist, weil sogenannte Spillover-Effekte wirksam 
werden. Durch globale Handelsverflechtungen kann 
Österreich seinen Umweltverbrauch quasi exportieren, 
was bei allen Einschätzungen unbedingt berücksichtigt 
werden muss11. 
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Chancen und Herausforderungen bei der Umsetzung der  
UN-Nachhaltigkeitsziele aus österreichischer Sicht und

Einleitung

Die Menschheit steht vor kritischen, vielfältigen und 
vernetzten Herausforderungen. Der Klimawandel 
bedroht die Integrität der Biosphäre und hat das 
Potential, humanitäre Krisen zu verursachen und 
Armut in starkem Ausmaß zu verstärken. Biodiver-
sitätsverluste haben Ausmaße eines von Menschen 
verursachten, sechsten Massensterbens angenom-
men (Ceballos et al., 2015). Ungleichheit innerhalb 
von Ländern nimmt zu und verursacht Verluste so-
zialer Kohäsion und Krisen der Demokratie in vielen 
Ländern. 

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, die 
von der Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen im September 2015 angenommen wurde, nimmt 
sich dieser vielfältigen Herausforderungen  auf um-
fassende Art und Weise an. Dadurch soll die Welt 
auf einen Pfad der Transformation hin zu einer fai-
ren und nachhaltigen Lebensweise, die niemanden 
zurücklässt, gebracht werden. Strukturiert entlang 
der großen Themen Menschen, Planet, Wohlstand, 
Frieden und Partnerschaft, formuliert die Agenda 
mit ihren Zielen und Zielvorgaben die Vision einer 
Welt frei von Armut und Hunger, in der Konsum- 
und Produktionsmuster nachhaltig und fair sind und 
in der alle ihr volles Potenzial gleichermaßen in Har-
monie mit der Umwelt entfalten können (UN 2015). 

Diese ambitionierte Vision wurde von allen Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen angenommen, 
so auch von Österreich, das sich zur Umsetzung der 
Agenda 2030 verpflichtet hat. Allerdings sind die 
SDGs noch nicht in der österreichischen Öffent-
lichkeit „angekommen“, auch in den Vorlesungsver-

zeichnissen der Universitäten spielen sie bislang eine 
vergleichsweise geringe Rolle.  

Die internationale Wissenschaft hat inzwischen die 
SDGs als Forschungsthema aufgegriffen. Ende 2016 
wurden die SDGs von 650 Publikationen im Titel, 
der Kurzfassung oder den Schlüsselworten erwähnt 
(Gratzer & Keeton, 2017), im Jahr 2017 waren 915 
Publikationen in dieser Datenbank mit diesen The-
men registriert. In den ersten drei Monaten 2018 
sind bereits 123 Titel verzeichnet. 

Auf den folgenden Seiten wird die Geschichte der 
Entstehung der Agenda 2030 dargestellt und ihre 
Grundprinzipien erläutert. Danach wird beschrie-
ben, wie die Komplexität der Agenda gezähmt wird 
und die Kohärenz der Ziele und Zielvorgaben ge-
währleistet werden kann. Zum Schluss des Kapitels 
wird die Umsetzung der Agenda 2030 in Österreich 
diskutiert. 

Die Agenda 2030 

Im September 2015 verabschiedete die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen die UN-Reso-
lution A/70/L.1 „Transformation unserer Welt: die 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“. Diese 
Resolution, in deren Zentrum die 17 nachhaltigen 
Entwicklungsziele (Sustainable development goals, 
SDGs) stehen, wird als die bislang ambitionierteste 
Agenda „gegen Armut und für den Planeten“ gese-
hen, die jemals beschlossen wurde (UN 2016). Sie 
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vereint globale Entwicklungsziele und Umweltziele 
in einem umfassenden Rahmenwerk. 

Die Vereinten Nationen sind seit Jahrzehnten in der 
Vorbereitung und Durchführung einschlägiger Kon-
ferenzen, der Veröffentlichung von großen Zustands- 
und Perspektivenberichten und in der Entwicklung 
von Konventionen im Umweltbereich tätig, seit der 
Ausrichtung der ersten UN-Umweltkonferenz 1972 
in Stockholm waren etwa die Konferenz von Rio 
1992 und deren Nachfolgeveranstaltung Rio+20 
Meilensteine in der globalen Umweltpolitik. Die Rio 
+20 Konferenz wird generell als Misserfolg eingestuft 
(Ivanova, 2013), jedoch wurde in dieser Konferenz 
der Grundstein zur Formulierung der nachhaltigen 
Entwicklungsziele gelegt. Inspiriert von der Wirk-
mächtigkeit der Millenniums-Entwicklungsziele 
(Millennium Development Goals, MDGs) wurde 
beschlossen, eine umfassende und universelle Agen-
da zu entwickeln, die sowohl Umweltnachhaltigkeit, 
soziale Gleichheit und grundlegende menschliche 
Bedürfnisse als auch politische Steuerungswerkzeu-
ge umfasst.

Die neuen Ziele wurden als direkte Nachfolge der Mill-
enniums-Entwicklungsziele etabliert, die im September 
2000 beschlossen wurden und bis 2015 Gültigkeit hatten. 
Sie zielten darauf ab, entlang von 8 Zielen (Abb. 1) und 
21 Zielvorgaben die Lebensverhältnisse von Menschen 
in Entwicklungsländern zu verbessern. Die MDGs wur-
den als Erfolg gefeiert und haben in der Tat dazu bei-
getragen, die Hälfte der Menschen aus extremer Armut 
zu befreien, Hunger um annähernd die Hälfte zu redu-
zieren, Kindersterblichkeit zu senken und den Zugang 
zu Grundschulbildung zu verbessern. In einem Drittel 
der Entwicklungsländer wurde Geschlechtergleichheit 
in der Grundschulbildung erreicht und die Neuinfek-

tionsraten von HIV/AIDS wurden gesenkt. Die Ziele 
konnten jedoch die ärmsten Menschen in den Entwick-
lungsländern nicht erreichen (Olinto et al. 2013) und die 
Armutsreduktion wird vorwiegend der wirtschaftlichen 
Entwicklung in China und Indien zugeschrieben (Sachs, 
2012). Umweltziele wurden nur in geringem Ausmaß 
erreicht (UN 2015a).  

Die enge Konzeption der MDGs auf nur 8 Ziele wur-
de als Stärke für die Vermittlung, die Vermarktung der 
Ziele, gesehen. Die einfache Messbarkeit der Erreichung 
einfacher und weniger Ziele mit einfachen Indikatoren 
wurde ebenfalls vielfach als Stärke der MDGs gesehen. 
Allerding wurde genau dieser gepriesene reduktionisti-
sche Ansatz der Millenniums-Entwicklungsziele dafür 
kritisiert, der Komplexität und Multidimensionalität 
von Nachhaltigkeitsfragen nicht gerecht zu werden und 
zu einer Verzerrung des Nachhaltigkeitsdiskurses und 
damit auch der Ergebnisse der Umsetzung zu führen 
(Fukuda-Parr, Yamin, & Greenstein, 2014).
Abbildung 1: Die Millenniums-Entwicklungsziele.
Die Agenda 2030 als Folgeprozess der MDGs sollte 
daher zwar weiterhin auf konkret formulierten Zie-
len beruhen, jedoch so umorganisiert werden, dass 
sie die nationale und internationale Politikgestaltung 
„holistischer als die MDGs “ (UN 2012 #i) in vier 
Dimensionen anleiten sollte: (1) inklusive soziale 
Entwicklung, (2) inklusive wirtschaftliche Entwick-
lung, (3) Umweltnachhaltigkeit und (4) Frieden und 
Sicherheit (UN 2012).  

Die neuen Ziele (Abb. 2) wurden in zwei Entwick-
lungssträngen erarbeitet, nämlich einerseits einem 
formellen Konsultationsprozess auf Regierungs-
ebenen und andererseits einem umfassenden Par-
tizipationsprozess, in den annähernd 2 Millionen 
Menschen in 88 Ländern in der Form von „globalen 

Abbildung 1: Die Millenniums-Entwicklungsziele.
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Konversationen“ eingebunden wurden. Damit un-
terscheiden sich die SDGs wesentlich von den Mil-
lenniumszielen, die von VertreterInnen der UN, von 
Weltbank, IWF und dem Entwicklungsausschuss 
des Development Assistance Committee der OECD 
ohne weitergehenden Konsultationsprozess ausgear-
beitet worden waren (Fukuda-Parr, 2016). 

Vergleicht man die Zielportfolios der MDGs und der 
Agenda 2030, werden mehrere Unterschiede deutlich 
(vgl. Abb. 3). Die „Sicherung der ökologischen Nach-
haltigkeit“ wurde in mehreren Zielen konkretisiert, 
währen die verschiedenen Gesundheitsziele in ein 
Ziel zusammengefasst wurden. Das Bildungsziel wur-

de umfassender, aber damit auch abstrakter, während 
die Ziele 7–12 als deutliche Konkretisierungen gesell-
schaftlicher Transformationen interpretiert werden 
können. Ein neues Ziel in diesem Teil der Agenda ist 
Ziel 10, das auf eine Verringerung der Ungleichheit in 
und zwischen Ländern abzielt. Die Aufnahme dieses 
Ziels stieß besonders bei Industriestaaten auf Ableh-
nung: Sie wurde von Ländern des globalen Südens 
„(früher: „Entwicklungsländer“) und von Gruppen 
der Zivilgesellschaft eingefordert (Fukuda-Parr, 2016). 
Dieses Ziel wird auch als Voraussetzung für das Ziel 8, 
der Förderung von „dauerhaftem, breitenwirksamen 
und nachhaltigem Wirtschaftswachstum, produktiver 
Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für 

 
eine nachhaltige Landwirtschaft fördern 

 

 
befähigen 

 
alle gewährleisten 

 

 

 
ergreifen * 1 
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alle“ gesehen1. Ziel 8 ist zugleich einer der wesent-
lichen Kritikpunkte an der Agenda 2030. Kritisiert 
wird die Perpetuierung der Hegemonie der Kom-
modifizierung der Gesellschaft (Kopnina, 2016)und 
auch des Nachhaltigkeitsdiskurses und der Fokus auf 
dauerhaftes (wenn auch inklusives und nachhaltiges) 
Wirtschaftswachstum. Dabei wird insbesondere da-
rauf hingewiesen, dass es durch Marktmechanismen 
bislang nicht gelungen ist, den Ausstoß von Treibh-
ausgasen wirksam zu reduzieren und die Biodiver-
sitätsverluste zu stoppen. Ziel 10, die Verringerung 
der Ungleichheit in und zwischen Ländern, ist auf 
Zielvorgabenebene stark mit allen anderen Zielen 
vernetzt (siehe weiter unten). Daraus kann abgeleitet 
werden, dass diesem Ziel, das zu Beginn der Diskus-
sionen um die SDGs deutlich dem Ziel 8 untergeord-

-
-

net wurde, im Verlauf des Entstehungsprozesses der 
Agenda 2030, eine wichtigere Rolle zugeordnet wurde. 

Wesentliche Elemente der „globalen systemischen 
Dysfunktionen“ (Wals & Peters 2018), die zur Postu-
lierung eines neuen Erdzeitalters, des Anthropozäns 
(Crutzen, 2006, Smith & Zeder, 2013), geführt ha-
ben, sind biosphärischer Natur. Der hier vorgelegte 
Perspektivenbericht konzentriert sich auch deshalb 
auf die biosphärischen Ziele, weil die Erreichung 
dieser Ziele eine wesentliche Voraussetzung für die 
Erreichung anderer Ziele darstellt. Er wird aber auch 
dem Anspruch auf Unteilbarkeit der Agenda 2030 
gerecht, indem er, von den biosphärischen Zielen 
ausgehend, die Vernetzung mit anderen Zielen im 
Fokus behält.

 

Ziel 1: Beseitigung der extremen Armut und des Hungers 

Ziel 2: Verwirklichung der allgemeinen Grundschulbildung 

Ziel 3: Förderung der Gleichheit der Geschlechter und 
Ermächtigung der Frauen 

Ziel 4: Senkung der Kindersterblichkeit 

Ziel 5: Verbesserung der Gesundheit von Müttern 

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen 
Krankheiten 

Ziel 7: Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit 

Ziel 8: Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft  

Ziel 1: Armut in allen ihren Formen und überall beenden  

Ziel 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine nachhaltige 
Landwirtschaft fördern  

Ziel 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern  

Ziel  4:  Inklusive,  gleichberechtigte  und  hochwertige  Bildung  gewährleisten  und Möglichkeiten  lebenslangen 
Lernens für alle fördern  

Ziel 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befähigen  

Ziel  6:  Verfügbarkeit  und  nachhaltige  Bewirtschaftung  von  Wasser  und  Sanitärversorgung  für  alle 
gewährleisten  

Ziel 7: Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für alle sichern  

Ziel  8: Dauerhaftes, breitenwirksames  und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive  Vollbeschäftigung 
und menschenwürdige Arbeit für alle fördern  

Ziel  9:  Eine  widerstandsfähige  Infrastruktur  aufbauen,  breitenwirksame  und  nachhaltige  Industrialisierung 
fördern und Innovationen unterstützen  

Ziel 10: Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern  

Ziel 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen  

Ziel 12: Für nachhaltige Konsum‐ und Produktionsmuster sorgen  

Ziel 13: Umgehend Massnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen  

Ziel  14: Ozeane, Meere  und Meeresressourcen  im  Sinne  nachhaltiger  Entwicklung  erhalten  und nachhaltig 
nutzen  

Ziel 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern  

Ziel 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern  

Ziel 17: Umsetzungsmittel stärken und die Globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit neuem Leben 
erfüllen 
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Grundprinzipien der SDGs

Die Agenda 2030 ist universell, integriert und un-
teilbar (UN 2015b). Universell bedeutet, dass sie für 
die ganze Welt gilt. Dies ist ein großer Fortschritt ge-
genüber den MDGs, der allerdings auch dazu führt, 
dass die Zielmessung, -gewichtung und vor allem die 
Umsetzung in sehr verschiedenen gesellschaftlichen 
Kontexten ganz unterschiedliche Bündel von Maß-
nahmen brauchen. Die Agenda 2030 überlässt daher 
die Umsetzung der Agenda den einzelnen Mitglieds-
staaten. 

Die Agenda 2030 ist ein hochkomplexes politisches 
Rahmenwerk. Die darin verknüpften Ziele sind 
ebenso ambitioniert wie verschieden und stellen an 
die umsetzenden Staaten große Anforderungen. Das 
kommt auch darin zum Ausdruck, dass die 17 Ziele 
mit insgesamt 169 den Zielen zugehörigen Zielvor-
gaben konkretisiert wurden. Es wäre daher für um-
setzende Staaten und deren Institutionen nahelie-
gend, sich jeweils nur jene Ziele auszuwählen, deren 
(zumindest teilweise) Erreichung keine allzu große 
Herausforderung darstellt und andere, schwer zu er-
reichende, Ziele zu ignorieren. Ein solches „cherry 
picking“ oder Rosinenklauben kann aber über die 
Vortäuschung von Umsetzungsaktivität hinaus noch 
grundsätzlichere Probleme verursachen: mehrere 
Zieldimensionen stehen immer in einem Zusam-

menhang zueinander, sie können sich gegenseitig 
verstärken, aber zueinander auch im Widerspruch 
stehen. Wenn bei der Umsetzung jeweils nur ein 
Ziel mit seinen Zielvorgaben bearbeitet wird, ohne 
seine Interaktionen mit den anderen Zielvorgaben 
zu beachten, können negative Konsequenzen für die 
Erreichung anderer Ziele unentdeckt bleiben. Solche 
Zielkonflikte fanden sich z. B. bei der Umsetzung 
von Naturschutzvorhaben, die armutsverstärkend 
sein können (CIFOR, 2003) oder bei der Substituti-
on von fossilen Kraftstoffen mit Agrotreibstoffen als 
Klimaschutzmaßnahme, die Zielkonflikte mit Biodi-
versitätszielen bringen (Danielsen et al., 2009). 

Um einem Rosinenklauben und der Erzeugung von 
Zielkonflikten zu vorzubeugen, hat die UNO einen 
integrierten Ansatz für die Agenda 2030 gewählt. 
Sie hat die Zielvorgaben für ein Ziel jeweils so for-
muliert, dass sie mit anderen Zielen verflochten sind 
(Abb. 2). Dadurch wird es schwieriger, bei der Um-
setzung eines Ziels die jeweils anderen Ziele außer 
Acht zu lassen. 

Um diese Verknüpfung von allen Zielen und Zielvor-
gaben darzustellen, wurde bereits im Mai 2015 eine 
Netzwerkanalyse vorgelegt (Blanc, 2015). Da von 
den 17 Zielen eines, nämlich Ziel 17, keine inhaltli-
che Agenda beschreibt, sondern die Umsetzung an-
spricht, und da auf der Ebene der 169 Zielvorgaben 
mehrere die Mittel der Umsetzung ansprechen (ins-

2.4 Bis  2030 die Nachhaltigkeit der Systeme der 
Nahrungsmittelproduktion sicherstellen ….

, … 

6.6 Bis  2020 

8.5 Bis  2030 die … 
… 

3.9 Bis  2030 die Zahl der Todesfälle und Erkrankungen aufgrund 
gefährlicher Chemikalien 

12.8 Bis  2030 sicherstellen, dass die Menschen überall über 
einschlägige Informationen und das 
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besondere sind das Finanzinstrumente, Kapazitäten-
Entwicklungsmaßnahmen, Technologietransfer und 
Handel), wurden diese aus der Analyse ausgeklam-
mert. So wurden Interaktionen auf inhaltlicher Ebe-
ne sichtbar. Abbildung 2 verdeutlicht diese Verknüp-
fungen von Zielvorgaben der Ziele 2, 3, 6, 8 und 12 
mit dem Ziel 15. Solche Relationen wurden für 107 
Subziele und 16 Ziele dargestellt. Die Ziele sind un-
gleich stark miteinander vernetzt. Verantwortlicher 
Konsum und Produktion (Vernetzung mit 14 Ziel-
vorgaben anderer Ziele), Ungleichheit (12), Armut 
(10) und Wachstum und Beschäftigung (10) stehen 
oben auf der Liste. Am unteren Ende der Liste stehen 
Energie (3), Infrastruktur und Industrialisierung (3) 
und Ozeane (2). Abbildung 3 zeigt die Ergebnisse 
dieser Analyse.

Die Vernetzung der Ziele über ihre Zielvorgaben ist 
also ein geschicktes Mittel, um sicherzustellen, dass 
die Agenda 2030 als Gesamtheit bearbeitet wird. Es 
ist aber auch evident, dass die stark vernetzten Zie-
le wie eine verantwortliche Gestaltung von Konsum 
und Produktion und die Verringerung der Ungleich-
heit durch ihren höheren Vernetztheitsgrad nicht 
wichtiger sind als andere Ziele wie die Sicherung des 

Zugangs zu nachhaltiger Energie, der Eindämmung 
des Klimawandels und des Schutzes von Landöko-
systemen und der Förderung ihrer nachhaltiger Nut-
zung. 

Ebenso wie bei den 20 AICHI-Biodiversitätszielen 
(vgl. Sturmbauer et al., 2018, 71–84), wird die Frage, 
wie sich Maßnahmen zur Erreichung von einzelnen 
Zielvorgaben auf die jeweils anderen Zielvorgaben 
und Ziele auswirken, als wesentliche Aufgabe für die 
Wissenschaft identifiziert und als Forschungsaufga-
be angenommen. Die meisten Arbeiten zu den SDGs  
befassen sich mit den beschriebenen Interaktionen 
der Ziele und Zielvorgaben (Weitz, Carlsen, Nilsson, 
& Skånberg, 2018).  

Nilsson, Griggs, & Visbeck (2016) publizierten im 
Fachjournal Nature einen einfachen Zugang, um In-
teraktionen der Zielvorgaben abzuschätzen: auf einer 
7-stufigen Skala werden von Gruppen von ExpertIn-
nen die Beziehungen von Zielen und Zielvorgaben 
bewertet (Abb. 3). 

Die Skala reicht von +3 für Ziele und Zielvorgaben 
die unteilbar sind (z. B. führt die Erreichung von 

-
vektors, der bemisst, wie gut ein Element mit anderen stark verbundenen Elementen verbunden ist (Wiedergegeben 
aus Mohr 2016). 
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Zielvorgabe 14.72 zur Erreichung von Zielvorgabe 
1.1 und 1.23) über Beziehungen die sich gegenseitig 
verstärken (+2) bzw. ermöglichen (+1), bzw. die 
Möglichkeiten für die Erreichung eines anderen 
schaffen. Die AutorInnen der Arbeit nennen hier als 
Beispiel die Bereitstellung von Beleuchtung in länd-
lichen Haushalten in Ländern des globalen Südens, 
die Bildung unterstützt, weil auf diese Weise abends 
Hausaufgaben gemacht werden könnten (allerdings 
garantiert – wie viele von uns wissen – das Vorhan-
densein von Strom nicht, dass Hausaufgaben auch 
wirklich gemacht werden). Ziele können sich klarer-
weise auch neutral zueinander verhalten (0), Bildung 
und Bewahrung des Lebens in den Ozeanen sind 
voneinander im Wesentlichen unabhängig. Ziele 
können einander einschränken, Klimawandel und 
Nutzung fossiler Energien stehen in einem solchen 
Verhältnis (-1), sie können einander widersprechen 
(-2), das wurde vor allem beim Ziel 8 (Wirtschafts-
wachstum) und den biosphärischen Zielen bereits 
deutlich. Ziele können einander aber auch gegensei-
tig ausschließen (-3). 

Der Internationale Dachverband der wissenschaftli-
chen Gesellschaften (ICSU), hat 2017 in einer um-
fangreichen Studie diese Methode angewandt, um 
die Interaktionen zwischen den Zielen 2, 3, 7 und 
14, genauer unter die Lupe zu nehmen (Internatio-
nal Council for Science (ICSU), 2017). Der Bericht 
diskutiert nicht nur die Interaktionen, sondern auch 
die wesentlichen Wissenslücken, was ihn als Grund-
lage einer wissenschaftlichen Beschäftigung mit den 
SDGs besonders wertvoll macht.4 In Abbildung 4 ist 
ein Beispiel für die Darstellungen aus diesem Bericht 
zu sehen, die bereits vorgestellte 7-teilige Skala liegt 
dieser Analyse zu Grunde. Von den 316 Interaktio-
nen der Zielvorgaben der waren 238 positiv, 66 neu-
tral und 66 negativ. Beziehungen die sich ausschlie-
ßen (-3), wurden nicht geortet. 

Diese Methode wurde inzwischen in einer Reihe von 
Untersuchungen angewandt, z. B. um die Beziehun-

Inselentwicklungsländer und die am wenigsten entwickelten Länder erhöhen, namentlich durch nachhaltiges Management der 
Fischerei, der Aquakultur und des Tourismus

-
 

1.2 Bis 2030 den Anteil der Männer, Frauen und Kinder jeden Alters, die in Armut in all ihren Dimensionen nach der jeweiligen 

4  

gen des Energieziels SDG 75 mit allen anderen Zie-
len zu untersuchen (McCollum et al., 2018). Auf der 
Basis einer Literaturanalyse und des vorgestellten 
Bewertungsschemas wurde ebenfalls festgestellt, dass 
die positiven Interaktionen überwiegen.  Die einzige 
Bewertung mit -2 wurde in der Interaktion des Ziels 
7 mit Zielvorgabe 2.3 gefunden, in der es um die Ver-
dopplung der landwirtschaftlichen Produktivität und 
die Einkommen von kleinen Nahrungsmittelprodu-
zenten geht, wenn große Flächen für die Produktion 
von Agrokraftstoffen und nicht für Nahrungsmittel 
eingesetzt werden. 

Für Schweden, das versucht, sich als Vorbild in der 
Umsetzung der SDGs zu etablieren (Engström, How-
ells, & Destouni, 2018, Weitz et al., 2018), wurde die-
se Methode angewandt, um die Interaktionen von je 
zwei für Schweden relevanten Zielvorgaben für alle 
SDGs abzuschätzen. Von den 1122 untersuchten 
Interaktionen waren nur 4 % im negativen Bereich 
angesiedelt, keine Interaktion wurde als ausschlie-
ßend bewertet. Die Analyse wurde in dieser Arbeit 
um eine Netzwerkanalyse erweitert, die es erlaubt, 
Subnetzwerke genauer zu analysieren und Interaktionen 
höherer Ordnung einzubeziehen. 

In der Anwendung der Bewertungsmatrix stellt sich 
die grundlegende Frage der Ebene, auf der die Bewer-
tungen vorgenommen werden. Weitz et al. (2018) ver-
deutlichen, dass die Ebene der Ziele dafür zu hoch an-
gesiedelt ist weil die Möglichkeiten der Interaktionen 
bei breiten Zielen zu vielfältig sind, um sie mit einem 
Wert zu versehen. Auch für die Ebene der Zielvorga-
ben können verschiedene Maßnahmen verschiedene 
Bewertungen ergeben. Wir schlagen daher vor, die Be-
wertungen auf Ebene von Maßnahmen durchzuführen 
und somit jede Maßnahme, die gesetzt wird, um eine 
Zielvorgabe zu erreichen, zu bewerten. Eine weitere 
grundlegende und entscheidende Frage bezieht sich 
auf die ExpertInnengruppe die bewertet: hier sind ei-
nerseits hohe Anforderungen an den Einblick in ein 
Fachgebiet und andererseits auch die Fähigkeit, inter-
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disziplinär zu denken, gefragt. Unabhängige Gruppen 
von WissenschafterInnen wären ein ideales Gremium, 
um solche Bewertungen durchzuführen, und die Poli-
tikgestaltung bei der Navigation durch die Komplexität 
der Agenda 2030 zu unterstützen. Spätestens hier treten 
Fragen von Macht in den Vordergrund und können die 
Bewertungen stark beeinflussen (Nilsson, pers. Komm.).  
 
Die Interaktion von Maßnahmen zur Erreichung 
des 2°C Klimaziels und der Erreichung der SDGs 
wurde von (Stechow et al., 2016) entlang verschie-
dener energierelevanter Mitigations-Szenarien in ei-
ner Modellstudie untersucht. Die Arbeit zeigt, dass 
schwache und kurzfristige Mitigationsstrategien er-
hebliche negative Interaktionen mit SDGs erzeugen 
können, während energieverbrauchssenkende Maß-
nahmen der Schlüssel dabei sind, diese negativen In-
teraktionen in Synergien zu verwandeln. Die Arbeit 

verdeutlicht auch, dass es nötig ist, Klimapolitik und 
die SDGs in einem Rahmenwerk zu bearbeiten. 

Eine weitere modellbasierte Arbeit widmet sich der 
Frage nach den Interaktionen zwischen Naturschutz 
und Nahrungsmittelproduktion und Nahrungsmit-
telpreisen im Kontext der SDGs und weist SDG 12 
(Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster si-
cherstellen) eine zentrale Rolle in der Minimierung 
von Zielkonflikten zwischen Nahrungsmittelsicher-
heit und Biodiversitätserhaltung zu (Obersteiner et 
al., 2016).

Eine neuere Arbeit bietet einen vollständigen Überblick 
über Synergien und Konflikte innerhalb und zwischen 
den SDGs auf Basis einer historischen Analyse (Prad-
han et al., 2017). Daten der UNO zu 122 Indikatoren für  
227 Länder zwischen 1983 und 2016 wurden von ei-
ner Gruppe am Potsdamer Institut für Klimafolgen-

Interaction Name Explanation Example

3  Indivisible  Inextricably linked to the 
achievement of another goal. 

Ending all forms of discrimination against women and 
girls is indivisible from ensuring women’s full and 
effective participation and equal opportunities for 
leadership. 

2  Reinforcing  Aids the achievement of 
another goal. 

Providing access to electricity reinforces water‐
pumping and irrigation systems. Strengthening the 
capacity to adapt to climate‐related hazards reduces 
losses caused by disasters. 

1  Enabling  Creates conditions that further 
another goal. 

Providing electricity access in rural homes enables 
education, because it makes it possible to do 
homework at night with electric lighting. 

0  Consistent  No significant positive or 
negative interactions. 

Ensuring education for all does not interact 
significantly with infrastructure development or 
conservation of ocean ecosystems. 

–1  Constraining  Limits options on another goal. 
Improved water efficiency can constrain agricultural 
irrigation. Reducing climate change can constrain the 
options for energy access. 

–2  Counteracting  Clashes with another goal.  Boosting consumption for growth can counteract 
waste reduction and climate mitigation. 

–3  Cancelling  Makes it impossible to reach 
another goal. 

Fully ensuring public transparency and democratic 
accountability cannot be combined with national‐
security goals. Full protection of natural reserves 
excludes public access for recreation. 

al., 2016).
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forschung analysiert. Dabei kamen die 
Forscher unter anderem zu folgenden 
Ergebnissen, wie die Internetplattform 
Springer Professional ausführt:

• Innerhalb der SDGs gibt es global 
betrachtet weit mehr positive als ne-
gative Wechselwirkungen, vor allem  
bei den Zielen „Keine Armut“   
(SDG 1), „Gesundheit und Wohler-
gehen“  (SDG 3), „Hochwertige Bil-
dung“ (SDG 4), „Weniger Ungleich-
heiten“  (SDG 10), „Nachhaltiger 
Konsum und nachhaltige Produk-
tion“  (SDG 12) und „Maßnahmen 
zum Klimaschutz“ (SDG 13).

• Zwischen den einzelnen SDGs zei-
gen sich weltweit gesehen sowohl 
positive als auch negative Interak-
tionen. Die Ziele „Keine Armut“ 
(SDG 1) und „Gesundheit und 
Wohlergehen“ (SDG 3) besitzen eine 
positive Beziehung mit den meisten 
anderen Zielen. Die SDG „Nachhal-
tiger Konsum und nachhaltige Pro-
duktion“ (SDG 12) sowie  „Leben an 
Land“  (SDG 15) stehen mit ande-
ren Zielen zumeist in einem Span-
nungsverhältnis.

• Auch auf Länderebene überwiegen 
die positiven Wechselwirkungen 
zwischen den SDGs. Der Anteil der Synergien 
beträgt in allen untersuchten Staaten über 40 
Prozent, in 70 Staaten sogar über 60 Prozent. Der 
Anteil der Zielkonflikte liegt in fast allen Staaten 
unter 50 Prozent, in 140 Staaten unter 40 Prozent 
(vgl. auch Abb. 8).

• In der Länderperspektive besitzt das Ziel „Ge-
sundheit und Wohlergehen“  (SDG 3) die meis-
ten positiven Wechselbeziehungen mit anderen 
Nachhaltigkeitszielen. Der potenziell größte 
Positivhebel besteht dabei zwischen den Zielen 
„Gesundheit und Wohlergehen“ und „Sauberes 
Wasser und Sanitäreinrichtungen“ (SDG 3 und 

6  

7  

6), mit einer möglichen Auswirkung auf rund  
3 Milliarden Menschen.

• Der größte vermeintliche Zielkonflikt besteht 
zwischen den Zielen „Gesundheit und Wohlerge-
hen“ und „Nachhaltiger Konsum und nachhalti-
ge Produktion“ (SDG 3 und 12). In 121 Staaten 
mit einer Gesamtbevölkerung von insgesamt  
3,4 Milliarden Menschen rangiert dieser an 
oberster Stelle.6,7 

Klarerweise ist jedes Land der Erde durch seine spe-
zifische Situation gekennzeichnet, was auch auf das 
jeweilige Verhältnis der Subziele zueinander Einfluss 
hat. Eine japanische Studie vergleicht mehrere ostasi-
atische Staaten, darunter Japan, China, Kambodscha 

-
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und Bangladesch.8 Eine solche Studie für Österreich 
steht aus, ohne Experteneinschätzungen auf Ebene 
der Zielvorgaben ist die Beantwortung dieser Frage 
nicht möglich. Die japanische Studie zeigt auch die 
Grenzen auf, die eine mathematische Netzwerkana-
lyse hat. Es lassen sich zwar nahezu beliebig detail-
lierte Tabellen und Grafiken herstellen, ob sie einen 
Informationsgewinn bringen, darüber gibt es keine 
Untersuchungen. Die japanische Gruppe hat ein 
Webtool zur Verfügung gestellt, bei dem alle in der 
Studie erfassten Länder umfassend präsentiert und 
mit vielen interaktiven Angeboten auch das Wissen 
über die Herausforderungen in jedem einzelnen 
Land erweitert werden kann9. Die Studie untersucht 
auch nachbarliche Beziehungen und deren Einfluss, 

8 

9 

10 

was auch im Fall eines Landes mit vielen Nachbarn 
wie Österreich in jede Strategie einfließen muss.  
 
Herausforderungen gibt es nicht nur hinsichtlich 
der Frage, wie die Ziele zueinander in Verbindung 
stehen und ob sie einander widersprechen, sondern 
auch bei den vielen bestehenden Forschungslücken. 
In der Forschungsliteratur wird auch darauf hinge-
wiesen, dass das Monitoring, also die Feststellung, ob 
man sich einem Ziel nähert, von guten Indikatoren 
abhängt. Eine Gruppe von Experten aus statistischen 
Zentralämtern und entsprechenden Wissenschaft-
lerInnen bearbeitet in einer UN-Arbeitsgruppe die 
Frage nach geeigneten Indikatoren, die in 3 Quali-
tätsklassen eingeteilt werden, in Tier I, II, und III.10 

-
han et al. 2017, eigene Darstellung: V. Winiwarter 2018).
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Im Dezember 2017 waren 93 Indikatoren der Klasse 
I, 66 der Klasse 2 und 68 der Klasse drei zugeordnet.11 
Unter Tier I werden jene Indikatoren subsummiert, 
die konzeptuell klar sind, für die es eine international 
anerkannte, standardisierte Berechnungsmethode 
gibt und für die regelmäßig Daten für mindestens 
50 % der Ländern, für die der Indikator relevant ist, 
bzw. 50 % der Bevölkerung in allen Regionen, für die 
der Indikator relevant ist. Tier II unterscheidet sich 
davon dadurch, dass die Daten nicht regelmäßig er-
hoben werden, die man bräuchte, um einen konzep-
tuell klaren, international anerkannten und standar-
disierten Indikator auch anwenden zu können. Tier 
III versammelt alle jene indikatoren, die sich noch im 
Entwicklungsstadium befinden. Es ist auch auf die-
sem Gebiet noch viel zu tun. 

Die Umsetzung der SDGs in Österreich

Die deutsche Bertelsmann-Stiftung finanzier-
te einen Ländervergleich der Implementation der 
Agenda 2030. Österreich schneidet dabei sehr gut 
ab und wurde auf Rang 7 gereiht. Das Land wurde 
bei SDG 1, 6 und 7 sehr gut bewertet, bei SDGs 15 
und 17 zeigten sich starke Defizite, auch SDGs 5, 9, 
12 und 13 wiesen niedrige bis mittlere Werte auf. 
Dabei ist zu beachten, dass z. B. SDG 1.2., das eine 
Halbierung von Armut gemäß der nationalen Ar-
mutsdefinition vorsieht, 2016 noch nicht beurteilt 
werden konnte, aber gemäß einem Bericht der Sta-
tistik Austria keine sinkende Tendenz aufweist12 und 
somit einer Erreichung nicht nähergekommen ist. 
Doch selbst für die führenden drei Länder Schwe-
den, Dänemark und Finnland hält der Bericht fest, 
dass sie in der Bekämpfung von Klimawandel und in 
der Geschlechtergleichstellung sowie Bildung großen 
Herausforderungen gegenüberstehen.

Die reichen Länder externalisieren allerdings gro-
ße Teile ihrer sozialen und Umweltprobleme in 
arme Länder. Diese Effekte wurden in einem weite-
ren Bericht der Bertelsmann Stiftung als Spillover- 
Effekte in den Bereichen Umwelt, Wirtschaft, Finanz 

11 

12 -

13 

14
Einschätzung zum Mainstreaming: 

und Regierungsführung sowie Sicherheit gemessen13. 
Generell zeigt sich hier eine starke Korrelation mit 
dem pro Kopf Einkommen in den Staaten. Ös-
terreich liegt bei diesem Wert etwa gleichauf mit 
Schweden und Deutschland, die negativsten Effekte 
auf andere Länder wurden für die Schweiz, Singapur 
und Luxemburg festgestellt. Diese Spillover-Werte 
wurden allerdings nicht in die Gesamtrankings ein-
bezogen. Die reichen Staaten, darunter auch Öster-
reich, schnitten unter Einbeziehung dieser Werte 
also schlechter ab als dargestellt. 

Die Agenda 2030 wird von den UN-Mitgliedsstaaten 
umgesetzt. Die österreichische Bundesregierung 
wählte dafür einen „Mainstreaming-Ansatz14“. Mit 
einem Ministerratsbeschluss beauftragte die Bun-
desregierung im Jänner 2016 die Bundesministeri-
en, die Agenda 2030 in Strategien und Programme 
zu integrieren und Aktionspläne und Maßnahmen 
auszuarbeiten. Es wurde eine interministerielle Ar-
beitsgruppe eingesetzt, die unter der Leitung des 
Bundesministerium für Europa, Integration und Äu-
ßeres sowie des Bundeskanzleramtes steht. Die Lei-
tung der Arbeitsgruppe hat jedoch nur für das Be-
richtswesen eine koordinierende Rolle und ist nicht 
mit der Steuerung oder Lenkung der Umsetzung der 
Agenda 2030 betraut. Österreich hat auch nicht, wie 
z. B. Deutschland, die Tschechische Republik oder 
Schweden, eine Strategie zur Umsetzung der Agenda 
2030 erarbeitet.

Damit gibt es in Österreich weder eine nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie zur Umsetzung der SDGs, 
noch eine zentrale Verantwortung für deren Umset-
zung. In Deutschland, der Schweiz und Schweden 
wurden bzw. werden diese Strategien unter Einbin-
dung der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft in 
partizipativen Prozessen erarbeitet. Derzeit gibt es 
in Österreich keine koordinierte Einbindung der Zi-
vilgesellschaft. Während in Deutschland, Schweden 
und der Schweiz die Wissenschaft in die Umsetzung 
systematisch einbezogen sind, ist eine derartige Ein-
bindung in Österreich zwar angedacht, wurde aber 
noch nicht umgesetzt. Das Ökobüro als Zusammen-
schluß von NGOs stellt eine Informationsplattform 
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zur Verfügung.15 Am 27. September 2017 schlossen 
sich über 80 zivilgesellschaftliche Organisationen aus 
verschiedenen Bereichen zusammen, um sich für die 
Umsetzung der 2030 Agenda und der darin enthal-
tenen Ziele für Nachhaltige Entwicklung (Sustaina-
ble Development Goals – SDGs) einzusetzen, zuvor 
wurde diese Koordinationsrolle von der AG Globale 
Verantwortung wahrgenommen. Sie betreiben ge-
meinsam eine zivilgesellschaftliche Plattform für 
die Umsetzung der SDGs16 Mehrere Akteure aus der 
Wissenschaft, etwa die Allianz Nachhaltiger Univer-
sitäten, die ein Optionenpapier zur Gestaltung und 
Umsetzung der SDGs in Österreich erarbeiten wird17 
oder auch die Akademie der Wissenschaften als un-
abhängige Gelehrtengesellschaft, die  bereits Vorleis-
tungen in den Prozess einbringen.

Die geringe Wahrnehmbarkeit der Umsetzung mag 
teils dem Mainstreaming Ansatz geschuldet sein. 
Gerade auf kommunaler Ebene und in einzelnen 
Bundesländern auch auf Länderebene sind in vielen 
Bereichen Maßnahmen umgesetzt worden, die zur 
Erreichung der SDGs beitragen, ohne dass sie als sol-
che ausgeschildert wurden. Doch wurde die Agenda 
2030 nicht in das Arbeitsprogramm der Regierung 
für 2017 und 2018 aufgenommen. Im Regierungs-
programm 2017–2022 wird die Agenda 2030 nur 
zweimal erwähnt, Österreich bekennt sich darin zur 
gesamtstaatlichen Umsetzung der Agenda 203018, 
ohne konkrete Maßnahmen zu beschreiben. 

Der Entwurf der Klima- und Energiestrategie der 
österreichischen Bundesregierung19 erwähnt die 
Agenda 2030 nicht, obwohl eine Reihe von SDGs 
davon direkt betroffen sind (insbesondere SDG 7 
und 13). Angesichts aktueller Forschungsergeb-
nisse wie der oben zitierten Studie von Stechow et 
al., (2016), empfiehlt sich eine intensive Abstim-
mung von vorgeschlagenen Maßnahmen (nach 
deren Konkretisierung) mit der Agenda 2030. 
 

15  

16  

17  hƩp://nachhalƟgeuniversitaeten.at/gesellschaŌliche‐verantwortung/sdg/
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Um die SDGs umsetzen zu können, bedarf es zudem 
einer umfassenden Lückenanalyse. Eine solche Lü-
ckenanalyse wurde bislang der Öffentlichkeit nicht 
vorgestellt, obwohl sich Österreich durch Unter-
zeichnung der Agenda 2030 zu einem „soliden, frei-
willigen, wirksamen, partizipatorischen, transparen-
ten und integrierten Rahmen zur Weiterverfolgung 
und Überprüfung“ verpflichtet hat. Derzeit  ist nicht 
bekannt, ob und in welcher Form Österreich eine 
solche  Lückenanalyse durchführen wird.

Für die Bemessung der Erfüllung der SDGs sind auf 
nationaler Ebene die von der UN vorgegebenen Sets 
von 244 Indikatoren anzupassen bzw. zu entwickeln. 
Dabei sind für rund ein Viertel der Indikatoren in 
Österreich keine Daten verfügbar, ein weiteres Fünf-
tel bezieht sich auf Größen, die keine statistischen 
Daten im eigentlichen Sinn darstellen. Für den Rest 
der Indikatoren sind Daten verfügbar, bzw. beziehen 
sich auf Ziele, die bereits erreicht sind20. Die Situati-
on in Österreich ist also nicht besser als internatio-
nal, es bedürfte eines koordinierten Vorgehens, um 
dieses Problem zu bearbeiten. 

Die Ergebnisse der Bewertung der Zielerreichung 
sind international darzustellen, die Agenda 2030 
sieht einen umfassenden Berichtsprozess zur Unter-
stützung ihrer Umsetzung vor. Die Mitgliedsstaaten 
sind eingeladen, in jährlichen Treffen freiwillig ihre 
Fortschritte in der Umsetzung zu präsentieren. Ein 
solcher Bericht soll mindestens zweimal vorgelegt 
werden, die Mitgliedsstaaten sind aber zu einer regel-
mäßigen Berichtslegung angehalten. Diese Berichte 
werden dem „Hochrangigen Politischen Forum für 
Nachhaltige Entwicklung der UN“ präsentiert, das 
die Ergebnisse diskutiert und Empfehlungen zur 
weiteren Umsetzung abgibt. Im Jahr 2016 haben  
22 Staaten über ihre Fortschritte berichtet, 2017 wa-
ren es 43 Staaten und 2018 werden es 47 Staaten sein, 
die Berichte legen21. Für 2019 sind bereits weitere  
16 Staaten angemeldet. Von den EU-Staaten werden 
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nur zwei bis Ende 2019 nicht berichtet haben, näm-
lich Bulgarien und Österreich, das für 2020 seinen 
ersten Bericht plant und insgesamt nur zweimal be-
richten möchte.

Österreich ist somit bedauerlicherweise Schluss-
licht im Prozess der Umsetzung der Agenda 2030 in 
Mitteleuropa, und teilt sich diesen Platz in der EU 
mit Bulgarien. Die Bertelsmann-Studie stellt Öster-
reich ein insgesamt sehr gutes Zeugnis aus, was so 
interpretiert werden kann, dass die Erreichung der 
Ziele der Agenda 2030 mit vertretbarem Aufwand 
machbar wäre. Umso bedauerlicher ist, dass durch 
den gewählten Mainstreaming Prozess ohne zentra-
le Koordination weder Fortschritte sichtbar werden, 
was ein schöner Ansporn für Akteure wäre, noch 
eine Einschätzung von Prioritäten möglich wird, was 
eine zentrale Steuergröße für politische Maßnahmen 
darstellt. 
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Wasser und Gesellschaft

Langfristige Vermächtnisrisiken in  
Österreich im Bereich Wasser

Im Zusammenhang von Umwelt und Gesellschaft 
kann Wasser aus drei Perspektiven betrachtet werden: 

 – Nutzung des Wassers (z. B. für die Trinkwasser-
versorgung)

 – Schutz des Wassers (z. B. vor Verunreinigungen) 
 – Schutz der Menschen vor dem Wasser (z. B. Hoch-

wasserschutz)

In jedem dieser drei Bereiche werden Entscheidungen 
getroffen, die möglicherweise langfristige Wirkungen 
haben, kaum reversibel sind und/oder unvorhergese-
hene Konsequenzen auslösen. Dabei kann es sich um 
wichtige Einzelentscheidungen handeln oder um den 
summarischen Effekt vieler kleiner Entscheidungen, 
der eine entsprechende Wirkung entfaltet. Derartige 
Entscheidungen schaffen transformative Vermächt-
nisse (sensu Winiwarter & Schmid, 2008), die künftige 
Generationen vor sehr schwierige Herausforderungen 
stellen können. Das bedeutet, dass manche kurzfristig 
erfolgreiche Maßnahmen die langfristige Vulnerabili-
tät erhöhen, weil Altlasten geschaffen werden, die die 
Handlungsmöglichkeiten einschränken. Eine strategi-
sche Planung gegen den Hintergrund globaler Trends 
wie demografische Entwicklung, Urbanisierung, Glo-
balisierung, Ressourcenknappheit und Klimawandel 
(BMUB, 2012) kann derartige Risiken reduzieren 
(SDG 8.4). 

Österreich ist mit anderen Ländern der Welt in viel-
facher Weise vernetzt. In Hinblick auf den Bereich 
Wasser sind vor allem die wirtschaftlichen Verflech-
tungen bedeutsam. Es ist deshalb nicht nur der Was-
serverbrauch bzw. die Wasserbelastung zu bedenken, 

die in Österreich selbst erfolgt, sondern auch entspre-
chende Effekte in anderen Ländern, die ursächlich auf 
Entscheidungen in Österreich zurückzuführen sind 
(Spillover-Effekte nach Sachs et al., 2017). Ein derarti-
ger Effekt ist der Einkauf landwirtschaftlicher Produk-
te aus dem Ausland, der gewissermaßen das für die 
Bewässerung erforderliche Wasser importiert (virtu-
elles Wasser, Hoekstra & Mekkonen, 2012).

Das Wechselspiel zwischen Wasser, Gesellschaft und 
Umwelt im Allgemeinen ist durch einen permanenten 
Wandel geprägt (Cosgrove & Cosgrove, 2012, Monta-
nari et al., 2013). Langfristige Wirkungen im Sektor 
Wasser können durch die folgenden dynamischen Ef-
fekte entstehen (Sivapalan & Blöschl, 2015): 

(a) Lange Zeitskalen der hydrologischen Prozesse: 
Die Trinkwasserversorgung basiert in Österreich auf 
unterirdischem Wasser, das Aufenthaltszeiten von 
hunderten Jahren und mehr besitzt. Verunreinigun-
gen, die jetzt erfolgen, können deshalb die Wasser-
versorgung über einen entsprechend langen Zeitraum 
gefährden, da eine kürzerfristige Sanierung sehr teuer 
oder nicht möglich sein kann. Verunreinigungen kön-
nen durch Düngemittel (Nitrat), Pflanzenschutzmittel 
oder Mikroverunreinigungen (z. B. Pharmaproduk-
te) erfolgen. Die möglichen Auswirkungen von Um-
wandlungsprodukten dieser Substanzen sind nicht 
immer bekannt. Klimaschwankungen sind ebenfalls 
langfristig, mit Auswirkungen auf verringerte Wasser-
verfügbarkeit im Südosten und erhöhtes Hochwasser-
risiko im Norden Österreichs.

(b) Lange Zeitskalen der technischen Systeme: Die In-
frastruktur der Wasserwirtschaft (Wasserkraft, Hoch-
wasserschutz, Wasserversorgungs- und Entsorgungs-
systeme) besitzt eine typische Lebensdauer von etwa 
einem Jahrhundert. Die erforderlichen Investitions-
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kosten sind nur über lange Zeiträume aufbringbar. Die 
Sicherung der Erhaltung der derzeit vorhandenen In-
frastruktur ist ein wichtiger Faktor. Zudem stellt sich 
die Frage des Umfangs der zusätzlichen Infrastruktur, 
die in Zukunft erhalten werden muss. Schon derzeit 
ist etwa im Bereich der Abwasserkanalsysteme eine 
gewisse Vernachlässigung der Investitionen zu orten, 
die für die Betriebe und Kommunen nicht unbedingt 
wirtschaftlich nachhaltig ist. 

(c) Lange Zeitskalen der gesellschaftlichen Prozesse: 
Die Werte der Gesellschaft verändern sich nur lang-
sam, auch wenn negative Effekte bestimmter Ent-
scheidungen bereits klar sichtbar sind. Beispielsweise 
dauerte es Jahrzehnte, bis in Österreich die Auswir-
kungen von Deponien auf die Grundwasserqualität in 
der Öffentlichkeit wahrgenommen wurden, und ent-
sprechende gesetzliche Maßnahmen gesetzt wurden. 
Ähnliche Effekte kann es bei der Gewässerregulie-
rung für den Hochwasserschutz geben. Ein Rückbau 
(Gewässer renaturierung) ist erst dann möglich, wenn 
sich die gesellschaftlichen Werte ändern, und die Kos-
ten sind vielfach sehr hoch, oft viel höher als die der 
ursprünglichen Regulierungsmaßnahmen.

(d) Kipppunkte: Im Bereich der Gewässerökologie 
ist die Dynamik des ökologischen Systems teilwei-
se fragil. Ein Beispiel sind invasive, gebietsfremde 
Arten an Fließgewässern (z. B. Japanknöterich), die 
die Uferstabilität beeinträchtigen, Uferabbrüche und 
Auskolkungen erzeugen, und generell zu einer Verar-
mung der Biodiversität führen können. Arten wie die 

Kanadische Wasserpest beeinträchtigen das Gewässer 
selbst. Pflegemaßnahmen auf unbefristete Zeit werden 
dadurch notwendig. 

(e) Lock-in Situationen im Wechselspiel Gesellschaft-
Wasser: Durch das Zusammenspiel mehrerer Pro-
zesse kann es zu stabilen, aber unerwünschten Situ-
ationen kommen, die kaum oder nur sehr schwer zu 
ändern sind. Werden zum Schutz von Siedlungen 
Hochwasserschutzdämme gebaut, so werden die neu 
geschützten Fläche attraktiver für den Zuzug (der  
Levee Effekt). Dadurch wird das Hochwasserrisiko 
nicht wie intendiert verringert, sondern vergrößert. 
Eine Rückverlegung der Dämme weiter weg vom 
Gewässer ist dann nur sehr schwer durchsetzbar, ins-
besondere wenn die betroffenen Bürger bei der Ent-
scheidungsfindung eingebunden sind, wie dies heute 
gesetzlich vorgesehen ist. 

Falls die möglichen langfristigen Entwicklungspfade 
und ihre Auswirkungen bekannt sind, können diese 
zur Entscheidungsfindung für aktuelle Maßnahmen 
herangezogen werden. In vielen Bereichen sind sie 
aber nicht bekannt. Um zu vermeiden, dass kurzfris-
tig erfolgreiche Maßnahmen die langfristige Vulne-
rabilität erhöhen, sind deshalb robuste (resilienzba-
sierte) Ansätze erforderlich (Blöschl et al., 2013). Im 
Gegensatz zu optimalen Maßnahmen, die nur für ein 
bestimmtes Zukunftsszenario sehr gut wirken und für 
andere Szenarien versagen, sind robuste Maßnahmen 
für eine breite Palette von möglicherweise unerwarte-
ten Szenarien gut wirksam (Abb. 1). Die Maßnahmen 

-
-
-

bevorzugen, besonders wenn Vermächtnisrisiken zu erwarten sind. Aus: Blöschl (2017). 
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können u. a. technischer, rechtlicher oder ökonomi-
scher Natur sein. 

Handlungsmöglichkeiten in Sektoren der 
Wasserwirtschaft  

Im Folgenden werden für die wichtigsten Sektoren 
der Wasserwirtschaft in Österreich mögliche Hand-
lungsoptionen in den nächsten Jahrzehnten zusam-
mengefasst (siehe auch ÖWAV, 2015, Blöschl et al., 
2011, 2015). Der Schwerpunkt liegt dabei auf den 
Umgang mit Risiken auf unterschiedlichen Zeit und 
Raumskalen. Die Sektoren werden auf die Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs) der Vereinten Na-
tionen bezogen. 

(a) Trinkwasser und Schutz des Grundwassers (SDG  
3.d, 6.1, 6.3, 12.4): Grundwasser ist eine empfindli-
che Ressource in Hinblick auf seine Menge und 
seine physikalische, chemische und mikrobielle Be-
schaffenheit. Herausforderung betreffend die Menge 
ist die Übernutzung des Grundwassers durch Was-
serentnahmen (z. B. für die Bewässerung und für 
Trinkwasser). Herausforderungen betreffend die Be-
schaffenheit sind hohe Nitratkonzentrationen zufol-
ge Düngung in der Landwirtschaft, Belastung durch 
Pflanzenschutzmittel, Mikroschadstoffe (z. B. Phar-
maprodukte), und Wärmebelastung durch Klimaer-
wärmung  und Nutzung für Heiz- und Kühlzwecke, 
während bei der Wassernutzung durch Industrie be-
reits ein hohes Reinigungsniveau besteht. Monitoring 
und entsprechende rechtliche Vorgaben zum Schutz 
der Grundwasserressourcen sind erforderlich, um 
diese für die Einzelwasserversorgung und die Trink-
wassergewinnung von Kommunen langfristig zu si-
chern. Um den Qualitätsanforderungen gerecht zu 
werden, ist ein integratives Qualitätsmanagement 
notwendig entlang der gesamten Produktionskette: 
Schutz des Einzugsgebiets, Wassergewinnung, Was-
seraufbereitung, Wasserverteilung durch Rohrleitun-
gen, Konsumentenverhalten. Die quantitative mikro-
biologische Risikoabschätzung (QMRA) ermöglicht 
eine integrierte Beurteilung gesundheitlicher Risiken 
zufolge Krankheitserregern (Derx et al., 2016). Der 
Ausbau überregionaler Netzwerke der Trinkwasser-
versorgung kann Engpässe bei der Wassermenge in 
Trockenzeiten bzw. bei qualitativen Beeinträchti-
gungen abpuffern. Bei der Nutzung des Energiege-
haltes des Grundwassers zum Heizen und Kühlen ist 
ebenfalls ein regionaler Ansatz notwendig, der alle 

wesentlichen Nutzungen einer Region gemeinsam 
betrachtet, um die kumulativen Effekte vieler kleiner 
Einzelentscheidungen integrativ zu betrachten. 

(b) Hochwasserrisikomanagement (SDG 1.5, 2.4, 
11.5, 13.1): Österreich hatte in den letzten Jahren vie-
le große Hochwasserkatastrophen zu erleiden. Das 
Donauhochwasser im Juni 2013 richtete erheblichen 
Schaden an, aber auch kleinräumige Hochwässer wie 
im Juni 2016 in Simbach am Inn. Zum einen kann 
das Hochwasserrisiko steigen durch eine zunehmen-
de Gefährdung (größere Wahrscheinlichkeit eines 
hohen Wasserstandes). Das kann ausgelöst werden 
durch drei Faktoren: Landnutzungsänderungen wie 
Versiegelung oder intensivierte Landwirtschaft, Kli-
mawandel wie eine Verstärkung von Starknieder-
schlägen, oder durch Verlust von Rückhalteflächen 
im Vorland von Flüssen durch den Ausbau von 
Hochwasserschutzdämmen. Zum anderen kann das 
Hochwasserrisiko steigen durch die Erhöhung des 
Schadenspotentials im Überflutungsgebiet, etwa 
durch zunehmende Besiedelung und Industrie. Der 
Umgang mit Hochwässern erfuhr in den letzten 
Jahren eine Weiterentwicklung von einer Konzent-
ration auf einzelne Schutzbauwerke zu einer integ-
ralen Betrachtung des gesamten Flussgebietes und 
sich ergänzende Maßnahmen im Rahmen des inte-
grierten Hochwasserrisikomanagements. Zu dessen 
Instrumenten bzw. Aspekten zählen: Gefahrenzo-
nenplanung, überregionales Zusammenwirken von 
Hochwässern, Restrisiko (Hochwasservorsorge); Flä-
chenrückhalt, lineare Schutzmaßnahmen, Hochwas-
serretention (Hochwasserschutz); Bürgerbeteiligung, 
Öffentlichkeitsarbeit und Bildung (Bewusstseinsbil-
dung); Hochwasserwarnung, Katastrophenschutz-
pläne (Vorbereitung); Beurteilung von Hochwasser-
schäden, Ereignisdokumentation (Nachsorge). Da 
die langfristigen Zukunftspfade der hydrologisch-ge-
sellschaftlichen Entwicklung nicht im Detail bekannt 
sind, ist es wichtig, robuste Methoden anzuwenden. 
Hochwasserrückhalt ist beispielsweise ein robuster 
Ansatz, während mobiler Hochwasserschutz weniger 
robust ist. Damit können auch unerwartete Situatio-
nen gut abgedeckt werden, die oft im Zusammenwir-
ken mehrerer unwahrscheinlicher Faktoren beste-
hen, wie etwa fehlende Vorabsenkung eines Stausees 
zusammentreffend mit einem ungewöhnlich großen 
Hochwasser (Merz et al., 2015).
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(c) Gewässerökologie (SDG 6.6, 15.1, 15.8, 15.9): Die 
chemische Qualität der Fließgewässer Osterreichs 
hat sich in den letzten Jahrzehnten zufolge zahlrei-
cher Maßnahmen (z. B. Abwasserreinigung, Vermin-
derung des flächigen Nährstoffeintrages) wesentlich 
verbessert. Dennoch verfehlen manche Gewässer 
die durch die Wasserrahmenrichtlinie vorgegebenen 
Ziele in Hinblick auf die Durchgängigkeit (Unterbre-
chungen des Fließgewässers durch Querbauwerke), 
und die Abflussdynamik und Abflussmenge bei Nie-
derwasserzeiten. Besonderer Nachholbedarf besteht 
bei der Struktur (gegliederte, beschattete Flussstrecken 
statt Begradigungen) kleiner Gewässer (BMLFUW, 
2015). Eine Verbesserung der Struktur von Gewäs-
sern kann durch Renaturierungsmaßnahmen erzielt 
werden. Diese werden durch zusätzliche Maßnah-
men ergänzt, wie etwa Gewässerrandstreifen, d. h. 
Gehölzbewuchs am Ufer der Fließgewässer, um die 
Beschattung zu erhöhen und dadurch die Wasser-
temperaturen zu senken. Dies hat einen positiven 
Einfluss auf die Wassergüte in den Sommermonaten. 
Ein integrierter Ansatz, der alle betroffenen Sektoren 
(z. B. Hochwasserrisikomanagement, Wasserkraft) 
einschließt, ist anzustreben. Während bisher oft der 
Schwerpunkt des Interesses auf Einzelmaßnahmen 
lag, ist die kumulative Wirkung von vielen Maßnah-
men entlang einer Flussstrecke zu berücksichtigen, 
etwa für den Fall der Schwall- und Sunkproblematik, 
die durch Wasserkraftwerke ausgelöst wird. 

(d) Wasserversorgung, Abwasserentsorgung (SDG 
6.1, 6.3, 6.4): Da die Wasserversorgung in Österreich 
fast ausschließlich aus unterirdischem Wasser erfolgt, 
ist eine sichere Grundwasserressource die Grundvo-
raussetzung für eine gesicherte Wasserversorgung. 
Darüber hinaus ist Infrastruktur für die Wasserge-
winnung durch Brunnen oder Quellfassungen, Was-
seraufbereitung und Trinkwasserversorgungsnetze 
erforderlich. Die Abwasserreinigung wurde in den 
letzten zwei Jahrzehnten auf Stickstoff- und Phos-
phorelimination umgestellt, wodurch eine wesentli-
che Reduktion der Gewässerbelastung erzielt werden 
konnte. Die zukünftigen Herausforderungen betref-
fen erweiterte Reinigungsverfahren (z. B. durch Ak-
tivkohle) für bestimmte Stoffe, die in kleinen Men-
gen aufscheinen, wie Krankheitserreger, organische 
Spurenstoffe, Antibiotika, Hormone und Röntgen-
kontrastmittel. Umwandlungsprodukte einiger die-
ser Substanzen haben teilweise noch ungünstigere 
Eigenschaften als die Ausgangsprodukte. Auch hier 
ist ein integrativer Ansatz gefragt, der auf die sum-

marische Wirkung vieler Einzelsubstanzen, z. B. auf 
Basis von Leitparametern oder Leitparametergrup-
pen abgestellt ist. Wegen der langen Lebensdauer der 
für die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
erforderlichen Infrastrukturen sind umfassende 
Konzepte zur Erhaltung und Verbesserung der An-
lagen erforderlich, wie Life-Cycle-Betrachtungen, 
Rehabilitationskonzepte und Benchmarking, sowie 
entsprechende Fördermodelle und Finanzierungs-
modelle, die auf die zukünftige rechtliche und wirt-
schaftliche Situation im privaten und öffentlichen 
Bereich (besonders die Kommunen) abgestimmt ist. 

(e) Wasser und Landwirtschaft (SDG 2.4): Wasser 
wird für die Bewässerung in der Landwirtschaft ein-
gesetzt, allerdings betrifft das in Österreich nur 2 % 
der landwirtschaftlich genutzten Flächen. Diese lie-
gen vor allem im Osten Österreichs in den Regionen 
geringer Niederschläge. In den letzten vier Jahrzehn-
ten ist in Österreich die Verdunstung um etwa 15 % 
gestiegen (Blöschl et al., 2017). Da dieser Anstieg im 
Wesentlichen durch einen entsprechenden Anstieg 
im Niederschlag ausgeglichen war, kam es nur ver-
einzelt zu Engpässen wie in den Jahren 2003 und 
2015. Es ist zu erwarten, dass die Verdunstung weiter 
zunimmt oder zumindest auf einem hohen Niveau 
bleibt. Falls der Niederschlag nicht entsprechend 
zunimmt, ist mit einem zusätzlichen Bewässerungs-
bedarf zu rechnen. Ein größerer Einfluss könnte al-
lerdings indirekt sein, wenn wegen wärmerer Luft-
temperaturen auf andere Kulturpflanzen umgestellt 
wird, die einen höheren Wasserbedarf besitzen. Lö-
sungsinstrumente sind beispielsweise Förderungen 
die regulierend auf die Auswahl der Kulturpflan-
zen einwirken. Nach Sachs et al. (2017) ist die nach 
Österreich importierte Grundwasser übernutzung 
durch virtuellen Wasserimport mit 7,5 m³/Person/
Jahr hoch. Ein robuster Ansatz zur Reduktion des 
virtuellen Wasserverbrauchs besteht in einer Um-
stellung von Ernährungsgewohnheiten (mehr Ge-
müse, weniger Fleisch; Zessner, 2011). Die zweite 
Schnittstelle zwischen Landwirtschaft und Wasser 
sind Grundwasser verunreinigungen durch Dün-
gemittel und Pflanzenschutzmittel. Entsprechende 
Förder- und Regulierungsinstrumente sind notwen-
dig, um die Grundwasserqualität sicher zu stellen, 
und gleichzeitig attraktive Randbedingungen für die 
Landwirtschaft zu schaffen. Ein weiterer Regelkreis-
lauf, der hier zu berücksichtigen ist, ist die Erhal-
tung der Bodenfunktionen. Beim Durchfluss durch 
ein Bodenprofil werden kationische Schadstoffe an 
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der inneren Oberfläche des Bodens absorbiert. Die 
Erhaltung von Bodenfunktionen durch angepasste 
landwirtschaftliche Methoden, etwa zur Minimie-
rung der Erosion, wirken sich wiederum positiv auf 
die Qualität der Gewässer aus.

(f) Wasserkraft (SDG 7.2): Die Wasserkraft wurde 
im Österreich im Wesentlichen im 20.  Jahrhundert 
ausgebaut, mit einem starken Schub am Beginn der 
zweiten Hälfte des Jahrhunderts. Mit dem steigenden 
gesellschaftlichen Bewusstsein, dass Wasserkraft eine 
erneuerbare Ressource ist, hat sie gegen den Hinter-
grund des Klimawandels vor kurzem einen neuer-
lichen Impuls erhalten. Dabei geht es nicht nur um 
die Erzeugung einer Basislast des Stromes sondern 
auch um ihre Rolle als Speichermedium (Pumpspei-
cherkraftwerke) zum zeitlichen Ausgleich der unre-
gelmäßig erzeugten Wind- und Solarenergie und zur 
Abdeckung kurzfristiger Bedarfsspitzen. Ein weiterer 
Ausbau des vorhandenen Wasserkraftpotenzials ist 
im Vergleich zu thermischen Kraftwerken eine lang-
fristig nachhaltige Option. Auch für die nächsten 
Jahrzehnte ist trotz Klimawandel ein ähnliches Was-
serkraftpotenzial in Österreich zur erwarten. Durch 
eine Flexibilisierung des Marktes und den Ausbau 
des Hochspannungsverbundnetzes in Europa könnte 
sich eine Dynamik auf dem Energiemarkt ergeben, 
wodurch sich die Geschäftsmodelle ändern könnten, 
einschließlich der Bereitschaft zu langfristigen Inves-
titionen in die Infrastruktur. Wie auch die meisten 
anderen Sektoren der Wasserwirtschaft ist die Was-
serkraft stark von den Wertvorstellungen der Gesell-
schaft (z. B. Wirtschaftswachstum vs Umweltschutz) 
abhängig. 

Vernetzung und Konflikte zwischen Zielen  

Die zuvor angeführten Handlungsoptionen sind in 
vielfacher Weise vernetzt. In manchen Fällen lassen 
sich Synergien realisieren. In anderen Fällen treten 
allerdings Zielkonflikte auf. Diese werden durch 
politische Prozesse einer Lösung zugeführt. Ein 
langfristiger Dialog der verschiedenen Gruppen ist 
essentiell für das Erreichen tragfähiger Lösungen, 
denn Ursache-Wirkungsbeziehungen im Bereich 
Wasser sind oft langfristig. Da eine langfristige Sicht-
weise stark mit der kulturellen Dynamik zusammen-
hängt, ist ein hohes Bildungsniveau (SDG 4.1) im 
Bereich von Umwelt und Gesellschaft jedenfalls ein 
Katalysator im Dialog. Zudem können Bürgerbetei-

ligungsverfahren mithelfen, Kompromisse zu errei-
chen (SDG 6.b). Solche Verfahren verzögern zwar oft 
die Umsetzung und tragen weniger zur technischen 
Optimierung der Varianten bei, doch erhöhen sie die 
langfristige politische Stabilität der Entscheidungen 
(Carr et al., 2012). Insgesamt sind bei der Abwägung 
und dem Ausgleich von Zielkonflikten integrier-
te Prozesse der Entscheidungsfindung sinnvoll, da 
sie langfristig tragfähige Lösungen erwarten lassen 
(Abb. 2).

Drei Kombinationen von Sektoren mit potentiellen 
Zielkonflikten aber auch Synergien werden im Fol-
genden diskutiert. 

(a) Landwirtschaft – Trinkwasserversorgung (SDG 
2.4, 6.1, 6.5): Ein wichtiges Feld mit Zielkonflikten 
ist das Wechselspiel von Landwirtschaft und Trink-
wasserversorgung. In Österreich steht dabei derzeit 
die Frage der Grundwasserqualität im Vordergrund. 
Der Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutz-

Abbildung 2: Interessensgruppen, die an der Wasserwirtschaft-

-

Entscheidungen. Aus: Loucks & van Beek (2017).
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mitteln zur Optimierung des Ertrags führt zu Aus-
waschungen in das Grundwasser und damit zu 
Schadstoffkonzentrationen (z. B. Nitrat), die leicht 
die für Trinkwasser zulässigen Grenzwerte über-
schreiten. Zwar können durch geeignete landwirt-
schaftliche Methoden (z. B. Mulch, Zwischensaat) 
die Einträge in das Grundwasser gesenkt werden, 
doch ist das Konfliktpotential grundsätzlich hoch. 
Für den Ausgleich der Interessen sind in politischen 
Prozessen Lösungen zu finden. Es handelt sich dabei 
um langfristige Auswirkungen aktueller Entschei-
dungen, da sich eine Reduktion des Stoffeintrages 
aus der Landwirtschaft in der Regel nur langfris-
tig in einer Verbesserung der Grundwasserqualität 
auswirkt. Deshalb legt dieses Vermächtnisrisiko die 
Priorisierung der Trinkwasserversorgung nahe. Das 
Einrichten von Schongebieten bzw. Schutzgebieten 
für die Trinkwasserversorgung ist allerdings wegen 
des steigenden Flächendrucks politisch zunehmend 
schwieriger umzusetzen. Im Vergleich zur Grund-
wasserqualität ist die Frage der Grundwassermenge 
österreichweit gesehen derzeit weniger im Fokus, 
da die beiden letzten Jahrzehnte niederschlagsreich 
waren. Allerdings könnte die Bedeutung der land-
wirtschaftlichen Bewässerung in den nächsten Jahr-
zehnten zunehmen, wenn vermehrt Kulturpflanzen 
mit einem hohen Wasserbedarf eingesetzt werden. 
Auch dafür sind entsprechende Entscheidungspro-
zesse notwendig.

(b) Wasserkraft – Gewässerökologie (SDG 6.5, 6.6, 
7.2): Ein zweites Spannungsfeld ist Wasserkraft und 
Gewässerökologie. Die Errichtung von Wasserkraft-
werken kann Fließgewässer durch Veränderung der 
Abflussdynamik beeinflussen, wie etwa eine Vermin-
derung der Dynamik durch Speicherwirkung oder 
eine starke Erhöhung der Dynamik durch Rege-
lungsvorgänge (Schwall und Sunk). Beides ist für die 
Gewässerökologie ungünstig. Bei Laufkraftwerken 
kann die Durchgängigkeit für aquatische Fauna im 
Gewässersystem gestört werden, sofern keine Fisch-
aufstiegshilfen eingerichtet werden. Hochdruckan-
lagen sehen meist Überleitungen aus Nachbartälern 
vor, um den Zufluss zu vergrößern, wodurch Rest-
wasserstrecken mit vermindertem Abfluss entstehen. 
Der Aspekt des öffentlichen Interesses erhöht die 
Chance, Wasserkraftwerke auch unter komplexen 
Randbedingungen umzusetzen, insbesondere wenn 
auch ein Beitrag zum Hochwasserschutz geleistet 
werden kann. Auch unter dem Gesichtspunkt der 
Verhältnismäßigkeit ist es möglich, weitergehende 

ökologische Vorgaben zu erfüllen. Integrative Pla-
nungsinstrumente können den Prozess beschleuni-
gen. Allerdings sind nicht alle potentiellen Standorte 
von Wasserkraftwerken ökologisch bzw. naturschutz-
rechtlich gleich zu bewerten. Deshalb bietet sich eine 
Priorisierung von Standorten an, bei denen der Ziel-
konflikt zwischen Wasserkraft – Gewässerökologie 
geringer ist.

(c) Hochwasserrisikomanagement – Flächennutzung 
(SDG 1.5, 6.b, 11.b): Instrumente des Hochwasserri-
sikomanagements wie Rückhalteflächen und Rück-
haltebecken haben einen großen Flächenbedarf. We-
gen des Siedlungsdrucks wird deshalb das politische 
Durchsetzen von Rückhaltemaßnahmen zunehmend 
schwieriger. Die Hauptproblematik ist dabei, dass die 
lokalen Anrainer Einschränkungen in Kauf nehmen 
müssen, während eine andere Personengruppe un-
terhalb in Flussrichtung gesehen von der Maßnah-
me profitiert. Eine weitere Wirkungskette besteht bei 
der Erteilung von Baugenehmigungen in potentiell 
gefährdeten Gebieten. Baugenehmigungen werden 
auf Gemeindeebene erteilt, wodurch sich Abhängig-
keiten ergeben können. Zudem ist zu erwarten, dass 
Sturzfluten (pluviale Hochwässer) verstärkt auftre-
ten, wodurch eine Hochwassergefahr auch abseits 
von Flüssen gegeben sein kann. Für den Ausgleich 
bzw. die Abwägung der Zielkonflikte ist ein integ-
rierter Ansatz erforderlich, der sowohl räumlich in-
nerhalb eines Flussgebietes, als auch zwischen den 
Sektoren die verschiedenen Interessenslagen berück-
sichtigt. Dabei können Synergien mit anderen Zielen 
genutzt werden. Beispielsweise können Synergien 
zwischen Hochwasserrückhalt und Renaturierungs-
maßnamen zur Verbesserung der Struktur der Ge-
wässer im Vorland bzw. Auenbereich beitragen und 
zur Erhöhung der Biodiversität führen. Beim Ab-
wägungsprozess ist zu beachten, dass Vegetation in 
der Regel den Schutzgrad von Hochwässern nicht er-
höht, da die Wirksamkeit von Rückhaltemaßnahmen 
im Wesentlichen vom zurückgehaltenen Wasservo-
lumen abhängt, jedoch kaum von der Beschaffenheit 
der Oberfläche. Robuste Ansätze sind auch bei der 
Nutzung von Synergien sinnvoll. Eine Kombination 
verschiedener Instrumente kann insgesamt die ro-
buste Systemleistung stark erhöhen.

Für den Umgang mit dem Wasser in Österreich sind 
auch die Ziele für nachhaltige Entwicklung im globa-
len Kontext zu bedenken. Nach Kroll (2015) ist Ös-
terreich führend im Bereich des Abwassermanage-
ments. Nach Sachs et al. (2017) werden in Österreich 
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die wichtigsten Ziele betreffend Wasser (SDG 6) sehr 
gut erreicht, wenn auch der virtuelle Wasserimport 
(Spillover-Effekt) als hoch eingeschätzt wird. Das 
Konzept des virtuellen Wassers berücksichtigt aller-
dings nicht, ob die Güter aus wasserarmen oder was-
serreichen Ländern importiert werden. So können 
in Hinblick auf den virtuellen Wasserimport etwa 
Industrieprodukte aus dem wasserarmen Norden 
Chinas problematisch sein, Fleisch aus den wasser-
reichen Regionen Argentiniens hingegen nicht. 

Um langfristige Vermächtnisrisiken in Österreich im 
Bereich Wasser gering zu halten, sind zwei sich er-
gänzende Strategien sinnvoll: 

• Integrierte Prozesse der Entscheidungsfindung, 
die sowohl regional als auch zwischen den die 
Wasserwirtschaft betreffenden Sektoren Zielkon-
flikte ausgleichen und abwägen, um langfristig 
tragfähige Lösungen zu erhalten. 

• Robuste (resilienzbasierte) technische, rechtliche 
und ökonomische Maßnahmen, die auch bei un-
bekannten langfristigen Entwicklungspfaden gut 
wirksam sind.   

Die im Bereich Wasser angesprochenen 
Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs)

1.5 Bis 2030 die Widerstandsfähigkeit der Armen und 
der Menschen in prekären Situationen erhöhen und 
ihre Exposition und Anfälligkeit gegenüber klimabe-
dingten Extremereignissen und anderen wirtschaftli-
chen, sozialen und ökologischen Schocks und Katas-
trophen verringern.

2.4 Bis 2030 die Nachhaltigkeit der Systeme der Nah-
rungsmittelproduktion sicherstellen und resiliente 
landwirtschaftliche Methoden anwenden, die die 
Produktivität und den Ertrag steigern, zur Erhaltung 
der Ökosysteme beitragen, die Anpassungsfähig-
keit an Klimaänderungen, extreme Wetterereignisse, 
Dürren, Überschwemmungen und andere Katastro-
phen erhöhen und die Flächen- und Bodenqualität 
schrittweise verbessern.

3.d Die Kapazitäten aller Länder, insbesondere der 
Entwicklungsländer, in den Bereichen Frühwarnung, 

Risikominderung und Management nationaler und 
globaler Gesundheitsrisiken stärken.

4.1 Bis 2030 sicherstellen, dass alle Mädchen und Jun-
gen gleichberechtigt eine kostenlose und hochwertige 
Grund- und Sekundarschulbildung abschließen, die 
zu brauchbaren und effektiven Lernergebnissen führt.

6.1 Bis 2030 den allgemeinen und gerechten Zugang 
zu einwandfreiem und bezahlbarem Trinkwasser für 
alle erreichen. 

6.3 Bis 2030 die Wasserqualität durch Verringerung 
der Verschmutzung, Beendigung des Einbringens 
und Minimierung der Freisetzung gefährlicher Che-
mikalien und Stoffe, Halbierung des Anteils unbehan-
delten Abwassers und eine beträchtliche Steigerung 
der Wiederaufbereitung und gefahrlosen Wiederver-
wendung weltweit verbessern. 

6.4 Bis 2030 die Effizienz der Wassernutzung in al-
len Sektoren wesentlich steigern und eine nachhaltige 
Entnahme und Bereitstellung von Süßwasser gewähr-
leisten, um der Wasserknappheit zu begegnen und die 
Zahl der unter Wasserknappheit leidenden Menschen 
erheblich zu verringern. 

6.5 Bis 2030 auf allen Ebenen eine integrierte Bewirt-
schaftung der Wasserressourcen umsetzen, gegebe-
nenfalls auch mittels grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit. 

6.6 Bis 2020 wasserverbundene Ökosysteme schüt-
zen und wiederherstellen, darunter Berge, Wälder, 
Feuchtgebiete, Flüsse, Grundwasserleiter und Seen. 

6.b Die Mitwirkung lokaler Gemeinwesen an der Ver-
besserung der Wasserbewirtschaftung und der Sani-
tärversorgung unterstützen und verstärken.

7.2 Bis 2030 den Anteil erneuerbarer Energie am glo-
balen Energiemix deutlich erhöhen.

8.4 Bis 2030 die weltweite Ressourceneffizienz in 
Konsum und Produktion Schritt für Schritt verbes-
sern und die Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Umweltzerstörung anstreben, im Einklang mit 
dem Zehnjahres-Programmrahmen für nachhaltige 
Konsum- und Produktionsmuster, wobei die entwi-
ckelten Länder die Führung übernehmen. 
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11.5 Bis 2030 die Zahl der durch Katastrophen, ein-
schließlich Wasserkatastrophen, bedingten Todes-
fälle und der davon betroffenen Menschen deutlich 
reduzieren und die dadurch verursachten unmittel-
baren wirtschaftlichen Verluste im Verhältnis zum 
globalen Bruttoinlandsprodukt wesentlich verrin-
gern, mit Schwerpunkt auf dem Schutz der Armen 
und von Menschen in prekären Situationen.

11.b Bis 2020 die Zahl der Städte und Siedlungen, die 
integrierte Politiken und Pläne zur Förderung der 
Inklusion, der Ressourceneffizienz, der Abschwä-
chung des Klimawandels, der Klimaanpassung und 
der Widerstandsfähigkeit gegenüber Katastrophen 
beschließen und umsetzen, wesentlich erhöhen und 
gemäß dem Sendai-Rahmen für Katastrophenvor-
sorge 2015–2030 ein ganzheitliches Katastrophenri-
sikomanagement auf allen Ebenen entwickeln und 
umsetzen.

13.1 Die Widerstandskraft und die Anpassungsfä-
higkeit gegenüber klimabedingten Gefahren und 
Naturkatastrophen in allen Ländern stärken.

12.4 Bis 2020 einen umweltverträglichen Umgang 
mit Chemikalien und allen Abfällen während ihres 
gesamten Lebenszyklus in Übereinstimmung mit den 
vereinbarten internationalen Rahmenregelungen er-
reichen und ihre Freisetzung in Luft, Wasser und Bo-
den erheblich verringern, um ihre nachteiligen Aus-
wirkungen auf die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt auf ein Mindestmaß zu beschränken.

15.1 Bis 2020 im Einklang mit den Verpflichtungen 
aus internationalen Übereinkünften die Erhaltung, 
Wiederherstellung und nachhaltige Nutzung der 
Land- und Binnensüßwasser-Ökosysteme und ih-
rer Dienstleistungen, insbesondere der Wälder, der 
Feuchtgebiete, der Berge und der Trockengebiete, 
gewährleisten.

15.8 Bis 2020 Maßnahmen einführen, um das Ein-
bringen invasiver gebietsfremder Arten zu ver-
hindern, ihre Auswirkungen auf die Land- und 
Wasserökosysteme deutlich zu reduzieren und die 
prioritären Arten zu kontrollieren oder zu beseitigen. 

15.9 Bis 2020 Ökosystem- und Biodiversitätswerte 
in die nationalen und lokalen Planungen, Entwick-
lungsprozesse, Armutsbekämpfungsstrategien und 
Gesamtrechnungssysteme einbeziehen.

16.7 Dafür sorgen, dass die Entscheidungsfindung 
auf allen Ebenen bedarfsorientiert, inklusiv, partizi-
patorisch und repräsentativ ist.
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Böden und Nachhaltigkeitsziele 

(

3.630.249 laut Kataster und eine Fläche von 3.991.000 ha laut Waldinventur ha als Wald aus ( -
; aufgerufen am 24. 1. 2018).

Einleitung

Die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele und 169 Sub-
Targets  decken eine breite Palette von spezifischen 
Anforderungen für eine nachhaltige Entwicklung ab; 
bei den meisten spielen Böden eine wichtige Rolle, da 
sie sich an der Schnittstelle zwischen der Atmosphäre 
und der Geosphäre, der Hydrosphäre und der Bio-
sphäre befinden. Die Verbindung von Böden, Pflan-
zen, Tieren und der menschlichen Gesundheit ist eine 
Grundvoraussetzung bei der Verwirklichung einer 
globalen nachhaltigen Entwicklung (Blum, 2016).

Die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 2 (kein Hun-
ger), 3 (Gesundheit), 6 (Wasserqualität), 7 (Energie), 
13 (Klimaschutz) und 15 (Leben am Land) zeigen ei-
nen direkten Bezug zu Böden und haben intakte Bö-
den als Basis.

Die global definierten Ziele können nur auf lokaler 
Ebene erreicht werden, wenn man bedenkt, dass es 

unterschiedliche soziale, wirtschaftliche, kulturelle 
und physio-geographischen Bedingungen für deren 
Realisierung gibt (Blum, 2016). Die Bodenkunde hat 
eine lange Tradition in der Erkennung und Auswei-
sung lokaler und regionaler physio-geographischer 
Voraussetzungen und ihrer bestmöglichen Verwen-
dung unter verschiedenen kulturellen, sozialen und 
wirtschaftlichen Aspekten. In diesem Kontext sind 
die Funktionen von Land und Boden, die Bereit-
stellung von Waren und Dienstleistungen für Men-
schen und ihre Umwelt, von besonderer Wichtigkeit  
(Baveye et al. 2016). Besonders in einem Land wie Ös-
terreich mit vielfältiger Morphologie und kleinräumi-
gen Nutzungseinheiten ist die Analyse der aktuellen 
Gegebenheiten Voraussetzung für die Planung von 
Nachhaltigkeitsstrategien.

Die Gesamtfläche von Österreich beträgt 8 387 900 ha. 
Die dominierende Bodennutzung ist Waldwirtschaft. 
Dahinter folgen Grünland und Ackerland1. Weniger 
als 1 % der Fläche sind verbaut. Diese Fläche ist groß-
teils versiegelt.
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2017).

2 

3 , FBVA 1992

4 

5 , aufgerufen am  
24. 1. 2018

Information über die Böden Österreichs
Landwirtschaftliche Böden werden im Rahmen der 
Landwirtschaftlichen Bodenkartierung erfasst2. Die 
Beprobung der Böden erfolgte über einen Zeitraum 
von mehreren Jahrzehnten. Waldböden wurden im 
Rahmen der Österreichischen Waldbodenzustands-
inventur untersucht, die auf einer systematischen 
Beprobung in den Jahren 1988 bis 1991 beruht und 
1992 vorgelegt wurde3. Außerdem gibt es Bodenzu-
standsinventuren mehrerer Länder, die in der Boden-
Datenbank des Umweltbundesamtes (BORIS) zentral 
abrufbar sind4. Die Zustandsinventuren können bei 
Bedarf wiederholt werden und in ein Monitoringsys-
tem überführt werden. 

Bisher wurde eine systematische Wiederholungsauf-
nahme von Waldböden gemacht, um die Bodenver-
änderung unter Wald infolge der stattgefundenen 
Standortsveränderungen (Klimawandel, Waldbe-
wirtschaftung, Stickstoffeinträge) quantifizieren zu 
können (Mutsch & Leitgeb 2009, Mutsch et al. 2013).   

Die Wiederholungserhebung wurde auf 136 von ur-
sprünglich mehr als 500 Standorten durchgeführt.
Durch die Änderung der Landnutzung ergibt sich aus 
der Datenlage der Jahrzehnte zurückliegenden Wald-
bodenzustandsinventur und der landwirtschaftlichen 
Bodenerhebung die Möglichkeit einer generellen Bo-
denbeurteilung, aber kein genaues Bild des aktuellen 
Bodenzustands. Monitoringprojekte werden im Kon-
text von Land- und Forstwirtschaft vorgeschlagen, um 
den Nachweis der nachhaltigen Nutzung auch quanti-
tativ belegen und bei Bedarf unterstützende Maßnah-
men setzen zu können. Die Vorschläge werden von 
den politischen Akteuren als sinnvoll erachtet und 
sind in der Österreichischen Klimaanpassungsstrate-
gie (BMLFUW 2012a, b)5, als Handlungsfeld 3.2.4.2, 
verankert, wurden aber bisher nicht umgesetzt. In der 
Waldstrategie (BMLFUW 2016a) ist die Intensivie-
rung des Waldbodenmonitorings als „Strategisches 
Ziel“ im Kontext des Immissionsschutzes und der 
Speicherung von Treibhausgasen festgeschrieben.

Fläche  
(ha) (ha)

Landwirt- 
schaft 
(ha)

Garten 
(ha)

Weinbau 
(ha)

Alm 
(ha)

Wald 
(ha)

Gewässer+ 
Sonstiges 
(ha)

Burgenland 396200 3566 192553 12678 13471 0 121633 52298

Kärnten 953800 3815 185991 15261 0 117317 512191 119225

Niederösterreich 1918600 19186 934358 47965 30698 3837 759766 122790

Oberösterreich 1198000 13178 558268 32346 0 3594 470814 119800

Salzburg 715600 3578 113780 8587 0 181047 284809 123799

Steiermark 1640100 11481 387064 37722 4920 101686 943058 154169

Tirol 1264000 5056 113760 11376 0 328640 468944 336224

Vorarlberg 260100 2081 43177 6242 0 63985 91035 53581

Wien 41500 4939 5686 8425 706 0 7844 13903

Österreich 8387900 67103 2533146 184534 50327 796851 3665512 1090427

 % von Österreich 0.8 30.2 2.2 0.6 9.5 43.7 13

 (aufgerufen, 9 Juli 2017).
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Monitorings von landwirtschaftlich genutzten Böden 
werden in einigen Bundesländern durchgeführt. In der 
Steiermark werden über 3000 Standorte rollierend in ei-
nem Zeitraum von 10 Jahren untersucht, in Burgenland 
und Niederösterreich wurde eine Wiederholungsbepro-
bung ausgewählter Standorte der Bodenzustandsinven-
tur durchgeführt.

Erwartungen der Gesellschaft und  
sektorale Betrachtung

Der Boden ist ein multifunktionales Medium. Die 
gleichzeitige Erfüllung der Nutz-, Schutz- und Pro-
duktionsfunktion ist nicht möglich und es kommt 
zu Zielkonflikten. Im elften Umweltkontrollbericht 
(Umweltbundesamt 2016) sind die rechtliche Veran-
kerung des Bodenschutzes, die nachhaltige Boden-
nutzung und deren Verankerung in nationalen und 
europäischen Rechtsmaterien als zentrale Forderun-
gen beschrieben. Das Thema Bodennutzung wird an 
drei Elementen festgemacht:

• Bodenversiegelung
• Erosion von Böden
• Aufbau der organischen Substanz.

Ein Masterplan zur Hintanhaltung der Bodenversie-
gelung ist explizit im österreichischen Regierungs-
programm6 der Jahre 2017 bis 2022 als Umweltthema 
verankert.

Auf landwirtschaftlichen Standorten sind die Koh-
lenstoffspeicherung im Boden sowie der Aufbau 
des Pools an organischer Substanz prioritär. Vor der 
weiten Verfügbarkeit von Mineraldüngern war die 
organische Substanz des Bodens der Garant für die 
Nährstoffbereitstellung. Durch die Nährstoffzufuhr 
durch Mineraldünger, die nach dem zweiten Welt-
krieg flächendeckend Einzug gehalten hat, stand die 
Bedeutung der organischen Substanz für die land-

6 
, aufgerufen am 24.1.2018

7 ; aufgerufen am 24. 1. 2018

8 Eine zusammenfassende Darstellung der Wertigkeit der Biodiversität im Boden wurde von der Europäischen Kommission publi-
ziert: ; aufgerufen am 24. 1. 2018

-

10 

wirtschaftliche Produktion zunächst nicht mehr im 
Vordergrund. Humuszehrende Formen der Boden-
bewirtschaftung wurden in Kauf genommen. Diese 
historische Abnahme des Vorrats an Bodenkohlen-
stoff ist durch die Änderung der Bodenbewirtschaf-
tung reversibel (Baumgarten et al., 2011). Derzeit 
werden große Erwartungen in die biologische Land-
wirtschaft gesetzt, wobei vor allem der Faktor Frucht-
folge eine wesentliche Rolle für die Verbesserung des 
Humusgehaltes spielt. In Österreich werden 22 % der 
landwirtschaftlichen Flächen biologisch bewirtschaf-
tet. Das ist europaweit ein Spitzenwert7. Durch die 
bodenschonende Bewirtschaftung und den Verzicht 
auf den Einsatz von chemisch hergestellten Produk-
tionsmitteln wird ein bestmöglicher Kompromiss 
zwischen der Erfüllung der Produktionsfunktion 
und anderen Zielsetzungen (z. B. Biodiversität8) an-
gestrebt. Die Herausforderungen und Zielkonflikte 
mit der Biodiversität sind in einem eigenen Kapitel 
diskutiert (Sturmbauer et al., 2018, 71–84). Die Erhö-
hung des Boden-Kohlenstoffvorrates kann nach den 
Ergebnissen von Fallstudien durch die biologische 
Landwirtschaft allerdings nur teilweise erreicht wer-
den (Leifeld & Fuhrer, 2010). 

Als zweite wesentliche Stellgröße der Landwirtschaft 
ist der Strukturwandel zu nennen. Die Anzahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe hat zwischen 1951 
und 2013 von 432848 auf 166317, d. i. auf 38 %, 
und die landwirtschaftlich genutzte Fläche hat von 
4080266 auf 2728558 ha, d. i. auf 67 % abgenom-
men9. Die durchschnittliche Betriebsgröße hat im 
selben Zeitraum von 9.6 auf 18.7 ha zugenommen. 
Die Landwirtschaft wird jetzt von wesentlich weni-
ger Akteuren auf einer etwas geringeren Fläche mit 
erhöhter Intensität betrieben; die Bewirtschaftung 
von Grenz ertragsböden wurde weitgehend aufgege-
ben. Die Verordnung für die Ländliche Entwicklung10 
versucht, den Strukturwandel in der Landwirtschaft 
durch Förderungsmaßnahmen zu steuern. Auf den 
78 % der österreichischen Landwirtschaftsfläche und 
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besonders im hoch-technisierten Ackerbau ist eine 
mögliche Belastung der Böden durch organische 
Schadstoffe zu beachten.

Durch den regelmäßigen Bodenumbruch sind Acker-
standorte gestörte Boden-Ökosysteme. Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel werden eingesetzt, um das Pro-
duktionspotential  von (landwirtschaftlichen Mono-)
Kulturen zu nutzen. Deren Einsatz ist in einschlägi-
gen Gesetzen geregelt. Auf landwirtschaftlichen Flä-
chen dürfen in einigen Bundesländern Klärschlamm 
und dessen Kompost nach Erstellung von Gutachten 
aufgrund von landesgesetzlichen Regelungen (Klär-
schlammverordnungen und Bodenschutzgesetzen) 
als Nährstoff- und Kohlenstoffquelle aufgebracht wer-
den. Dadurch soll einer Anreicherung von Schadstof-
fen vorgebeugt werden. Das Thema wird allerdings 
derzeit kontrovers diskutiert, da insbesondere eine 
mögliche Belastung mit unerwünschten organischen 
Substanzen (z. B. Antibiotika) befürchtet wird. Des-
halb ist in einigen Bundesländern nur eine Verbren-
nung von Klärschlamm zulässig. Auf Waldböden ist 
der Einsatz nicht erlaubt und fällt im Forstgesetz in 
der geltenden Fassung11 in § 16 unter Waldverwüs-
tung, die laut § 174 geahndet wird. 

Zuletzt wurde die Ernährungssicherheit aus der land-
wirtschaftlichen Produktion in Österreich untersucht. 
Insgesamt ist durch den Klimawandel mit Verschie-
bungen der Anbaugebiete und mit Ertragseinbußen 
bei Getreide, Kartoffeln, Sonnenblumen und Zucker-
rübe in den bisher dominanten Produktionsgebieten 
zu rechnen. Nimmt man starke Klimaänderungen an, 
geht der Ertrag auf Ackerflächen um etwa ein Drit-
tel zurück, sodass für die wichtigsten Feldfrüchte die 
Eigenversorgung mit Nahrungs- und Futtermitteln 
nicht möglich ist. Bei einer „moderaten“ Erwärmung 
steigt in Modellberechnungen die Biomasseprodukti-
on in Österreich. Im Ackerland sind Produktionsein-
bußen und im Grünland erhebliche Produktionsge-
winne zu erwarten (Englisch et al., 2017). 

Der Grüne Bericht (BMFLUW 2016b) weist auf  
1.36 Mio ha Grünlandwirtschaft aus. Grünlandstand-
orte gelten als hot-spots der Biodiversität, da durch 
den Schnitt viele Pflanzenarten ihre ökologischen 
Nischen vorfinden und die Pflanzengesellschaften 
der Nutzpflanzen artenreich sind. Grünlandstandorte 
sind wegen ihrer hohen Biodiversität auch reizvolle 

11
1. 2018

Landschaftselemente. Aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht ist die Grünlandbewirtschaftung problematisch. 
Das Auslaufen der Milchquoten in der EU und das 
Russlandembargo haben die Absatzsituation ver-
schlechtert. Die niedrigen Milchpreise machen die 
Grünlandwirtschaft derzeit unattraktiv, sodass ein 
Teil der Grünlandfläche aus der Produktion genom-
men wird. Die Wiederbewaldung von Flächen geht 
zu einem erheblichen Teil zulasten von Grünlands-
tandorten, insbesondere Almgebieten in den Bergen, 
(Russ, 2011). Durch die Wiederbewaldung bleibt die 
chemische und physikalische Bodenqualität grosso 
modo erhalten; andere Ökosystemservices wie die 
Biodiversität und die Vielfalt des Landschaftsbildes 
werden beeinträchtigt.

Die multifunktionale Bodennutzung (Kapitel 4 in 
Umweltbundesamt, 2016) führt zu Zielkonflikten. Es 
ist schwierig, die Wirtschaftsstruktur des Ländlichen 
Raumes mit den land- und forstwirtschaftlichen Kul-
turen zu erhalten, gleichzeitig die Biodiversität zu er-
höhen und im Zuge der Nachhaltigkeitsziele auf 7 % 
der Ackerfläche Energie zu produzieren, um damit 
etwa 3 % des heimischen Stromverbrauches zu de-
cken.

Die künftige Bodenentwicklung auf Waldstandor-
ten ist bei weitem weniger problematisch als die Ent-
wicklung auf Landwirtschaftsflächen. Die nachhaltige 
Bodennutzung ist leichter, weil die Produktionszeit-
räume sehr lang sind und sich der Boden nach Ein-
griffen und Störungen regenerieren kann. Im Forst-
gesetz ist die nachhaltige Bodenbewirtschaftung fest 
verankert und der Einsatz von Klärschlamm ist un-
tersagt. Damit soll sichergestellt sein, dass Waldböden 
nicht als einfache Lösung für Problemstellungen aus 
anderen Sektoren herhalten können. Eine historisch 
gewachsene Fragestellung ist die Nährstoffverarmung 
von Standorten infolge des Biomassenentzuges. Die 
verstärkte Nutzung von Wäldern mit der Zielset-
zung der Mobilisierung nachwachsender Rohstoffe 
für die stoffliche und energetische Verwendung stellt 
nach einigen Jahrzehnten der nicht-intensiven Wald-
nutzung die Frage der Nachhaltigkeit wieder in den 
Raum. In einer Simulationsstudie wurden die öster-
reichischen Waldböden hinsichtlich ihrer Nährstoff-
nachlieferungsfähigkeit beurteilt. Auf etwa der Hälfte 
der österreichischen Waldfläche ist auch bei intensi-
vierter Waldnutzung keine Bodendegradation zu er-
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warten. Auf einem Viertel der Waldfläche ist verstärk-
ter Nährstoffentzug problematisch (Englisch & Reiter 
2009). Es wird der Zielkonflikt zwischen Naturschutz, 
Klimaschutz und Wirtschaft deutlich. Eine sanfte 
Intensivierung der Waldnutzung mit einem leichten 
Abbau des Holzvorrates ist für alle Stakeholder des 
Sektors positiv. Die politischen Vorgaben hinsichtlich 
der Bereitstellung von Biomasse könnten umgesetzt 
werden, die wirtschaftlichen sind Risiken gering und 
die Nachhaltigkeitsziele aus ökologischer und ökono-
mischer Sicht sind ausgewogen (Schwarzbauer et al. 
2013). Die tatsächliche Holznutzung ist in Österreich 
nach einem kurzfristigen Anziehen des Marktes von 
einer exploitativen Waldbewirtschaftung weit ent-
fernt. Im österreichischen Wald wachsen derzeit pro 
Jahr ca. 30 Mio Festmeter Holz zu (Büchsenmeister 
2009). Die tatsächliche Nutzung liegt weit darun-
ter und lag im Jahr 2016 bei nur 17 Mio Festmeter 
(BMLFUW 2017). Der Grund dafür ist das schwache 
Wirtschaftswachstum, bei dem die Nachfrage nach 
Bauholz bescheiden ist. Damit kommen auch Kop-

pelprodukte der Holzproduktion nicht auf den Markt. 
Bei der niedrigen Nutzung werden in der Regel leicht 
zugängliche und produktive Standorte genutzt. Diese 
sind zumeist gut nährstoffversorgt und haben ein ge-
ringes Risiko der Bodendegradation.

In der europäischen Forstpolitik ist der Bodenzu-
stand einer von mehreren Indikatoren für die nach-
haltige Waldbewirtschaftung, die an den Merkmalen 
Ökosystem-Stabilität, Wasserqualität und Kohlen-
stoffspeicherung festgemacht wird. Der Bodenzu-
stand kann durch Bodenversauerung verschlechtert 
werden, weil dadurch die biologische Aktivität im 
Boden, das Waldwachstum und die Widerstands-
fähigkeit der Bäume gegen biotische und abiotische 
Stressoren herabgesetzt wird. Sowohl die Boden-
versauerung als auch die Nährstoffeutrophierung 
in Teilen der Wälder Europas geben Anlass zur Be-
sorgnis. Als messbare Indikatoren werden die Ba-
sensättigung, die Kationen-Austauschkapazität und 
das C:N-Verhältnis verwendet (FOREST EUROPE, 
2015).

-
nungskonferenz; ; aufgerufen am 13 Juli 2017. 
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Ein zentrales Thema des Bodenschutzes ist die Ver-
meidung der Bodenversiegelung, weil dadurch 
Bodenfunktionen dauerhaft unwiederbringlich ver-
loren sind. Im elften Umweltkontrollbericht (UBA 
2016) wird angeführt, dass der Bodenverbrauch in 
Österreich europaweit im Vorderfeld liegt und im 
Schnitt (2013–2015) 16.1 ha pro Tag bzw. ca. 6000 ha 
pro Jahr betragen hat, wobei 7 ha pro Tag auf Verbau-
ung für Siedlungen und Verkehrsflächen zurück zu 
führen sind. Die Abbildung 1 zeigt, dass sich die Ver-
siegelung auf Ballungszentren um die Landeshaupt-
städte und das Inn- und Rheintal konzentrieren. 
Dabei wird oft hochwertiges Acker- oder Grünland-

verbaut. Setzt man den Flächenverbrauch in Bezie-
hung zu den Flächenangaben in Tabelle 1, so nimmt 
die bebaute Fläche jährlich um 9 % zu. Die landwirt-
schaftliche Nutzfläche wird um 0.2 % verringert.

Die Landwirtschaft verliert demnach Fläche in zwei 
Richtungen: 6000 ha werden jährlich verbaut und 
4300 ha werden zu Wald umgewandelt. Diese Verän-
derung ist gering im Vergleich der enormen Abnah-
me der landwirtschaftlichen Nutzfläche infolge des 
Strukturwandels. Zwischen 1951 und 2013 hat die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche in mehreren Wel-
len um durchschnittlich 22160 ha pro Jahr abgenom-
men (Abb. 2). 

In Österreich gibt es erhebliche Reserven an gewid-
metem Bauland, auf dem keine Bauvorhaben rea-
lisiert werden. Die Frage, ob eine Rückwidmung in 
Grün- oder Ackerland möglich ist, ist gesellschaft-
lich umstritten, da sie beträchtliche Veränderungen 
des Verkehrswertes der Grundstücke impliziert. Im 
Fall des Ausbaus der Verkehrsflächen wird der Bo-
denverbrauch oft einem übergeordneten Interes-
se unterstellt. In ländlichen Gebieten sind mitunter 
leistungsfähige Straßen als Ortsumfahrungen und 
für die Anschließung an urbane Zentren wichtig 
(Arbeitsplätze). Die flächenmäßig geringe Bodenver-
siegelung darf nicht darüber hinweg täuschen, dass 
sie die Bodenbewirtschaftung verändert. Viele Bau-
maßnahmen finden in Tallagen auf hochwertigen 
Böden statt. Dabei gehen Böden mit hohem Produk-

tionspotenzial irreversibel verloren und stehen auch 
bei Bedarf nicht mehr für die Lebensmittelproduk-
tion zur Verfügung. Dies beeinträchtigt die Ernäh-
rungssicherheit. Das land- und forstwirtschaftlichen 
Produktionspotential von Böden spielt bei der Pla-
nung von Bauvorhaben immer noch eine untergeord-
nete Rolle. 

Altlasten

Altlastenstandorte sind alte Betriebsstandorte, bei 
denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen 
wurde. Dabei handelt es sich um ehemalige Abbau-
gebiete und Handwerks- und Industriestandorte, auf 
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welchen vielfach ohne einschlägige umweltgesetzli-
che Regelungen und mangels Problembewusstsein 
Bodenkontaminationen erfolgten. Ein typisches Bei-
spiel sind Gerbereien, die früher zahlreich waren 
und die regional anfallenden Tierhäute verarbeitet 
haben. Standorte mit Bodenkontaminationen werden 
oft nicht durch auftretende Schäden an der Umwelt 
sondern eher aus der Kenntnis der früheren Existenz 
von Produktionsbetrieben identifiziert. Die Standorte 
werden im Altlastenkataster12 zuerst als Verdachts-
flächen registriert und im Altlastenatlas13 dargestellt. 
Die Arten der Verunreinigungen sind vielfältig und 
umfassen Spurenmetalle, organische Schadstoffe und 
Deponiegase. Ein Teil der Altlasten ist im Boden fest 
gebunden, ein Teil kann durch Wasser, Atmosphäre 
und Pflanzenaufnahme unerwünscht in Stoffkreisläu-
fe gelangen. Die Festlegung im Boden hängt von den 
chemischen Bedingungen ab, sodass ein Teil der Prob-
lemstoffe mobilisierbar ist. In Österreich gibt es 62522 
Altlasten-Standorte und 5224 Alt-Ablagerungen. An 
870 Standorten wurde bereits eine Einschätzung der 
Gefährdung gemacht, 62 Standorte werden derzeit sa-
niert und auf 147 Standorten ist die Sanierung abge-
schlossen (Stand 1.1.2016; Umweltbundesamt 2016).

Böden und Klimawandel

Die Böden sind nach den Ozeanen der zweitgröß-
te Kohlenstoffspeicher und enthalten weltweit 2060 
Petagramm Kohlenstoff (1 Pg = 1015 g; Batjes 2016). 
Durch den Klimawandel werden Humusabbau sowie 
Prozesse, die einer Humusanreicherung entgegen 
wirken, in Gang gesetzt. Regional unterschiedlich 
kann der Boden in Zukunft eine Quelle oder Senke 
von Treibhausgasen sein (EEA 2016). Der Abbau der 
Kohlenstoffspeicher in borealen Böden wird als be-
trächtliche Bedrohung gesehen (Zimov et al., 2006). 
Andrerseits gibt es Konzepte, wie durch die gezielte 
Bodenbewirtschaftung die Senkenfunktion der Bö-
den für Treibhausgase verbessert oder zumindest der 
Bodenkohlenstoffpool in der bestehenden Größe er-
halten werden kann. Für landwirtschaftliche Böden 
reicht die Palette von der sachgerechten Verwendung 
geeigneter Düngemittel bis zum Verzicht auf Boden-
bearbeitung, für forstliche Böden werden Strategien 
vorgeschlagen, wie durch die Baumartenwahl, die 

12  hƩp://www.umweltbundesamt.at/umwelt/altlasten/vŅa/ (aufgerufen am 6.8.2017)

13  hƩp://www.umweltbundesamt.at/umweltsituaƟon/altlasten/verzeichnisse/ (aufgerufen am 6.8.2017)

14 ; aufgerufen am 24.1.2018

Bestandesbehandlung und den Produktionszeitraum 
der Bodenkohlenstoffpool aufgebaut werden kann 
(Paustian et al., 2016). Bei der Klimakonferenz in Pa-
ris (COP 21, Dezember 2015) wurde die Vier-Promil-
le-Initiative14 gestartet. Sie geht davon aus, dass eine 
jährliche geringfügige Vergrößerung des Boden-Koh-
lenstoffvorrates die jährlichen Kohlendioxid-Emissi-
onen aus Verbrennungsprozessen ausgleichen kann. 
Die Initiative konzentriert sich auf die optimierte Be-
wirtschaftung von Ackerböden und in zweiter Linie 
auf die Grünland- und Waldbewirtschaftung. Es wird 
eine Win-Win-Situation für die gleichzeitige Errei-
chung mehrerer Nachhaltigkeitsziele betont (Chabbi 
et al., 2017). Obwohl das Potential der Anreicherung 
von Kohlenstoff im Boden anerkannt wird, wird be-
zweifelt, dass auf einer relevanten Fläche tatsächlich 
mit einer kontinuierlichen Kohlenstoffanreicherung 
im Boden gerechnet werden kann (Minasny et al., 
2017). Immerhin ist die Intention der Erhöhung der 
Kohlenstoffvorräte im Boden seit vielen Jahren auf 
der Agenda und das Potential wurde in vielen Regi-
onen schon weitgehend ausgeschöpft. Es ist fraglich, 
ob in Mitteleuropa eine weitere Erhöhung als Folge 
von entsprechenden Bewirtschaftungsmaßnahmen 
möglich ist, und für welchen Zeitraum mit positiven 
Effekten gerechnet werden kann.

Andere Treibhausgase aus Böden sind Methan und 
Lachgas, denen eine 25 bzw. 300-fache Klimawirkung 
im Vergleich zu CO2 zugeschrieben wird (Stocker et 
al., 2013). Methan aus der Luft wird in den meisten 
österreichischen Waldböden abgebaut und nur klein-
räumig aus Moorböden emittiert (siehe auch Gun-
dersen et al., 2012). Lachgas entweicht vor allem aus 
intensiv gedüngten Grünlandböden in Regionen mit 
hohen Niederschlägen und schluffigen Böden (Foldal 
et al., in prep.). Gezielte Maßnahmen können hier 
einen maximalen Effekt zeigen, ohne dass es zu Er-
tragseinbußen kommt. Die Lachgas-Emissionen aus 
Ackerböden hängen von Fruchtfolge und dem Dün-
gezeitpunkt ab und sind kleinräumig begrenzt und 
ereignisbezogen. Als Folge der Klimaerwärmung ist 
jedoch langfristig mit höheren Emissionen zu rech-
nen (Foldal et al., in prep.).
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Betroffene Nachhaltigkeitsziele

Die siebzehn Ziele der nachhaltigen Entwicklung ha-
ben fast alle einen Bodenbezug, weil der Boden selbst 
eine Querschnittsmaterie ist, in der Agronomie, Öko-
logie und Hydrologie zentrale Bausteine sind. Für 
den Boden werden sieben zentrale Funktionen ge-
nannt, die in Abbildung 3 im innersten Kreis darge-
stellt sind. Die Funktionen stellen Potentiale dar, die 
durch verschiedene Formen der Bodennutzung im 
unterschiedlichen Ausmaß realisierbar sind. Durch 
diese Bodenfunktionen werden zwölf Ökosystem-
leistungen erbracht. Die Bodenfunktionen und Öko-
systemleistungen sind teilweise gleichlautend (Pflan-
zenproduktion / Nahrung Futter Faser; Biodiversität; 
Kohlenstoffspeicher etc.) oder überlappend (Hoch-

wasserschutz / Filter Speicher). Im äußersten Kreis 
der Abbildung 3 werden die siebzehn Nachhaltig-
keitsziele angeführt, die im Detail diskutiert werden.

Ernährungssicherheit

Das Thema Ernährungssicherheit wird in den SDGs 
1.1, 1.4, 2.1, 2.2, 2.3, 2.4, 2.5, 2a, 2b berührt. SDG 1 
ist im Zusammenhang mit dem Boden bei österrei-
chischen Verhältnissen von untergeordneter Bedeu-
tung. Durch den Zugang zu Bodenressourcen wird 
die Armut nicht aufgehoben, da andere Faktoren wie 
Bildung und Familienverhältnisse wichtiger sind. Die 
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Möglichkeit, durch Landwirtschaft der Armut zu ent-
gehen, ist in Entwicklungsländern relevant.

SDG 2 hat viele Facetten. Die Vorstellung, dass die 
landwirtschaftliche Produktivität erhöht werden 
kann, gleichzeitig die genetische Vielfalt von Saatgut 
erhalten wird und stabile multifunktionale Formen 
der landwirtschaftlichen Landnutzung implemen-
tiert werden, ist angesichts des Klimawandels und des 
Bodenverbrauches ambitioniert. In Österreich ist die 
Versorgung mit Lebensmitteln aus der eigenen Pro-
duktion bei den aktuellen Ernährungsgewohnheiten 
nicht generell gewährleistet. Bei Öl- und Eiweißfrüch-
ten ist eine deutliche Importabhängigkeit gegeben. 
Dagegen besitzt Österreich mehr Grünlandflächen, 
als zur autarken Versorgung derzeit benötigt wür-
den. Um dies auszugleichen, importiert Österreich 
Ackerprodukte (Soja als Futtermittel und Ölsaaten) 
und exportiert Rindfleisch, welches vornehmlich 
über Erträge von Grünlandflächen produziert wird 
(Erb et al., 2016, Thaler et al., 2011, Zessner et al., 
2011). Die Steigerung der Lebensmittelproduktion 
auf österreichischem Ackerland erfordert strukturel-
le Änderungen in der Landwirtschaft, da unter den 
gegebenen Strukturen die Produktivität bereits op-
timiert ist. Die Präzisionslandwirtschaft wird als zu-
kunftsweisend, aber in ihrer Implementierung teure 
Technologie erachtet (Keesstra et al., 2016). Um die 
globale Ernährungssicherheit zu gewährleisten, müs-
sen Maßnahmen zur Unterbindung der Bodendegra-
dation getroffen werden. Die Bodendegradation stellt 
sich in verschiedenen Ökosystemtypen unterschied-
lich dar und wird auf forschungspolitischer Ebene 
stark thematisiert (Diaz et al., 2015). In manchen 
Ländern sind Bodenkontamination, Desertifikation 
und Überschwemmungen die vordringlichen Proble-
me. Durch die Umwandlung von Wald in Acker- und 
Weideland werden Böden in der Regel verwundbarer. 
Global sind etwas weniger als 10 % der Treibhausgas-
Emissionen auf die Umstellung der Landnutzung und 
die Bodendegradation zurück zu führen (Houghton 
& Nassikas, 2017). In Österreich ist der Bodenverlust 
durch Versiegelung als Form der Degradation zu wer-
ten. Bis in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts hatte 
Österreich mit massiven Bodendegradationen infol-
ge der Streunutzung in Wäldern zu kämpfen. Durch 
den jahrhundertelang praktizierten Nährstoffentzug 
wurde die Produktivität der Wälder erheblich verrin-
gert (Glatzel, 1994). Die Einstellung der Streunutzung 
führte zu einer Erholung der Wälder. Unter ehemals 
intensiv streugenutzten Wäldern, die oft von Kiefern 

dominiert werden, entwickeln sich anspruchsvollere 
Wälder. In der Feldbodenkunde zeigt die Form des 
Auflagehumus (Mull, Moder, Rohhumus) die biolo-
gische Aktivität des Bodens an. An Standorten, für 
die noch vor wenigen Jahrzehnten Rohhumus als Hu-
musform protokolliert wurde, zeigen sich jetzt güns-
tigere Bedingungen. Als eine mögliche Kennzahl der 
Waldbodendegradation wird der Bodenkohlenstoff 
herangezogen (Lorenz et al., 2016). Allerdings ist der 
Boden-Kohlenstoffvorrat nicht allein von der Pfleg-
lichkeit der Bodenbewirtschaftung abhängig, son-
dern wird auch von sich verändernden klimatischen 
Bedingungen geprägt.

Gesundheit

SDG 3.9 spricht explizit die Gesundheitsgefährdung 
durch Bodenkontamination an. Die Vorgangsweise in 
Bezug auf eine Belastung der Böden ist in Österreich 
gesetzlich gut geregelt. Die Bodenbelastung durch 
Blei entlang von Straßen ist bekannt und es wurde 
bereits vor Jahrzehnten durch die Einführung von 
bleifreiem Benzin eine wirksame Gegenmaßnahme 
getroffen. Altlasten wurden als Problem erkannt und 
werden sukzessive saniert. Die Filterfunktion des Bo-
dens zur Zurückhaltung von toxischen Spurenmetal-
len ist gut untersucht.

Wasserversorgung 

Dieses Ziel ist mit den SDGs 3.9, 6.1, 6.4, 6.6 ver-
bunden. Die Zielsetzung, weltweit sauberes Wasser 
in ausreichender Menge zur Verfügung zu stellen, ist 
eng an die Filterfunktion der Böden geknüpft. Beim 
Durchfluss durch ein Bodenprofil werden kationische 
Schadstoffe ausgefiltert bzw. an der inneren Oberflä-
che des Bodens absorbiert. Der Boden kann aller-
dings nicht alle Schadstoffe binden. Anionen wie Ni-
trat und Sulfat werden aufgrund der dominierenden 
negativen Ladung  von Bodenpartikeln nicht gebun-
den und werden ins Grundwasser ausgewaschen. In 
Österreich ist die Belastung der Fließgewässer auf dif-
fuse Stickstoff- und Phosphoreinträge aus der Land-
wirtschaft zurückzuführen (Schilling et al., 2011).

Der bei weitem größte Wasserverbraucher ist die 
Landwirtschaft und der Wasserbedarf der hoch-ent-
wickelten Länder ist enorm. Der Einkauf von land-
wirtschaftlichen Produkten stellt einen virtuellen 
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Wasserimport aus den Herkunftsländern der Pro-
dukte dar, der etwa 20 % des Wasserbedarfes beträgt 
(Hoekstra & Mekonnen, 2012). 

Klimaschutz

In SDGs 7 und 13 werden mehrere Aspekte aufge-
griffen, die in Österreich relevant sind: 13.1: Infra-
struktur zum Umgang mit Naturgefahren; 13.2 Erar-
beitung und Implementierung nationaler Strategien; 
13.3 Kommunikation von Klimawandelfolgen.

Landnutzungsmanagement sowie die Erhaltung und 
Wiederherstellung natürlicher Ökosysteme können 
auf verschiedene Weise zum Klimaschutz beitragen 
(WBGU 2016):

• Vermeidung von Emissionen durch den Abbau 
natürlicher Kohlenstoffvorräte, z. B. durch Ent-
waldung und Konversion natürlicher Ökosysteme 
in Ackerflächen,

• Schutz von Ökosystemen zur Erhaltung der CO2-
Senkenfunktionen der terrestrischen Biosphäre,

• Förderung der Akkumulation von Kohlenstoff 
im Boden oder in der Biomasse auf bewirt-
schafteten Flächen (z. B. durch land- und forst-
wirtschaftliches Management, Aufforstung), 
Substitution emissionsintensiver Materialien und 
Energieträger durch optimierte Nutzung von 
Biomasse für energetische oder stoffliche Zwecke 
(z. B. Bioenergie, Holz als Baustoff)

Die Bereitstellung von erneuerbarer Energie ist in 
Österreich bereits weitgehend implementiert. Pho-
tovoltaik, Windenergie, Wasserkraft und pflanzliche 
Biomasse werden als Energieträger genutzt. Die Er-
höhung der Effizienz der eingesetzten Energieträger 
(7.3) ist ein nach oben offenes Ziel. 

Energieproduktion aus Biomasse ist nachhaltig, wenn 
dabei die Integrität der Ökosysteme erhalten bleibt. 
Die Befürchtung, dass durch die Vergrößerung der 
Nachfrage nach Energie aus Biomasse die Wälder 
übernutzt würden (z. B.  Schulze et al., 2016) greift ins 
Leere, wenn man das Preisgefälle zwischen stofflicher 
und energetischer Nutzung von Biomasse beachtet. 
In Österreich wird Biomasse für die energetische 
Nutzung vor allem vom Forstsektor bereitgestellt, 
da für landwirtschaftliche Reststoffe andere Absatz-
möglichkeiten bestehen. Nur etwa 10 % der energe-

tisch genutzten Waldbiomasse wird tatsächlich im 
Wald als Brennholz gewonnen. Die energetisch ver-
wendbare Biomasse aus der forstlichen Nutzung ist 
strikt als Koppelprodukt der stofflichen Nutzung zu 
sehen. Für die energetische Nutzung stehen Neben-
produkte aus verschiedenen Produktionsschritten der 
Säge- und Holzindustrie zur Verfügung, die ohne die 
stoffliche Nutzung von Holz gar nicht auf den Markt 
kämen (Abb. 4). Außerdem fallen Holzsortimente an, 
die aufgrund ihrer Dimensionen oder ihrer techno-
logischen Eigenschaften nicht stofflich nutzbar sind. 
Darunter fallen Holz aus Schadensaufarbeitungen 
(Sturmschäden und Käferbefall) und Schwachholz 
aus frühen Durchforstungen.  Aus der Forstbranche 
könnten auch größere Mengen für die energetische 
Verwendung zur Verfügung gestellt werden, wenn 
die Nachfrage und Preisgestaltung günstiger wären 
(Bruckman & Jandl, 2017). Wie bei jeder forstlichen 
Nutzung stellt sich die Frage der Nachhaltigkeit. So-
lange in Österreich die Holznutzung so deutlich hin-
ter dem tatsächlichen Zuwachs zurück bleibt, wie 
die Holzeinschlagsmeldung (BMLFUW 2017) zeigt, 
ist mit keiner Übernutzung des Waldes zu rechnen. 
Auch bei einer erheblichen Erhöhung nach energe-
tisch nutzbarer Biomasse ist die Versorgung in Öster-
reich langfristig gesichert (Braun et al., 2016). 

Die Möglichkeiten, durch die Art der Landnutzung 
die Treibhausgasemissionen zu reduzieren, betreffen 
vor allem den Forstsektor. Er ist seit dem Beginn der 
Berichtslegung an das UNFCC eine Senke von Treib-
hausgasen, die in Jahren der schwachen Holznutzung 
groß ist und in Jahren mit hohen Waldschäden durch 
Sturm und Schädlinge bescheiden ausfällt. Die Sen-
kenfunktion wird durch die Zunahme der Waldfläche 
gewährleistet, während der Waldboden infolge der 
Erwärmung eine kleine, statistisch nicht von Null un-
terscheidbare Quelle von Treibhausgasen ist (Anderl 
et al., 2016). Ob die Senkenfunktion des Waldes er-
halten bleibt, hängt von den Adaptationsmaßnahmen 
der Waldbewirtschaftung ab. Der Wechsel der Baum-
arten und die Verlängerung des Produktionszeitrau-
mes sind mögliche Kandidaten für eine weitere Erhö-
hung der Senkenstärke. Allerdings müssen die damit 
verbundenen Maßnahmen für die Waldbewirtschaf-
ter auch wirtschaftlich darstellbar sein.

Die Maßnahmen des Klimaschutzes im Rahmen der 
Landbewirtschaftung der Öffentlichkeit darzustellen 
(SDG 13.3), ist noch unzureichend erfolgt. Auf der 
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Ebene der Akteure werden viele Maßnahmen bereits 
umgesetzt.

Gerade bei den Maßnahmen zum Klimaschutz weist 
Österreich die schlechtesten Ergebnisse im ansonsten 
sehr positiven Report des SDG – Index auf (Sachs 
et al., 2017). Das niedrige Rating kommt vor allem 
durch das Konsumverhalten zustande und ist weniger 
an die Bodennutzung geknüpft.

Zusammenschau

Böden sind ein multifunktionales, nicht vermehr-
bares Gut. Manche Funktionen können simultan 
erreicht werden, einige Bodenfunktionen stehen 
zueinander in Konkurrenz und werden aufgrund 
gesellschaftlicher Entscheidungen gewichtet. Die 
Böden erfüllen Ökosystemleistungen, die zum Teil 
gleichlautend mit den Nachhaltigkeitszielen sind. Die 
sorgsame Bewirtschaftung der Böden ist für fast alle 
Nachhaltigkeitsziele relevant. Im Nachhaltigkeitsziel 
15 werden die Bodenfunktionen als essentieller Teil 
der nachhaltigen Bewirtschaftung von terrestrischen 
Ökosystemen umfassend angesprochen.

Für hochentwickelte Staaten wie Österreich kön-
nen die Nachhaltigkeitsziele, die eine angemessene 
Grundversorgung von Menschen betreffen (SDG 1, 
2) als erreicht betrachtet werden. Bei Nachhaltigkeits-
zielen, bei welchen es um die Überschreitung von 
kritischen Levels der Umweltbelastung („planetary 
boundaries“; Steffen et al., 2015 bzw. „planetarische 
Leitplanken“, WBGU 2014) geht, sind die künftigen 
Herausforderungen für Österreich, die aufgrund der 
Bodennutzung entstehen können, zu analysieren.

Ein vorrangiges Thema ist der Verbrauch an wertvol-
len und produktiven Böden in Österreich, der vom 
Strukturwandel und der Errichtung von Verkehrsin-
frastruktur im ländlichen Raum und durch Baumaß-
nahmen im Umfeld urbaner Räume vorangetrieben 
wird. 

Das Nachhaltigkeitsziel 6.3 sieht auch den Schutz 
von mehreren Ökosystemtypen wie Wäldern, Ber-
gen, Feuchtgebieten vor, um die Bereitstellung von 
qualitativ hochwertigem Wasser zu ermöglichen. 
Durch die überwiegend extensive forstliche Bewirt-
schaftung von Böden werden Synergien sichtbar. Der 

15 ; aufgerufen am 26.1.2018

Schutz von Boden und Wasser ist eines der Kriterien 
der nachhaltigen Waldwirtschaft15. Bei der landwirt-
schaftlichen Bodenbewirtschaftung besteht teilweise 
ein Zielkonflikt mit dem Wasserschutz. Die Düngung 
kann bei ungünstigen Rahmenbedingungen (z. B. 
Witterungsverhältnisse) zur Belastung von Grund-
wasserkörpern führen.

Weitere Zielkonflikte resultieren aus unterschiedli-
chen Interessen an der Form der Bodennutzung. Die 
Diskussion um die „four F“ (food, feed, fibre, fuel) 
beinhaltet die Konkurrenz um Land zur Erzielung 
von Ernährungssicherheit, zur Bereitstellung von er-
neuerbarer Energie aus Biomasse und zur Herstellung 
von nachwachsenden Rohstoffen für die stoffliche 
Verwendung.

Klimaschutz durch Landbewirtschaftung kann mit-
unter einen Verzicht auf die profitabelsten Produk-
tionsformen bedingen, da sie aufgrund des Klima-
wandels nur mit erhöhtem Risiko beibehalten werden 
können.

Die Bewertung der Nachhaltigkeitsziele nur für ös-
terreichische Böden greift zu kurz. Durch die inter-
nationalen Handelsströme werden Güter konsumiert, 
deren Herstellung die Böden in anderen Regionen 
betroffen haben. Der verantwortungsvolle Umgang 
mit der Ressource Boden rückt die Ziele „Nachhalti-
ger Konsum und Produktion“ und „Partnerschaften“ 
(Nachhaltigkeitsziele 12 und 17) gemeinsam mit dem 
Bildungsauftrag (Nachhaltigkeitsziel 4) in den Vor-
dergrund.
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Luftqualität und Gesellschaft

1 

Luft ist eine Lebensgrundlage. Mehr noch als von 
Nahrung ist der Mensch von der ständigen Ver-
fügbarkeit von Atemluft abhängig. Entsprechend 
schwierig ist es, sich vor Verunreinigungen in dieser 
Atemluft zu schützen. Diese Abhängigkeit von der 
Umgebungsluft besteht nicht nur für den Menschen, 
sondern auch für andere Schutzgüter, wie Tiere und 
Pflanzen. Auch Kultur- und Sachgüter stehen in stän-
diger Wechselwirkung mit der sie umgebenden Luft. 

Verunreinigungen der Atemluft umfassen gasför-
mige und partikuläre Luftschadstoffe. Diese können 
bereits als natürliche Beimengungen in der sauberen 
Atmosphäre vorhanden sein. Oft erhöht aber die 
menschliche Aktivität die Konzentrationswerte auf 
ein schädliches Maß. So entstehen direkte negati-
ve Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, 
Pflanzenschäden und über den Stoffeintrag auch in-
direkte Auswirkungen auf Böden, Pflanzen und die 
Biodiversität (WHO 2006, WHO 2013, EEA 2017). 
Über das atmosphärische Aerosol (Feinstaub), aber 
auch durch kurzlebige Klimagase und generell die 
enge Verknüpfung der Emissionen klassischer Luft-
schadstoffe und von Treibhausgasen, ergibt sich eine 
unmittelbare Anbindung der Luftqualität an Fragen 
des Klimawandels.

Situation in Österreich 

Aktuell treten in Österreich für die Luftschadstoffe 
Stickstoffoxide (zusammengefasst als NOx), Fein-
staub (PM10), sowie Benzo(a)pyren als Inhaltsstoff 
des Feinstaubs und für Ozon (O3) Überschreitun-
gen der nationalen bzw. von der EU vorgegebenen 

Immissionsgrenzwerte (IG-L, BGBl. I Nr. 115/1997; 
Ozongesetz BGBl. Nr. 210/1992) auf. Hinsichtlich 
der Emissionsmengen werden speziell für NOx, aber 
auch für Ammoniak (NH3) die erlaubten Emissi-
onshöchstmengen (NEC-Richtlinie, RL 2001/81/EG; 
EG-L; BGBl. I Nr. 34/2003) überschritten. 

Diese Problematik ist bekannt. Maßnahmen zur Re-
duktion der Immissionskonzentrationswerte und der 
Emissionsmengen der genannten Luftschadstoffe 
wurden und werden auf lokaler, nationaler oder euro-
paweiter Ebene definiert und sind auf den Webseiten 
der Länder und des Umweltbundesamtes beschrie-
ben. Auf europäischer Ebene befasst sich das CAFE 
Programm (Clean Air for Europe) mit den Auswir-
kungen von Luftschadstoffen und entsprechende 
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation1. Oft 
greifen die zur Verbesserung der Luftqualität not-
wendigen Maßnahmen in die Lebensgewohnheiten 
der Bevölkerung ein. Entsprechend ist die Umsetzung 
auch mit einer gesellschaftlichen Diskussion verbun-
den. 

Die Konzentrations- und Emissionstrends der ge-
nannten Luftschadstoffe in Österreich sind in den 
Berichten des Umweltbundesamtes und der zustän-
digen Behörden der Landesregierungen im Detail 
dokumentiert (z. B. Umweltbundesamt, 2016). Für 
einige Luftinhaltsstoffe sind Konzentrations- und 
Emissionstrends rückläufig. Trotzdem wird die Prob-
lematik möglicher Überschreitungen der Grenzwer-
te in den nächsten Jahren bestehen bleiben, da die 
Reduktionen nur langsam erfolgen. Für NH3 ist kein 
rückläufiger Trend zu erkennen. Die vorherrschen-
den Immissionskonzentrationen dieser Komponente 
verursachen zwar keine unmittelbar negativen Aus-
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wirkungen auf die Gesundheit des Menschen, sind 
aber im Hinblick auf die Partikelbildung oder den 
Stickstoffeintrag von großer Bedeutung.  Für O3 wer-
den unterschiedliche Trends bestimmt, je nachdem 
welche Gebiete betrachtet werden und ob die mitt-
lere Belastung, oder das Auftreten von Belastungs-
spitzen bewertet wird (Gilge et al., 2010, Umwelt-
bundesamt, 2017). Zudem können gerade bei Ozon 
neuere Erkenntnisse über Gesundheitsauswirkungen 
Diskussionen über neue Grenzwerte auslösen (Tur-
ner et al., 2016). 

Für die Überschreitungen der Emissions- und 
Immissionswerte der Stickstoffoxide ist der Ver-
kehrssektor von besonderer Bedeutung. Die in der 
jüngeren Vergangenheit dargestellten Unterschie-
de zwischen angeblichem und realem Emissions-
verhalten dieselbetriebener Fahrzeuge stellen nur 
einen Aspekt der Probleme bei der Umsetzung von 
Maßnahmen zur Verringerung der Emissions- und 
Immissionswerte dar. Zusätzlich werden auch Stick-
stoffoxid-Emissionen aus Industrieanlagen, Anlagen 
zur Energiegewinnung und durch Kleinverbraucher 
wirksam. Die Stickstoffoxide stellen, gemeinsam mit 
Kohlenwasserstoffen, eine Vorläufersubstanz für das 
bodennahe Ozon dar. Hauptverursacher der Ammo-
niakemissionen ist die Landwirtschaft. Für Feinstaub 
werden unterschiedliche Verursacher wirksam. Ei-
nerseits können Stäube direkt emittiert werden, wo-
bei Industrie, Verkehr, Kleinverbraucher (Energiege-
winnung und Raumheizung) und die Landwirtschaft 
als Emissionsquellen genannt werden. Andererseits 
erfolgt die Bildung von Feinstaub aus gasförmigen 
Vorläufersubstanzen, wodurch erhöhte Emissionen 
von Stickstoffoxiden und Ammoniak die Bildung 
von Feinstaub verstärken. 

Werden emissionsmindernde Maßnahmen in einem 
der genannten Sektoren getroffen, so ist vielfach von 
einer gemeinsamen Reduktion mehrerer Luftschad-
stoffe auszugehen. Dies gilt speziell dann, wenn die 
Maßnahmen auf die Aktivität einer Quelle abzielen. 
Werden nur die Emissionsfaktoren verändert, so 
können Reduktionsmaßnahmen für einen speziellen 
Luftschadstoff im ungünstigen Fall zu einer erhöhten 
Emission einer anderen Komponente führen. 

Gleichzeitig können bei der Reduktion eines Luft-
schadstoffs in mehreren Bereichen (Gesundheit, 
Schutz der Vegetation, Biodiversität und Klima) 
positive Veränderungen erzielt werden. Als Beispiel 
für solche Synergieeffekte werden die Stickstoffoxi-

de erwähnt. Geringere Immissionskonzentrations-
werte von NOx reduzieren zunächst die negativen 
Gesundheitsauswirkungen. Da Stickstoffoxide Vor-
läufersubstanzen für das atmosphärische Aerosol 
sind, verringert sich bei einer Abnahme der Kon-
zentrationswerte die Partikelbildung und damit die 
Feinstaubkonzentration. Auch wird der Stickstoff-
eintrag durch eine Abnahme der NOx-Folgeproduk-
te (Salpetersäure, partikuläres Nitrat) vermindert. 
Da NOx eine Vorläufersubstanz für Ozon darstellen, 
sind auch in dieser Hinsicht positive Effekte zu er-
warten, wiewohl die Ozonbildung nicht unter allen 
Bedingungen linear verläuft und das lokale Verhält-
nis von Stickstoffoxiden zu Kohlenwasserstoffen zu 
beachten ist (Sharma et al., 2017, Finlayson-Pitts & 
Pitts, 2000).

Vermächtnisrisiken – Lebenszeit von 
Luftschadstoffen, Langfristigkeit und 
Verfrachtung

Die zuvor genannten Luftschadstoffe haben eine 
Lebensdauer von Stunden bis zu mehreren Tagen. 
Diese Lebenszeit ist sowohl durch chemische Reakti-
onen in der Troposphäre gegeben, als auch durch die 
Entfernungsmechanismen der nassen oder trockene 
Deposition (d. h. den Stoffeintrag). 

Aufgrund der verhältnismäßig kurzen Lebenszeit 
führen emissionsmindernde Maßnahmen wie Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen oder Fahrverbote, 
rasch zu einer Reduktion der Immissionswerte und 
damit zu einer Verbesserung der Luftqualität. Ein 
weiteres Beispiel wären die emissionsmindernden 
Maßnahmen zur Reduktion von Schwefeldioxid 
(SO2), die in den vergangenen Jahrzehnten in weiten 
Gebieten Europas erfolgten. Hier konnte ein deutli-
cher Rückgang der Immissionskonzentrationswerte 
beobachtet werden, wobei auch grenzüberschreiten-
de Effekte zu berücksichtigen sind (Giannitrapani et 
al., 2006). Auf den ersten Blick erscheint somit keine 
Langfristigkeit der Problematik gegeben. 

Die enge Anbindung mancher emissionsmindern-
der Maßnahmen an technologische Entwicklungen, 
bzw. die Lebenszeit der im industriellen aber auch 
privaten Bereich eingesetzten Anlagen verändert 
die Zeitskala, da auch grundsätzlich rasch wirksame 
Maßnahmen nicht von einem Tag auf den anderen 
umgesetzt werden können. Auch gesellschaftliche 
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Prozesse, wie das oft langsame Umlernen von Ver-
haltensmustern und Gewohnheiten, zum Beispiel 
im Bereich der Mobilität aber auch im Bereich der 
Landwirtschaft oder dem Einsatz von Heizsystemen, 
tragen zur Verlängerung der Zeitskala bei.

Noch deutlicher wird diese Langfristigkeit, wenn die 
Auswirkungen der primären Luftschadstoffe oder 
deren Folgeprodukte auf das Ökosystem (z. B. Pflan-
zenschäden, Säureeintrag, Stickstoffeintrag, Verlust 
der Biodiversität) und die menschliche Gesundheit 
betrachtet werden. Hier werden viel längere Zeitska-
len offensichtlich (z. B. Baldigo et al., 2016, Marx et 
al., 2017). Es können Vermächtnisse entstehen, die 
in ihrer Wirkung nicht mehr einschätzbar sind, oder 
zumindest die Voraussetzungen für zukünftige Ent-
scheidungsfindungen massiv beeinflussen. Gemäß 
der Definitionen von Winiwarter & Schmid (2008) 
können sich gutartige Vermächtnisse zu problemati-
schen, vielleicht sogar heimtückischen Vermächtnis-
se verändern. 

Neben der weiten Zeitskala (kurzfristige Effekte auf-
grund der verhältnismäßig geringen Lebensdauer 
einiger Luftschadstoffe und langfristige Effekte auf-
grund der Auswirkungen auf das Ökosystem und 
der Wirksamkeit einzelner emissionsmindernder 
Maßnahmen) ist auch eine weite Raumskala zu be-
rücksichtigen. Luftschadstoffe kennen keine natio-
nalen Grenzen. Im luftgetragenen Zustand erfolgt 
eine rasche Verfrachtung der Luftschadstoffe in der 
Troposphäre, sodass auch bei einer Lebenszeit von 
einigen Stunden bis zu wenigen Tagen eine grenz-
überschreitende Beeinflussung der Umwelt gegeben 
ist. Während der Verfrachtung kann es zu einer Um-
wandlung der primären Luftschadstoffe in Folgepro-
dukte (sekundäre Luftschadstoffe, z. B. Ozon oder 
Feinstaub) kommen. Die Auswirkungen dieser Fol-
geprodukte betreffen dann ausschließlich Gebiete, 
die von der eigentlichen Emission der Luftschadstof-
fe getrennt sind.

Entsprechend sind die Emission von Luftschadstof-
fen und die daraus entstehende mangelnde Luftqua-
lität nicht nur als nationale Probleme zu behandeln, 
sondern betreffen die Staatengemeinschaft, wie in 
der Convention on Long Range Transboundary Air 
Pollution (CLRTAP) und den zugehörigen Protokol-
len dargestellt. 

Auch der globale Handel kann zu einer „Verfrach-
tung“ von Luftschadstoffen führen. Der Import von 

Gütern bedingt, dass es in manchen Ländern zur 
Emission von Luftschadstoffen kommt, die entstan-
denen Güter aber in anderen Ländern nutzbringend 
verwendet werden. Solche „Spillovers“ führen auch 
zur Auslagerung von Probleme mit der Luftqualität 
und werden beispielsweise von Sachs et al. (2017) bei 
der Erstellung des SDG-Index als Indikatoren ver-
wendet. 

Alle Luftschadstoffe, für die in Österreich Grenz-
wertüberschreitungen gemessen werden, sind den 
Themenbereichen zuzuordnen für die gemäß Rock-
ström et al. (2009) die ökologischen Belastungsgren-
zen der Erde  (Planetary Boundaries) überschritten 
sind (Stickstoffkreislauf, Verlust der Biodiversität, 
Klimawandel) oder nach derzeitigem Wissensstand 
keine Abschätzung gegeben werden kann (Atmo-
sphärisches Aerosol). Die Verbindung dieser öko-
logischen Belastungsgrenzen mit gesellschaftlichen 
Ansprüchen und Grenzen im Oxfam Donut (Ra-
worth, 2012) unterstreicht die Notwendigkeit, glo-
bale Lösungsansätze zu suchen und der sozialen Ge-
rechtigkeit eine größere Bedeutung zu geben. So ist 
eine direkte Anbindung der Fragen zur Luftqualität 
mit dem UN-Aktionsplan „Transformation unserer 
Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“, 
beziehungsweise den Nachhaltigkeitszielen (Sustai-
nable Development Goals, SDGs) gegeben.

Handlungsmöglichkeiten zur  
Verbesserung der Luftqualität –  
Vernetzung und Konflikte 

Zuvor wurden die Energiegewinnung, industrielle 
Prozesse, Verkehr und Landwirtschaft als bedeuten-
de Emissionsquellen für Grenzwertüberschreitungen 
von Luftschadstoffen in Österreich genannt. Diese 
haben unmittelbare negative Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und über den Stoffeintrag 
auf das Ökosystem, d. h. auf Pflanzen, Böden und 
damit verbunden die Biodiversität, sowie auf das 
Klima.  Aus diesen Angaben zu den Emissionsquel-
len und den Auswirkungen auf den Menschen und 
das Ökosystem folgt eine unmittelbare Verbindung 
der Fragen zur Luftqualität zu mehreren Nachhal-
tigkeitszielen. Es sind dies die SDGs 3 (Gesundheit 
und Wohlergehen), 7 (Bezahlbare und saubere Ener-
gie), 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur), 
11 Nachhaltige Städte und Gemeinden), 12 (Nach-
haltiger Konsum und Produktion), 13 (Maßnahmen 
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zum Klimaschutz). Über die Nahrungsmittelproduk-
tion und die Landwirtschaft / Landnutzung ist auch 
eine indirekte Anbindung an SDG 2 (Kein Hunger) 
und SDG 15 (Leben an Land) gegeben. 

Besonders offensichtlich ist die Anbindung der 
Luftqualität an SDGs 3.9 und 11.6, da sich die Im-
missionsgrenzwerte am Schutz der menschlichen 
Gesundheit orientieren. Eine Abschätzung, wie viele 
Menschen in Österreich in Gebieten leben, in denen 
die Immissionsgrenzwerte nicht eingehalten werden 
erfolgt beispielsweise im 11. Umweltkontrollbericht 
(Umweltbundesamt, 2016) und betreffen die Schad-
stoffe NOx, Ozon, Feinstaub und Benzo(a)pyren. 
Zusätzlich zur Überwachung der klassischen Luft-
schadstoffe fällt in diesen Bereich auch der umwelt-
verträgliche Umgang mit Chemikalien während der 
Lebenszyklen von Konsumartikeln (SDG 12.4), da 
auch hier Emissionen in die Luft möglich sind. 

Neben der Immissionsüberwachung, d. h. der Dar-
stellung der Luftgüte in der Außenluft, stellt die Luft-
qualität in Innenräumen einen wesentlichen Beitrag 
zur Gesundheit dar, da sich Menschen den Großteil 
des Tages in Innenräumen aufhalten. Daher muss in 
diesem Zusammenhang auch SDG 3.a genannt wer-
den. Durch den Nichtraucherschutz kann jedenfalls 
eine deutliche Verbesserung der Luftqualität und 
der Gesundheit erzielt werden. Auch die Notwen-
digkeit der Kontrolle weiterer Schadstoffe in der In-
nenraumluft und die Beratung der Bevölkerung zur 
Vermeidung hoher Belastungswerte ist zu erwähnen. 

In der Folge werden für einzelne Sektoren Handlungs-
möglichkeiten zur Verbesserung der Luftqualität darge-
stellt. Dabei können einzelne Maßnahmen in mehreren 
Bereichen zu positiven Effekten führen, aber es können 
auch Zielkonflikte auftreten. Dabei wird jeweils auf be-
troffene Nachhaltigkeitsziele der UN (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDGs) hingewiesen. 

Der ganzheitliche Zugang zu den zuvor genannten 
Punkten und die Berücksichtigung von Synergien sowie 
von Zielkonflikten erfordern jedenfalls eine umfassende 
Bildung, wie in SDG 4 (speziell SDG 4.7) gefordert. In-
vestitionen in diesem Bereich nützen der Bewusstseins-
bildung, der strategischen Planung und letztendlich der 
gemeinsamen Umsetzung von Maßnahmen zur Verbes-
serung der Umweltsituation, hier speziell der Luftqua-
lität, aber auch der geforderte Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und Umweltzerstörung (SDG 8.4).

Energiegewinnung (SDGs 7.2, 7.3,7.a, 13) 

Das Klimaschutzabkommen von Paris (2015) sieht 
einen weitgehenden Verzicht auf fossile Energieträ-
ger bis zur Mitte des Jahrhunderts vor. Entsprechend 
sind Maßnahmen zur Energieeinsparung und Er-
höhung der Energieeffizienz zu setzen, was eine ge-
meinsame Reduktion der Emission von Klimagasen 
und der klassischen Luftschadstoffe bedingen kann.  
Eine Verminderung der Emissionen von Stickstoff-
oxiden bedeutet auch einen verringerten Stickstoff-
eintrag und eine Reduktion der Partikelbildung (spe-
ziell der Bildung semivolatiler Komponenten in der 
kalten Jahreszeit). 

Die notwendige Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Brennstoffe erfolgt in Österreich speziell durch den 
Einsatz von Biomasse, wie auch im Beitrag Böden 
und Nachhaltigkeitsziele (Jandl et al., 2018, 37–51) 
im Detail ausgeführt. Dies ist erstrebenswert, kann 
aber im Bereich der Energiegewinnung und speziell 
der Raumheizung mit Kleinanlagen zu einer Erhö-
hung der Feinstaubemissionen und auch der Emissi-
onen organischer Spurenstoffe (Benzo(a)pyren) füh-
ren, was eine schlechtere Immissionssituation ergibt  
(Caseiro et al., 2009, Guerrairo et al., 2016). Der Ein-
satz moderner Technologien, überwacht durch ein 
kontinuierliches Monitoring der Emissions- und Im-
missionssituation, kann diese Problematik deutlich 
entschärfen (z. B. Klauser et al., 2018), sodass eine 
an sich erstrebenswerte Umstellung auf erneuerbare 
Energien und lokal verfügbare Brennstoffe nicht zu 
einer Verschlechterung der Luftqualität führt. 

Bei der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energie-
träger ist auch auf die Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume und der Biodiversität zu achten, wobei 
hier auch die derzeitige Situation unter Verwendung 
der fossilen Energieträger berücksichtigt werden 
muss. 

Luftqualität in Ballungsräumen / Mobilität / 
Verkehr (SDGs 11.3, 11.6, 11.7, 11.a, 11.b)

Mehrere der in Österreich problematischen Luft-
schadstoffe sind stark mit den Themen Kfz- Verkehr 
und Mobilität verbunden. Überschreitungen der 
Grenzwerte für NOx und / oder Feinstaub werden 
sowohl im urbanen Bereich, d. h. in Ballungsräu-
men, als auch entlang von Autobahnen verzeichnet. 
Betrachtet man den Feinstaub, so sind Grenzwert-
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überschreitungen im urbanen Bereich häufig bereits 
durch eine hohen Hintergrundbelastung bedingt 
(Puxbaum et al., 2004, Lenschow et al., 2001). Dabei 
darf aber nicht übersehen werden, dass letztlich auch 
diese Vorbelastung durch anthropogene Emissionen 
und die Verfrachtung der Luftschadstoffe hervorge-
rufen werden. 

Maßnahmen zur Reduktion der NOx und Feinstau-
bemissionen aus dem Sektor Mobilität / Verkehr 
umfassen die Entwicklung emissionsarmer Motoren, 
aber auch eine Änderung der Mobilitätsverhaltens 
und Aspekte der Stadtplanung und -gestaltung.  Die 
Anlage und Erhaltung von Grünflächen kann dabei 
sowohl die Luftqualität beeinflussen, als auch ande-
re Ökosystemleistungen unterstützen (Janhäll 2015). 
Grünflächen können auch die Anpassung an Aus-
wirkungen des Klimawandels unterstützen. Auch im 
Hinblick auf die Förderung eines nachhaltigen Tou-
rismus (SDG 8.9) sind Mobilitätskonzepte gefordert, 
die die Luftqualität nicht belasten, sondern verbes-
sern.

Landwirtschaft – Böden und Vegetation 
(SDGs 2.3, 2.4, 2.a, 15.1, 15.9, 15.a)

Emissionsmindernde Maßnahmen in der Landwirt-
schaft zielen vornehmlich auf eine Reduktion der 
Ammoniakemission (im Hinblick auf eine nach-
folgende Bildung sekundärer Aerosolpartikel und 
den N-Eintrag) und der primären Staubemissionen 
(Landnutzung in landwirtschaftlichen Gebieten) ab. 
Die Reduktion der Freisetzung von Stickstoffverbin-
dungen kann Eutrophierung und damit den Verlust 
der Biodiversität verringern. Maßnahmen zur Ver-
ringerung intensiver landwirtschaftliche Nutzung 
reduzieren auch die Emissionen von Klimagasen 
(N2O). 

Erfüllung der Nachhaltigkeitsziele

Die nationalen Bestrebungen zur Erfüllung der 
Nachhaltigkeitsziele (SDGs) werden im Rahmen 
des SDI Index and Dashboards Reports (Sachs et al., 
2017) und des Berichtes Sustainable Development 
Goals: Are the rich countries ready? (Kroll, 2017) 
parametrisiert. Im Hinblick auf die Luftqualität wird 
Österreich besonders auf noch notwendige Verbes-
serungen hinsichtlich der Luftqualität in Städten 

hingewiesen, wobei hier speziell die Konzentrations-
werte von Feinstaub (Fraktion PM2.5) angesprochen 
sind. Weniger offensichtlich ist der Zusammenhang 
mit Fragen zur Luftqualität bei der Bewertung des 
SDG 12, das zum Ziel hat, nachhaltige Konsum- 
und  Produktionsmuster sicherzustellen. Auch hier 
besteht für Österreich gemäß der Bewertung von 
Sachs et al. (2017) Handlungsbedarf. Gründe dafür 
sind „Spillover-Indikatoren“, die den über gängige 
Konsum- und Produktionsmuster bedingten Import 
von SO2-Emissionen und reaktivem Stickstoff be-
rücksichtigen. Während reaktiver Stickstoff, in der 
Form der Spurengase NOx und Ammoniak auch in 
Österreich zu Überschreitung der Immissions- und 
Emissionsgrenzwerte führt und daher in diesem 
Text bereits behandelt wurde, liegen die Immissions-
konzentrationswerte für SO2 in Österreich deutlich 
unter den Grenzwerten. Die in den UN-Nachhal-
tigkeitszielen geforderte globale Betrachtung rückt 
allerdings auch für Österreich diesen „klassischen“ 
Luftschadstoff wieder in das Zentrum der Aufmerk-
samkeit. 

Literatur

Baldigo, B.P., Roy, K.M. und Driscoll, C.T. “Response 
of fish assemblages to declining acid deposition 
in Adirondack Mountain lakes, 1984–2012”, At-
mospheric Environment, 146, 223–235, 2016, 
https://doi.org/10.1016/j.atmosenv.2016.06.049.

CAFE Programme “Clean Air for Europe”. Brussels: 
European Commission, 2018, online publiziert, 
http://ec.europa.eu/environment/air/index_
en.htm; (aufgerufen 2018).

Caseiro, A., Bauer, H., Schmidl, C. et al. “Wood burn-
ing impact on PM10 in three Austrian regions”, At-
mospheric Environment, 43(13), 2186–2195, 2009, 
https://doi.org/10.1016/j.atmosenv.2009.01.012.

CLRTAP “The 1979 Geneva Convention on long-range 
transboundary air pollution”. Geneva: United Na-
tions Economic Commission for Europe (UN-
ECE), 2012, http://www.unece.org/fileadmin//
DAM/env/lrtap/lrtap_h1.htm.

EEA “Air quality in Europe — 2017 report”. Co-
penhagen: European Environment Agency 
(EEA), EEA Report, 13/2017, 2017, https://doi.
org/10.2800/358908.



KIOES Opinions 8 (2018)

58

Finlayson-Pitts, B. und Pitts Jr., J.N. (eds) “Chemis-
try of the upper and lower atmosphere”. San Diego: 
Academic Press, 2000, https://www.sciencedirect.
com/science/book/9780122570605.

Giannitrapani, M., Bowman, A., Scott, A. et al. 
“Sulphur dioxide in Europe: Statistical relation-
ships between emissions and measured con-
centrations”, Atmospheric Environment, 40(14), 
2524–2532, 2006, https://doi.org/10.1016/j.at-
mosenv.2005.12.052.

Gilge, S., Plass-Duelmer, C., Fricke, W. et al. “Ozone, 
carbon monoxide and nitrogen oxides time series 
at four alpine GAW mountain stations in central 
Europe”, Atmospheric Chemistry and Physics, 10, 
12295–12316, 2010, https://doi.org/10.5194/acp-
10-12295-2010.

Guerreiro, C.B.B., Horálek, J., de Leeuw, F. et al. 
“Benzo(a)pyrene in Europe: Ambient air concen-
trations, population exposure and health effects”, 
Environmental Pollution, 214, 657–667, 2016, 
https://doi.org/10.1016/j.envpol.2016.04.081.

Jandl, R., Baumgarten, A. und Zechmeister- 
Boltenstern, S. “Böden und Nachhaltigkeitsziele”,  
KIOES Opinons, 8, 37–51, 2018.

Janhäll, S. “Review on urban vegetation and particle 
air pollution – Deposition and dispersion”, Atmo-
spheric Environment, 105, 130–137, 2015, https://
doi.org/10.1016/j.atmosenv.2015.01.052.

Klauser, F., Schwabl, M., Kistler, M. et al. “Devel-
opment of a compact technique to measure 
benzo(a)pyrene emissions from residential wood 
combustion, and subsequent testing in six mod-
ern wood boilers”, Biomass and Bioenergy, 111, 
288–300, 2018, https://doi.org/10.1016/j.biom-
bioe.2017.05.004.

Kroll, C. “Sustainable Development Goals: Are the rich 
countries ready?”. Gütersloh: Bertelsmann Stif-
tung, 2015, https://www.bertelsmann-stiftung.
de/en/publications/publication/did/sustainable-
development-goals-are-the-rich-countries-ready.

Lenschow, P., Abraham, H.J., Kutzner, K. et al. “Some 
ideas about the sources of PM10”, Atmospher-
ic Environment, 35(Suppl. 1), S23–S33, 2001, 
https://doi.org/10.1016/S1352-2310(01)00122-4.

Marx, A., Hintze, S., Sanda, M. et al. “Acid rain foot-
print three decades after peak deposition: Long-
term recovery from pollutant sulphate in the 
Uhlirska catchment (Czech Republic)”, Science 

of The Total Environment, 598, 1037–1049, 2017, 
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2017.04.109.

Puxbaum, H., Gomiscek, B., Kalina, M. et al. “A dual 
site study of PM2.5 and PM10 aerosol chemistry in 
the larger region of Vienna, Austria”, Atmospheric 
Environment, 38(24), 3939–3958, 2001. https://
doi.org/10.1016/j.atmosenv.2003.12.043.

Rockström, J., Steffen, W., Noone, K. et al. “A safe 
operating space for humanity”, Nature, 461, 472–
475, 2009, https://doi.org/10.1038/461472a.

Raworth, K. “A safe and just space for humanity – 
Can we live within the doughtnut?”, In Oxfam 
Discussion Papers. Nairobi: OXFAM Internatio-
nal, 2012, https://oxf.am/2FLvKDl.

Sachs, J., Schmidt-Traub, G., Kroll, C. et al. “SDG In-
dex and Dashboards Report 2017”. New York: Ber-
telsmann Stiftung and Sustainable Development 
Solutions Network (SDSN), 2017, http://www.
sdgindex.org/assets/files/2017/2017-SDG-Index-
and-Dashboards-Report--full.pdf.

Sharma, S., Sharma, P. und Khare, M. “Photo-
chemical reansport modelling of tropospheric 
ozone: A review”, Atmospheric Environment, 
159, 34–54, 2017, https://doi.org/10.1016/j.at-
mosenv.2017.03.047.

Turner, M.C., Jerrett, M., Pope III, C.A., et al. “Long-
term exposure and mortality in a large prospec-
tive study”, American Journal of Respiratory and 
Critical Care Medicine, 193(10), 1134–1142, 2016, 
https://dx.doi.org/10.1164%2Frccm.201508-
1633OC.

Umweltbundesamt “Elfter Umweltkontrollbericht. 
Umweltsituation in Österreich”, In Report, REP-
0600. Wien: Umweltbundesamt, 2016, http://
www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publi-
kationen/REP0600.pdf.

Umweltbundesamt “Jahresbericht der Luftgütemess-
sungen in Österreich 2016”, In Report, REP-0605. 
Wien: Umweltbundesamt, 2017, www.umwelt-
bundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/
REP0605.pdf.

Winiwarter, V. und Schmid, M. “Umweltgeschichte 
als Untersuchung sozionaturaler Schauplätze? 
Ein Versuch Johannes Colers “Oeconomia” um-
welthistorisch zu interpretieren”, In T. Knopf (ed) 
Umweltverhalten in Geschichte und Gegenwart. 
Tübigen: Attempto Verlag, 158–173, 2008.



KIOES Opinions 8 (2018) 

59

WHO “WHO Air quality guidelines for particulate 
matter, ozone, nitrogen dioxide and sulfur diox-
ide. Global update 2005 – Summary of risk as-
sessment”. Geneva: World Health Organization 
(WHO), 2006, http://www.who.int/iris/han-
dle/10665/69477.

WHO “Review of evidence on health aspects of air pol-
lution – REVIHAAP Project”. Copenhagen: World 
Health Organization (WHO), Regional Office for 
Europe, Technical Report, 2013, http://www.euro.
who.int/__data/assets/pdf_file/0004/193108/RE-
VIHAAP-Final-technical-report-final-version.
pdf?ua=1.



KIOES Opinions 8 (2018)

60



Commission for Interdisciplinary Ecological Studies (KIOES)
KIOES Opinions 8 (2018): 61–70.

61

Commission for Interdisciplinary Ecological Studies (KIOES)
KIOES Opinions 8 (2018): 61–70.

Klima und Gesellschaft

Einleitung

Die Problematik Klimawandel stellt sich aus natur-
wissenschaftlicher Sicht wie folgt dar: Die anthro-
pogenen Emissionen von Treibhausgasen (THG) 
führen zu erhöhten THG-Konzentrationen in der 
Atmosphäre, die ihrerseits den Strahlungshaushalt 
beeinflussen und so einen Temperaturanstieg be-
wirken. Temperaturänderungen ziehen Änderungen 
einer Fülle anderer Klimaparameter nach sich, wie 
etwa Feuchte, Niederschlag, Luftdruck und Wind. 
Diese Änderungen haben Auswirkungen auf prak-
tisch alle natürlichen Systeme und die von Menschen 
organisierten, wie Landwirtschaft, Wasserwirtschaft, 
Tourismus, etc.. Die Frage der Auswirkungen des 
Klimawandels auf diese Systeme verknüpft natur-
wissenschaftliche Betrachtungen mit ökonomisch-
gesellschaftlichen – die Menschen sind Betroffene 
des Klimawandels. 

Die Fakten zum Klimawandel im engeren, naturwis-
senschaftlichen Sinn werden auf der globalen Ebene 
regelmäßig im ersten Band der Sachstandsberich-
te des Intergovernmental Panel on Climate Change 
(IPCC) zusammenfassend dargestellt (z. B. IPCC 
2013), für Österreich liegt ein erster Sachstandsbe-
richt Klimawandel aus dem Jahr 2014 vor (APCC, 
2014). 

Eine umfassendere, systemische Betrachtungsweise 
des Klimawandels berücksichtigt notwendigerwei-
se allerdings auch die Frage nach Ursachen für die 
THG-Emissionen und daher auch die Menschen in 
ihrer Zahl (Weltbevölkerung) und in ihren Lebens-
stilen als Verursacher des Klimawandels.

Den Klimawandel hinanzuhalten und seine Auswir-
kungen zu begrenzen ist daher auch eines der Zie-
le der Agenda 2030. Dieses Ziel (SDG 13) sieht vor, 
dringend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klima-
wandels und seiner Auswirkungen zu ergreifen. Die 
UNO begründet die Wahl dieses Ziels ausführlich. 
Der Klimawandel, so die UN, betreffe jedes Land auf 
jedem Kontinent. Er beeinträchtige Volkswirtschaf-
ten und das Leben, und verursacht Menschen, Ge-
meinden und Ländern heute bereits Kosten, die in 
Zukunft noch steigen werden. Die UN weist deutlich 
darauf hin, dass die Menschheit bereits jetzt erheb-
liche Auswirkungen des Klimawandels, darunter 
steigende Meeresspiegel und extremere Wetterer-
eignisse verspürt. Ohne Maßnahmen gegen Treibh-
ausgasemissionen wird die durchschnittliche Ober-
flächentemperatursteigerung der Erde in diesem 
Jahrhundert 3 Grad Celsius deutlich überschreiten, 
wobei in einigen Regionen der Welt eine noch stär-
kere Erwärmung zu erwarten ist. Die Ärmsten und 
Schwächsten sind, auch darauf wird hingewiesen, am 
stärksten betroffen.

Der Klimawandel sei, so die UNO, eine globale He-
rausforderung, die nationale Grenzen nicht respek-
tiert. Emissionen überall beeinflussen Menschen 
überall. Das Problem erfordere daher Lösungen, die 
auf internationaler Ebene koordiniert werden müs-
sen, und internationale Zusammenarbeit, um den 
Entwicklungsländern beim Übergang zu einer koh-
lenstoffarmen Wirtschaft und bei der Anpassung an 
die bereits spürbaren Folgen des Klimawandels zu 
helfen.
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Als Basisdokument nennt die UNO das Pariser Kli-
maabkommen, das am 4.11.2016 in Kraft trat1. Es 
wird auf S. 63 f. näher vorgestellt. 

Langfristigkeit und Vermächtnisrisiken

Zeitskalen 

Klimawandel ist, am menschlichen Maß gemessen, 
ein Langfristphänomen. Die astronomisch beding-
ten Klimazyklen der letzten 600.000 Jahre bewegen 
sich in der Größenordnung von zehntausenden bis 
hunderttausend Jahren. Das geologische Zeitalter 
des Holozäns, in dem wir uns derzeit befinden, wur-
de ob der 10.000 Jahre relativ konstanter Temperatur 
definiert. Für praktische Fragen der Gegenwart sind 
diese Zeiträume nicht relevant. 

Das rezente Klima wird mittels Mittelwerten, Ex-
tremwerten und Häufigkeitsstatistiken bezogen auf 
einen 30-jährigen Zeitraum beschrieben. In Wien 
bewegte sich die mittlere 30-jährige Jahresmittel-
temperatur (abgesehen von einem Ausreisser) seit 
Beginn der Messungen im Jahr 1771 innerhalb einer 
Bandbreite von 0,4 °C, aber innerhalb der letzten 30 
Jahre ist sie um mehr als 1 Grad gestiegen (Histalp-
Datensatz der ZAMG2). Extremwerte zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie selten auftreten. Statistisch si-
gnifikante Häufigkeitsänderungen von Extremwer-
ten sind daher über derart kurze Zeiträume nach den 
heutigen Regeln der Bewertung statistischer Vertei-
lungen nicht nachzuweisen. Diesen statistisch noch 
nicht signifikanten Verschiebungen der Extremwer-
te, die jedoch im Einklang mit aufgrund physikali-
scher Überlegungen erwarteten Änderungen stehen, 
müsste mehr Gewicht verliehen werden (Oreskes & 
Conway, 2014).

Projektionen und der Umgang mit dem  
Unerwarteten

Die WissenschafterInnen haben gelernt, die Unsi-
cherheiten systematisch offenzulegen und dabei zwi-
schen jenen Unsicherheiten, die auf die (mangelhaf-
te) Datenlage zurückzuführen sind, und solchen, die 
daraus entstehen, dass sich die WissenschafterInnen 

1  

2  

in der Interpretation der Daten nicht einig sind, zu 
unterscheiden (IPCC, 2013, USGCRP, 2017).

Problematisch ist die Datenlage hisichtlich sehr klein-
räumiger Ereignisse und hinsichtlich sehr seltener,  
extremer Ereignisse. Dies stellt in der Kommunikati-
on mit der Öffentlichkeit ein besonderes Problem dar, 
weil gerade diese Ereignisse auf besonderes Interesse 
stoßen und auch wirtschaftlich kurzfristig von großer 
Bedeutung sind (Steininger et al., 2014).

Während die erwarteten Temperaturänderungen 
durch alle Sachstandsberichte seit 1990 hindurch 
ziemlich konsistent sind, wurden die Aussagen zum 
Niederschlag immer wieder revidiert. Dies hing ur-
sprünglich damit zusammen, dass die Modelle erst 
im Laufe der Zeit in der Lage waren, die Ozeane und 
die Ozeanströmungen einigermaßen realitätsnah zu 
simulieren. Jetzt hängt die Zuverlässigkeit der Nie-
derschlagsprognosen u. a. mit der noch nicht richti-
gen Erfassung der Durchmischung der Ozeane und 
mit der Problematik der Erfassung kleinräumiger, 
aber starker Niederschlagsereignisse zusammen. 

Ein besonderes Problem stellt die Frage des Mee-
resspiegelanstieges dar, vor allem weil die Dynamik 
der großen Eismassen nicht verlässlich verstanden 
wird. In den letzten Jahren ist hier eine systemati-
sche Korrektur des erwartenden Meeresspiegelan-
stieges nach oben festzustellen. Der Climate Science 
Special Report 2017 geht von einem möglichen An-
stieg von 30 bis 130 cm in diesem Jahrhundert aus 
(USGCRP, 2017). Hansen und Koautoren leiten aus 
Beobachtungsdaten einen nichtlinearen Anstieg ab, 
der innerhalb von 50 Jahren 1 m und im folgenden 
Jahrzehnt nochmals 1,4 m betragen könnte (Hansen, 
et al., 2016). 

Die Frage des Unerwarteten, dessen was aus den 
derzeitigen Klimamodellen nicht abgeleitet werden 
kann, beschäftigt die WissenschafterInnen durch-
gängig, aber mit wechselndem Gewicht. Die IPCC-
Berichte sind diesbezüglich besonders zurückhal-
tend, was auch mit der Notwendigkeit, innerhalb der 
Autorenschaft der entsprechenden Kapitel Konsens 
erzielen zu müssen, zusammenhängen kann. Wie 
Oreskes & Conway (2014) feststellen, gilt es in der 
Naturwissenschaft als weniger problematisch, ein 
Ereignis, das eintritt, nicht vorhergesagt zu haben, 
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als ein Ereignis vorherzusagen, dass dann ausbleibt. 
Für Risikobetrachtungen, nicht nur im Zusammen-
hang mit dem Klimawandel, ist diese Kultur kont-
raproduktiv, verdeckt sie doch die Betrachtung der 
schlimmsten Fälle.

Beherrschbarkeit des Klimawandels

Die Temperatur-, Druck-, Niederschlagswerte und 
andere meteorologische Klimagrößen sind das Resul-
tat der Interaktion einer Vielzahl von Systemen und 
Prozessen mit sehr unterschiedlichen Zeitskalen. So 
vergehen Jahrtausende, bis Eismassen und Permafrost 
bei veränderten Temperaturen in einen neuen Gleich-
gewichtszustand kommen, Vegetations zonen ver-
schieben sich in Jahrhunderten und die dynamischen 
Vorgänge in der Atmosphäre reagieren innerhalb von 
Tagen oder Stunden. 

Das ist deshalb bedeutsam, weil all diese Systeme in 
Wechselwirkung stehen und ihre Änderungen ei-
nerseits klimawandelbedingt sind, sie aber ihrerseits 
den Klimawandel beeinflussen. Positive und negati-
ve Rückkoppelung sind ein zentraler Bestandteil des 
Klimasystems. Sie machen es unmöglich, von einer 
klar definierten Reaktionszeit des Klimas zu sprechen, 
im Sinne von „nach Ende der Treibhausgasmissionen 
stabilisiert sich das Klima innerhalb von x Jahren“. 
Vielmehr ist es eine entscheidende, wissenschaftlich 
bisher nicht eindeutig beantwortete Frage, ob das Kli-
masystem auf jedem beliebigen Temperaturniveau 
stabilisiert werden kann. Eine in der Literatur häufig 
genannte Grenze, jenseits der eine Stabilisierung mög-
licherweise wegen der dem System innewohnenden 
selbstverstärkenden Prozesse nicht mehr möglich ist, 
sind 2°C Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau. Wird diese Grenze überschritten, so die Be-
fürchtung, würden auch drastische Emissionsreduk-
tionsmaßnahmen eine kontinuierlich zunehmende 
Erwärmung nicht mehr verhindern können (Lenton 
et al., 2008; Kopp et al., 2017). Diese Überlegungen 
führen zu ethischen und auch rechtlichen Fragen, vor 
allem bedeuten sie bei Anwendung des Vorsorgeprin-
zips, dass Treibhausgasemissionen so rasch wie mög-
lich reduziert werden müssen.

Im Falle des Klimawandels geht es also nicht nur um 
langfristige Folgen gegenwärtigen  Handelns, sondern 
um Vermächtnisrisiken im Sinne von Winiwarter und 
Schmid (2008).

 Das Pariser Abkommen

Die auf globaler Ebene erforderlichen Minderungen 
wurden 2015 im Pariser Klimaabkommen festgehal-
ten. In der Vereinbarung einigten sich alle teilneh-
menden Staaten darauf, den weltweiten Temperatur-
anstieg auf 2 °C gegenüber vorindustriellem Niveau 
zu begrenzen, wobei angesichts der großen Risiken 
1,5 °C anzustreben seien. Die Umsetzung des Über-
einkommens von Paris ist wesentlich für die Errei-
chung der Ziele für nachhaltige Entwicklung und 
bietet eine Roadmap für Klimaschutzmaßnahmen, 
die die Emissionen verringern und die Klimaresis-
tenz stärken. 

Nach dem IPCC Bericht 2013 können die 2 °C nur 
eingehalten werden, wenn die Gesamtmenge an 
emittiertem CO2 3.200 Gt nicht übersteigt, bei 1,5 °C 
entsprechend weniger. Bisher wurden weltweit be-
reits etwa 2.200 Gt CO2 emittiert, sodass noch ein 
Puffer von rund 1.000 Gt CO2 verbleibt (WBGU, 
2009; aktualisiert). Legt man diese Menge auf Öster-
reich nach dem Schlüssel der Bevölkerung um, ergibt 
sich rund 1 Gt, die bei heutigen Treibhausgasemis-
sionen in Österreich in 13 Jahren, also etwa 2030, 
aufgebraucht wäre. Dieser Zeitraum kann in ethisch 
vertretbarer Weise nur verlängert werden, wenn die 
Emissionen möglichst rasch und möglichst stark re-
duziert werden.  

Die Industrieländer haben zwar den bisherigen Kli-
mawandel verursacht, aber die Entscheidung, wie es 
in Zukunft weitergeht, liegt bei den Schwellen- und 
Entwicklungsländern. Deren Pro-Kopf-Emissionen 
sind zwar weit niedriger als jene der Industrieländer, 
aber sie haben die wesentlich größere Bevölkerung 
und sowohl deren Bevölkerung als auch deren Pro-
Kopf-Emissionen wachsen infolge ihrer Entwick-
lung stark. Allerdings entstehen deren Emissionen 
auch zu einem wesentlichen Teil bei der Extraktion 
von Rohstoffen und Produktion von Gütern für die 
Industriestaaten. Die nach Österreich importierten 
Waren verursachen z. B. netto noch einmal ca. 40 % 
der Emissionen, die in Österreich erzeugt werden 
(APCC 2014). Solche „Spillover“-Effekte, die durch 
die globale Verflechtung der Handelsströme in fast 
allen Staaten die Bilanz massiv verändern, gilt es bei 
jeder Betrachtung auf nationalstaatlicher Ebene zu 
berücksichtigen.

Darüber hinaus haben die Industriestaaten die Ver-
antwortung zu demonstrieren, dass es ihnen mit 
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den Klimaschutzmaßnahmen ernst ist, zumal sie 
im Besitz der notwendigen Technologien sind und 
sich diese besser leisten können als Schwellen- und 
Entwicklungsländer. Das Pariser Abkommen trägt 
diesen Umständen Rechnung, indem es die Dotie-
rung des Green Climate Fund (Klimafonds der UN) 
vorsieht, über den die Verursacher des Klimawandels 
finanziell zur Lösung des Problems beitragen sollen 
indem sie den Entwicklungsländern z. B. ermögli-
chen, ihre weitere Entwicklung statt auf fossile Ener-
gien gleich auf Erneuerbare zu stützen.

Handlungsmöglichkeiten in Österreich

Reaktionen und Maßnahmen

Auf den Klimawandel kann man auf unterschied-
liche Weise reagieren. Eine Option ist, ihn zu leug-
nen. Nach den Analysen von Oreskes und Conway  
(2009) geht es bei den „Denialists“ (Klimaleugnern) 
in den USA und anderen, vor allem englischsprachi-
gen Ländern, in erster Linie nicht um Zweifel an den 
wissenschaftlichen Ergebnissen der Klimaforschung, 
sondern darum, staatliche Eingriffe in die Wirtschaft 
und den Lebensstil zu verhindern. Da der Klimawan-
del nicht ohne staatliche Eingriffe lösbar ist, muss 
dieser geleugnet werden. Klein (Klein, 2014) betont, 
dass die Klimaleugner wie kaum eine andere Gruppe 
in den USA verstanden hätten, wie tiefgreifend die 
Eingriffe zum Klimaschutz sein müssten, und wie 
sehr dadurch ihre neo-liberale Ideologie gefährdet 
sei. Deshalb müssten sie den Klimawandel leugnen. 

Eine andere Option ist, den Klimawandel einzu-
gestehen und Minderungsmaßnahmen in Angriff 
zu nehmen. In Anlehnung an Stern (2006) können 
die Möglichkeiten zur Minderung von Treibhaus-
gasemissionen in vier Kategorien zusammengefasst 
werden:

 – Bedafssenkung an emissionsintensiven Gütern 
und Dienstleistungen

 – Steigerung der Ressourceneffizienz
 – Emissionsmindernde Maßnahmen im Nicht-

Energiebereich, z. B. in der Landwirtschaft, und
 – Umstieg auf erneuerbare Energiequellen.

Das größte Potential in den industrialisierten Län-
dern liegt bei der Bedarfssenkung, erst danach folgt 

die Effizienzsteigerung. Effizienzsteigerung hat in 
Form von „negativer“ Energie in den letzten Jahr-
zehnten in Europa mehr zum Wirtschaftswachstum 
beigetragen als Erneuerbare Energien und Kern-
energie zusammen. Dennoch wird vor allem über 
technologische Lösungen im Bereich der Energie-
bereitstellung nachgedacht. In Wellen wird auch die 
Kernenergie vehement als Lösung des Klimaproblems 
propagiert. Ohne auf Sicherheitsaspekte und auf öko-
nomische Argumente einzugehen, sei hier nur darauf 
hingewiesen, dass kerntechnische Lösungen – Fusion 
und Fission – jedenfalls zu spät kämen (Kromp-Kolb, 
2007). 

Als dritte Option wird auch diskutiert, in das Klimasys-
tem einzugreifen, indem man gezielt den Strahlungs-
haushalt der Erde z. B. durch Spiegel oder künstliche 
Aerosole beeinflusst, oder indem man mit großmaß-
stäblichen Methoden Kohlenstoff aus der Atmosphä-
re entfernt, etwa durch „Carbon Capture and Storage 
(CCS)“ (NAS 2015a, 2015b). Der Reiz dieser Ansätze 
ist, dass die noch vorhandenen Reserven an Kohle, Öl 
und Gas genutzt werden könnten, ohne den Klima-
wandel zu beschleunigen. Sie werden deshalb vor al-
lem von Ländern mit Reserven fossiler Energieträger 
beforscht. Im großen Stil einsatzfähig ist noch keines 
dieser Verfahren. Praktisch alle kranken auch daran, 
dass sie, wenn einmal eingesetzt, ständig weitergeführt 
werden müssen, da sonst ein sprunghafter Anstieg 
der Temperatur zu befürchten wäre (Planungsamt der 
Bundeswehr, 2012). Sie steigern damit die Vermächt-
nisrisiken des Klimawandels noch weiter.

Klimawandel ist auch kein isoliertes Problem: Arten-
verlust, Versauerung der Ozeane, und andere soge-
nannten „Grand Challenges“ gehen ebenfalls auf die 
Übernutzung von Ressourcen zurück (Steffen et al. 
2015). Diesen gemeinsamen Kern rührt Klima-Geo-
engineering nicht an und kann daher zur Lösung der 
anderen Probleme nichts beitragen. 

Anpassungsmaßnahmen stellen eine weitere Option 
dar, auf den Klimawandel zu reagieren. Bei all jenen 
Maßnahmen, die lange Planungs- oder Amortisations-
zeiten haben, wie etwa bei Hochwasserschutzbauten, 
ist es besonders wichtig, die langfristigen Klimaände-
rungen im Blick zu haben. Natürliche Systeme passen 
sich kontinuierlich an den Klimawandel an, bis ihre 
Kapazitätsgrenze entweder hinsichtlich der Größe oder 
der Geschwindigkeit der Änderung überschritten ist. 



KIOES Opinions 8 (2018) 

65

Da praktisch alle Wirtschaftssektoren direkt oder indi-
rekt klimaabhängig sind, sind viele verschiedene An-
passungsleistungen nötig. Im Land- und Forstwirt-
schaftssektor ist dies offenkundig, aber es sind auch 
Wasserwirtschaft, Energiewirtschaft, Versicherungs-
wirtschaft, Tourismus, der Gesundheitssektor etc. 
betroffen. Daraus ergibt sich, dass eine Vielzahl von 
SDGs ebenfalls berührt werden, Insbesondere auch 
die themenübergreifenden, wie z. B. die SDGs 6, 8, 
11, 12 und 16. 

Anpassungsmaßnahmen haben meist eher lokalen 
bis regionalen Charakter und müssen auf die jewei-
ligen Verhältnisse zugeschnitten werden. Dabei ist 
darauf zu achten, dass die Anpassungsmaßnahmen 
den Klimawandel nicht beschleunigen (wie z. B. mit 
fossiler Energie betriebene Beschneiungsanlagen) 
und dass sie sich nicht am jeweils aktuellen Klima 
orientieren, sondern an dem zu erwartenden künfti-
gen Klima (z. B. Hochwasserschutz). 

In der Praxis müssen sowohl Minderungs- als auch 
Anpassungsmaßnahmen umgesetzt werden. 

Situation in Österreich 

In Österreich sind vor allem handlungsskeptische 
Argumente für den Umgang mit dem Klimawandel 
von Relevanz. Zu beobachten ist eine Pattstellung 
zwischen den verschiedenen Lösungspräferenzen, 
die nur durch Auflösung der „Entweder-oder-Logik“ 
hin zu einer „Sowohl-als-auch-Logik“ überwunden 
werden kann. Ein Lösungsportfolio, das auf der einen 
Seite technologisch innovative Maßnahmen gegen 
den Klimawandel und auf der anderen Seite Ände-
rungen unseres Lebensstils beinhaltet, könnte die 
Pattstellung beider Seiten aufbrechen (Pfosser, 2014). 
 
Wie bei anderen Umweltthemen und der Umsetzung 
der SDGs in ihrer Gesamtheit, spielt auch der sozial-
partnerschaftliche Ansatz Österreichs eine Rolle, denn 
sozialpartnerschaftliche Interessensorganisationen 
nehmen Klimaschutzmaßnahmen als Bürde wahr 
und lehnen diese folglich ab. Inhalt und Reichweite 
von Klimaschutzmaßnahmen werden unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit, dem Parlament vorgelagert, 
ausgehandelt, wodurch eine pluralistische Diskussion 
unterbleibt (Pfosser, 2014).

3  

Wiewohl seit 2002 jeweils aktualisierte Klimastrategi-
en für Österreich vorliegen, steigen die Treibhausgas-
emissionen in Österreich weiter. Das Kyoto-Ziel, das 
Österreich im Rahmen des burden-sharing hätte er-
reichen sollen, wurde nur mit Zukauf von Zertifikaten 
erreicht. Eine an die Erfordernisse des Pariser Klima-
abkommens angepasste Klima- und Energiestrategie 
wurde vor kurzem vorgelegt und soll noch im ersten 
Halbjahr 2018 beschlossen werden. 

Dass die Emissionen nicht noch stärker ansteigen, ist 
in erster Linie den Aktivitäten auf der Ebene von Ge-
meinden und Regionen, sowie Einzelpersonen und 
Firmen zu verdanken. Insbesondere der staatliche Kli-
ma- und Energiefonds hat sehr viel zu Klimaschutz-
maßnahmen auf diesen Ebenen beigetragen. Auch auf 
Landesebene sind Erfolge zu verzeichnen – so sind ei-
nige Bundesländer hinsichtlich der Stromproduktion 
vollständig auf erneuerbare Energieträger umgestie-
gen. Kernbereiche wie Raumplanung und Mobilität 
bleiben aber oft von Klimaschutzmaßnahmen ausge-
nommen.  

Bezüglich Geo-Engineering vertritt Österreich die 
Position, dass andere Maßnahmen zielführender und 
weniger riskant sind, und lehnt daher Geo-Enginee-
ring als Teil der Klimapolitik ab. 

Österreich zählt zu den ersten Ländern, die eine „Stra-
tegie zur Anpassung an den Klimawandel“ (2012) um-
gesetzt haben. Im Jahr 2016 wurde sie auf Basis neuer 
wissenschaftlicher Ergebnisse, wesentlicher Erkennt-
nisse der ersten Jahre und entsprechend aktueller 
politischer Entwicklungen aktualisiert. Sie soll nach-
teilige Auswirkungen des Klimawandels auf Umwelt, 
Gesellschaft und Wirtschaft vermeiden und sich erge-
bende Chancen nutzen helfen. Sie bildet einen bun-
desweiten übergeordneten Handlungsrahmen, aus 
dem konkrete Maßnahmen in unterschiedlichen Be-
reichen abgeleitet werden können. Die Umsetzung der 
Strategie erfolgt in enger Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern.3 In zunehmendem Maße wird 
den einzelnen Sektoren und Regionen die Notwen-
digkeit von Anpassungsmaßnahmen bewußt, da die 
Zahl der Extremereignisse mit hohen Kosten für die 
öffentliche Hand oder Private steigt. Der Klima- und 
Energiefonds unterstützt seit 2018 die Umsetzung der 
Klimaanpassungsstrategie in Modellregionen durch 
Beratungsleistungen. 
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Klimawandel, Weltbevölkerung und  
Wirtschaftsweise 

Der Mensch ist zur größten gestaltenden Kraft in der 
Natur geworden; er formt die Natur in nie gekannter 
Weise und wird dies weiterhin tun (Crutzen, 2002). 
Der Klimawandel ist ein Symptom für die Übernut-
zung der Ressourcen des globalen Ökosystems, das 
gemeinsame Problem aller von (Steffen et al., 2015) 
behandelten Eingriffe in die Natur. 

Von Barry Commoner (1972) stammt der Vorschlag, 
das Ausmaß der Nutzung von Ressourcen, bzw. die 
Auswirkung dieser Nutzung auf die Natur (Impact) 
als Resultat der Multiplikation der Zahl der Menschen 
(Population), mit deren „Lebensstil“ (Affluence) und 
deren Technologie (Technology) zu messen: I=P*A*T. 
Im Falle des Klimawandels ist es sinnvoll, den Faktor 
„Technologie“ in die Faktoren „Technologie“ und „En-
ergieträger“ aufzuspalten. Die Zahl der Menschen hat 
sich seit 1950 etwa verdreifacht. Neueste Prognosen 
der UN gehen davon aus, dass Ende des Jahrhunderts 
11,2 Milliarden Menschen leben werden (UN, 2015), 
deutlich mehr als noch vor einigen Jahren prognosti-
ziert wurden. Bei gleichem Ressourcenverbrauch und 
gleicher Technologie bedeutet dies eine beträchtliche 
Erhöhung des Impakts auf natürliche Systeme. Die 
technologischen Verbesserungen der letzten Jahre rei-
chen bei weitem nicht aus, um den Anstieg der Welt-
bevölkerung und des Ressourcenverbrauches der Ein-
zelnen zu kompensieren.  

Wie das IPAT-Modell deutlich zeigt, ist die Tragkraft 
der Erde auch vom Lebensstil der Menschen abhän-
gig; je anspruchsvoller die Menschen in materieller 
Hinsicht sind, über je mehr Ressourcen sie verfügen 
können, desto geringer ist die Anzahl der Menschen, 
die dem globalen Ökosystem zugemutet werden kann. 
Der Anspruch der Menschen wird durch das gegen-
wärtige Wirtschaftssystem in die Höhe getrieben, weil 
dem weltweit wirksamen Wirtschaftssystem ein Para-
digma des materiellen Wachstums zugrunde liegt. Das 
rapide Anwachsen der kaufkräftigen Mittelschicht in 
den Schwellenländern wird die Effekte des Reichtums 
und des damit verbundenen Lebensstils als Treiber für 
die Ressourcennutzung und damit auch für den Kli-
mawandel nochmals vergrößern.

Der menschliche Handlungsspielraum ist aber durch 
die ökologischen Grenzen eines begrenzten Planeten 
prinzipiell beschränkt. Wirtschafts- und Geldsysteme, 
die auf Wachstum angewiesen sind, um stabil zu blei-

ben, müssen auf Dauer wegen Konflikten oder durch 
das Überschreiten ökologischer Grenzen scheitern. 
Im beiden Fällen sind langfristige Folgen für das Öko-
system kaum zu verhindern. 

Der Klimawandel beeinflußt praktisch alle natürlichen 
Systeme und Wirtschaftssysteme direkt oder indirekt. 
Wenn man auf eine Achse eines Koordinatenkreuzes 
die Auswirkungen des Klimawandels und auf die an-
dere die Auswirkungen der Klimaschutzmaßnahmen 
aufträgt, die beide sowohl positiv als auch negativ sein 
können, dann können Wirtschaftssektoren, aber auch 
Städte oder Regionen in diesem Koordinatensystem 
als Punkte oder Flächen verortet werden. Die Deut-
sche Bank hat in einem derartigen Diagramm (siehe 
Abb. 1) z. B. die Land- und Forstwirtschaft auf der 
Maßnahmenachse zu den Gewinnern, auf der Klima-
folgenachse sowohl als Gewinner als auch als Verlierer 
eingezeichnet, die Automobilindustrie dagegen hin-
sichtlich der Klimafolgen als neutral, in Bezug auf Kli-
maschutzmaßnahmen jedoch zu den massiven Verlie-
rern gezählt. (Heymann, 2007) 

Diese Darstellung stellt eine Momentaufnahme dar, 
ohne branchenspezifische Chancen zu berücksichti-
gen. So könnte z. B. die Automobilindustrie bei Um-
stellung auf leichte Elektrofahrzeuge, darüber hinaus 
aber bei Umstrukturierung zum Mobilitätsdienstleis-
ter von den Erfordernissen des Klimaschutzes profi-
tieren. 

In Österreich haben sich z.B: sowohl für die Land- als 
auch die Forstwirtschaft neue Geschäftsfelder in der 
Substitution fossiler Energieträger und als Lieferanten 
rezyklierbarer Grundstoffe im Sinne der Bioökonomie 
eröffnet. Hinsichtlich des Klimawandels profitieren Tei-
le der Landwirtschaft, wie etwa die Rotweinproduktion, 
und der Forstwirtschaft, weil die Baumgrenze in höhere 
Lagen wandert. Andere Teile leiden unter der zuneh-
menden Wärme und eventuell auch Trockenheit, wie 
etwa die Fichte. Auch erhöhte Massenbewegungen, wie 
sie an steilen Talflanken durch Starkregen zu erwarten 
sind, haben negativen Einfluss auf Land- und Forstwirt-
schaft. 

Die Tourismusbranche in Österreich ist derzeit so-
wohl bezüglich Reisetätigkeit, als auch hinsichtlich 
Wärmeerzeugung weitgehend von fossilen Brenn-
stoffen abhängig, und daher von Klimaschutzmaß-
nahmen negativ betroffen. Da die Branche in Ös-
terreich viel stärker von der Skisaison geprägt ist, 
als vom Sommertourismus (Prettenthaler und For-
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mayer, 2012) wirkt sich der Klimawandel mit Rück-
gang von Dauer und Verlässlichkeit der Schneedecke 
primär negativ aus. Extreme Sommerhitze macht je-
doch den Mittelmeerraum weniger attraktiv, sodass 
ein Teil des Touristenstromes im Sommer eher Berg-
seen aufsuchen wird – ein positiver Effekt des Kli-
mawandels. Die Autoren weisen auf die notwendige 
Verbreiterung der regionalen Einkommensquellen 
und die Steigerung der Flexibilität des sozioökono-
mischen Systems hin und zeigen damit einerseits 
die Möglichkeiten auf, Risiken in Chancen zu ver-
wandeln, andererseits aber auch die Vernetzung des 
Klimawandels mit vielen anderen in den SDGs ange-
sprochenen Systemen.

Synergien, trade-offs und die SDGs

Man kann die Agenda 2030 „Transformation unserer 
Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ 
und die darin definierten 17 Ziele einer nachhalti-
gen Entwicklung als Einigung der internationalen 
Staatengemeinsachft auf eine gemeinsame Vision, 
ein gemeinsames Ziel betrachten. Stark vereinfacht 
formuliert geht es dabei um das Erreichen eines “Gu-
ten Lebens für alle Menschen“, und zwar sowohl der 

jetzigen als auch folgender Generationen, innerhalb 
der ökologischen Grenzen unseres Planeten. Soziale 
Ziele und ökologische Ziele müssen miteinander er-
reicht, nicht gegeneinander ausgespielt werden. Die 
Wirtschaft ist lediglich ein Werkzeug, das dies si-
cherstellen soll. 

Dementsprechend müssen die Maßnahmen, die sich 
aus dem Bestreben ableiten, den Klimawandel ein-
zubremsen und letztlich das Klima zu stabilisieren, 
in Einklang stehen mit Maßnahmen, die zur Errei-
chung der übrigen 16 SDGs als notwendig erachtet 
werden. Für SDG 13 wird, wie eingangs ausgeführt, 
neben einigen explizit angeführten Zielen auf die 
UN Klimarahmenkonvention und auf das Pariser 
Abkommen verwiesen. 

Mit dem bereits in der Einleitung vorgestellten An-
satz des International Council of Scientific Unions 
(ICSU 2016a), wurden schon verscheidentlich Inter-
aktionen zwischen SDGs analysiert, eine vollständi-
ge Analyse für SDG 13 liegt jedoch noch nicht vor. 

Laut ICSU (ICSU 2016b) verstärken SDG 2 (Hunger) 
und SDG 13 einander weitgehend (Subziele 2.3, 2.4, 
2.5, 2.1 mit 13.1, 13.2, 13.3 und 13b). Nicht-nach-
haltige Landwirtschaft, die primär auf Produktions-
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mengen ausgerichtet ist (2.3), würde dem Klimaziel 
(13.1 Resistenz) widersprechen. 

SDG 13 und SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) 
werden als untrennbar angesehen, da Klimaschutz 
mit der Reduktion von Schadstoffbelastung in der 
Luft und daher mit positiven Auswirkungen auf die 
Gesundheit einhergeht (13.2 wirkt auf 3.9). Klima-
schutz könnte in bestimmten Bereichen zum Verlust 
von Arbeitsplätzen und damit zu gesundheitlicher 
Belastung führen, also einschränkend auf SDG 3 
(3.4) wirken. Eine Quantifizierung und damit Bilan-
zierung der Effekte steht noch aus. 

Die Wechselwirkung zwischen SDG 7 und SDG 13 
ist in beide Richtungen weitgehend einander verstär-
kend. Der universelle Zugang zu Energie (7.1) wird 
als konsistent mit SDG 13 angesehen, da davon aus-
gegangen wird, dass diese Energie kaum CO2-Emis-
sionen verursacht. 

Bezüglich SDG 14 (Leben im Wasser) ist das Bild ge-
mischt: Grundsätzlich wirkt sich Klimaschutz positiv 
auf SDG 14 aus, und umgekehrt erweisen sich ge-
sunde Ozeane als resilienter gegenüber dem Klima-
wandel, doch können Klimaanpassungsmaßnahmen 
auch aquatische Ökosysteme an den Küsten stören. 

So wichtig diese Analysen auf der globalen bis regi-
onalen Ebene sind, bei genauerer Betrachtung zeigt 
sich, dass Synergien und Trade-offs letztlich auf der 
Maßnahmenebene analysiert werden müssen. So 
kann man z. B. eine Fülle von Synergien zwischen 
Gesundheit und Klimaschutz aufweisen, wenn man 
Maßnahmen zur gesünderen Ernährung trifft: Ganz 
zentral ist dabei die Reduktion des Fleischkonsums, 
die sich sowohl auf die Gesundheit als auch auf den 
Klimawandel positiv auswirkt. Gesündere Böden 
sorgen für resistentere Pflanzen und stellen zugleich 
einen Schutz vor Dürre ebenso wie Hochwasser dar. 
Sie sind Voraussetzung für gesunde Lebensmittel mit 
weniger toxischen Spurenstoffe, deren Produktion 
wiederum Treibhausgase verursacht. 

Ähnlich verhält es sich mit der Mobilität: Maßnah-
men zur Förderung aktiver Mobilität reduzieren 
Treibhausgas- und Schadstoffemissionen, sie führen 
zu mehr Bewegung mit nachweislichen Auswirkun-
gen auf die Gesundheit und Lebenserwartung. Sie 
machen Städte lebenswerter (SDG 11) und redu-

zieren die Ungleichheit unter den EinwohnerInnen 
(SDG  10). 

Auch hinsichtlich der Infrastruktur gibt es Co-be-
nefits zwischen Klimaschutz, Klimaanpassung und 
gesundem und behaglichem Wohnen und Arbeiten, 
z. B. durch Einsatz von Holz als Baumaterial, durch 
gut gegen Kälte und gegen Hitze isolierte Gebäude 
mit erneuerbaren Energiequellen, durch der Kreis-
laufwirtschaft förderlichen Vorschriften, usw.
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Die biologisch-ökologische Perspektive auf Umwelt und Gesellschaft in Österreichund

1 Die englische Fassung ist erreichbar unter: 

2  ;  ;

Einleitung 

Ziel dieses Abschnitts unseres Perspektivenpapiers 
ist es, eine fachlich begründete Prioritätsabwägung 
der biologisch-ökologischen Probleme in Relation zu 
den anderen gesellschaftlichen Herausforderungen 
zu liefern und dabei insbesondere auf Langzeitrisi-
ken hinzuweisen, da deren Berücksichtigung eine 
notwendige Basis jeder fairen Diskussion und Inter-
essensabwägung durch die Entscheidungsträger in 
Politik und Exekutive bildet. Wir identifizieren aber 
auch Bereiche, wo aus unserer Sicht Handlungsbe-
darf besteht bzw. die bisherige Praxis der Interessens-
abwägung neu gewichtet werden muss.

Biodiversität kennt keine nationalen Grenzen, Le-
bensräume von Arten sind nicht politisch definiert. 
Ohne Berücksichtigung der internationalen Situation 
ist die Lage in Österreich nur begrenzt einschätzbar, 
auch auf der Maßnahmenebene ist der internationale 
Kontext wichtig. Diese biologisch-ökologischen Per-
spektiven für Österreich setzen daher notwendiger-
weise mit einem Überblick über den internationalen 
Kontext ein.

Der Schutz der Biodiversität im  
internationalen Kontext 

Die 17 Nachhaltigkeitsziele der UN, deren offizielle 
Bezeichnung Agenda 2030 auf den zeitlichen Rah- 

men der geplanten Umsetzung verweist, sind die 
jüngste einer Reihe internationaler Initiativen, be-
stimmte Aspekte des gesellschaftlichen Umgangs mit 
der Natur zu regeln. Der Rückgang der Biodiversität 
findet international schon lange Beachtung und hat 
zu einer Reihe von Naturschutzinitiativen geführt: 
Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
(auch Konvention über die biologische Vielfalt, engl. 
CBD, von 1993) und dessen Nachfolgeprotokolle, der 
Prozess der AICHI-Biodiversitätsziele von 2010, aber 
auch Richtlinien auf Europäischer Ebene wie die FFH 
(Flora-Fauna-Habitat Richtlinie), die Ramsar-Kon-
vention zum Schutz von Feuchtgebieten und weitere 
Regelwerke und internationale Selbstverpflichtungen 
zeugen davon, dass die Dringlichkeit des Schutzes 
der Ökosysteme der Erde erkannt wurde. 

Der „Global Biodiversity Outlook“, der als regelmä-
ßige Berichterstattung der CBD eingeführt wurde, 
liegt in der vierten Ausgabe von 2014 vor1. Ergän-
zend wurden drei teils sehr umfangreiche technische 
Berichte vorgelegt. Darin werden die Fortschritte 
bei der Erreichung der AICHI-Ziele, Trends, sowie 
Szenarien für politische Maßnahmen (Band 78), Sek-
torale Beiträge zur nachhaltigen Nutzung und zum 
Schutz der Biodiversität (Band 79) sowie die Fort-
schritte beim Schutz gefährdeter Pflanzen (Band 81) 
im Detail dargestellt2. Die in Band 78 vorgelegte Ex-
perteneinschätzung der Interaktionen zwischen ver-
schiedenen Zielen ist im Licht der Diskussion über 
die Interaktionen zwischen verschiedenen SDGs be-
sonders interessant.
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Die 5 strategischen AICHI-Ziele sind: 

A. Die wesentlichen Ursachen des Biodiversitäts-
verlustes behandeln, dabei die Sorge um biologische 
Vielfalt bei Regierungen und in der Gesellschaft in 
allen Prozessen verankern („mainstreaming“).

B. Direkten Druck auf die Biodiversität vermindern 
und nachhaltige Nutzung propagieren.

C. Die Lage der Biodiversität durch Schutz von Öko-
systemen, Arten und genetischer Diversität verbes-
sern.

D. Die Vorteile aus der Nutzung von Biodiversität 
und aus Ökosystemdienstleitungen für alle erwei-
tern.

E. Die Umsetzung durch partizipative Planung, Wis-
sensmanagement und Fortbildung stärken3.

Insgesamt 20 operative Ziele wurden festgelegt, um 
die Erreichung der strategischen Ziele zu befördern. 

Das strategische Ziel A bedeutet ja nicht weniger 
als einen strukturellen Wandel in den Beziehungen 
zwischen dem sozioökonomischen System und der 
Umwelt. Das operative Ziel 2, das zur Erreichung 
dieses Ziels formuliert wurde: „Spätestens 2020 wird 
der Wert der Biodiversität in nationale und lokale 
Entwicklungs- und Armutsbekämpfungsstrategien 
und Planungsprozesse integriert und gegebenenfalls 
in die nationale Rechnungslegung und in Berichts-
systeme integriert", wird im technischen Bericht als 
Beispiel benützt, um die nachgelagerten Effekte ei-
nerseits und die dafür notwendigen Voraussetzun-
gen andererseits zu diskutieren4. Würden Fragen der 
Biodiversität in allen Entwicklungs- und Armutsbe-
kämpfungsstrategien als zentral erachtet und ent-
sprechend berücksichtigt, hätte dies zweifelsohne 
massive Konsequenzen für die Erreichbarkeit aller 
Ziele (also sehr große nachgelagerte Effekte). Wäre 
etwa die Erhaltung und Wiederherstellung aquati-
scher Biodiversität in Fließgewässern ein politisches 
Oberziel, müssten von Landnutzung (Düngung), die 
Nährstoffabfluss in solche Gewässer bewirkt bis zu 
Wasserkraft und Hochwasserschutzbauten quer über 
die Sektoren hinweg Entscheidungen koordiniert ge-

3 Eigene Übersetzung auf Basis von 

4  450f. 

troffen und gegenüber Grundeigentümern auch po-
litisch durchgesetzt werden.  

In den SDGs sind die Ziele 14 (Leben unter Wasser) 
und 15 (Leben an Land) der marinen Biodiversität 
und ihren Bedrohungen bzw. den Problemkreisen 
von Entwaldung, Wüstenbildung und „Biodiversität“ 
gewidmet.

Die Vereinten Nationen fassen die Ziele, die mit 
SDG 15 verbunden sind, folgendermaßen zusam-
men: Bis 2020 soll die Erhaltung, Wiederherstellung 
und nachhaltige Nutzung von terrestrischen und Bin-
nengewässerökosystemen und die aus ihnen für die 
Gesellschaft erbrachten Ökosystemdienstleistungen 
(„Ecosystem Services“), insbesondere von Wäldern, 
Feuchtgebieten, Bergen und Trockengebieten, im 
Einklang mit den Verpflichtungen aus internatio-
nalen Abkommen sichergestellt werden. Ebenfalls 
bis zu diesem Jahr (also in weniger als 3 Jahren) soll 
weltweit die nachhaltige Bewirtschaftung aller Arten 
von Wäldern gefördert, die Entwaldung gestoppt, 
degradierte Wälder wiederhergestellt und die Auf-
forstung und Wiederbewaldung weltweit erheblich 
gesteigert werden. 

Bis 2030 soll die Wüstenbildung bekämpft, die Wie-
derherstellung von degradiertem Land und Boden, 
einschließlich Flächen, die von Wüstenbildung, 
Dürre und Überschwemmungen betroffen sind, wei-
ter betrieben werden, im Bestreben, eine Welt ohne 
Landdegradation zu erreichen. Ebenfalls bis 2030 soll 
die Erhaltung von Gebirgsökosystemen, einschließ-
lich ihrer Artenvielfalt, sichergestellt werden, um 
ihre Fähigkeit zu verbessern, die für eine nachhaltige 
Entwicklung notwendigen Vorteile zu erbringen. 

Es gelte, so die weiteren Zielformulierungen, soforti-
ge und wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Zerstörung natürlicher Lebensräume zu verringern, 
den Verlust der biologischen Vielfalt aufzuhalten und 
bis 2020 bedrohte Arten zu schützen und ihr Aus-
sterben zu verhindern. Eine spezifische Bedrohung 
durch invasive Arten wird eigens hervorgehoben. 
Bis 2020 sollen Maßnahmen ergriffen werden, um 
die Einschleppung invasiver, gebietsfremder Arten 
in Land- und Gewässerökosysteme zu verhindern 
oder zumindest erheblich zu reduzieren und die pri-
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oritären Arten unter Kontrolle zu bekommen oder 
auszurotten.

Der Prozess der SDG-Formulierung unterscheidet 
sich insofern von früheren, ähnlichen Unterfangen, 
als er nicht nur einzelne Länder oder Ländergruppen 
umfasst und als er dezidiert gesellschaftsbezogene 
Ziele einschließt. Eine solche Perspektive ist bei-
spielsweise für SDG 15 merkbar: Neben der Bekämp-
fung der Wilderei und dem Handel mit geschützten 
Arten wird auch eine angemessene und gerechte 
Aufteilung der Vorteile angestrebt, die sich aus der 
Nutzung genetischer Ressourcen ergeben. Die UN-
Ziele integrieren auch die gesellschaftlichen und le-
gislativen Rahmenbedingungen, die zu Wilderei und 
illegalem Handel führen, indem sie fordern, dass die 
Bekämpfung der Wilderei und des Handels mit ge-
schützten Arten unter anderem durch die Stärkung 
der Möglichkeiten lokaler Gemeinschaften, nachhal-
tige Formen für den Lebensunterhalt zu finden, zu 
unterstützen sei. 

Die Frage der Finanzierung dieser sehr ambitionier-
ten Ziele wird erfreulicherweise auch angesprochen, 
auch und insbesondere, wenn es um den Schutz von 
Wäldern geht. Der Finanzierung einer nachhaltigen 
Waldbewirtschaftung und der Bereitstellung ange-
messener Anreize für Entwicklungsländer, um diese 
Bewirtschaftung auch für die Erhaltung und Auf-
forstung voranzutreiben, wird ebenso Augenmerk 
geschenkt wie der Einbeziehung von Fragen des Bio-
diversitätsschutzes in nationale und lokale Planun-
gen, Entwicklungshilfeprozesse und insbesondere 
in Armutsbekämpfungsstrategien. Dies wird, so die 
Zielformulierung, nicht ohne Mobilisierung und sig-
nifikante Erhöhung von finanziellen Ressourcen aus 
allen Quellen möglich sein. Die Strategie weist auch 
darauf hin, dass es geeignete Anreizsysteme geben 
muss, um Biodiversität und Ökosysteme zu erhalten 
und nachhaltig zu nutzen5.

Bei diesen obersten Zielen wird nicht zwischen den 
verschiedenen Skalenebenen von Biodiversität un-
terschieden, sondern die Artenzahl implizit als Maß 
unterstellt. Da aber die genetische Diversität inner-
halb einer Art, insbesondere bei Kulturpflanzen 
und domestizierten Tieren, sowie die Diversität der 
Lebensräume (etwa der Erhalt von Feuchtgebieten) 

5  

7  

ebenso bedeutend sind, müssen Maßnahmen zur 
Erhaltung von Artenvielfalt, Lebensraumvielfalt und 
genetischer Diversität gesetzt werden.

Der europäische Kontext

Wie das deutsche Bundesamt für Naturschutz in ei-
ner besonders übersichtlichen Darstellung ausführt, 
wurde auf der 7. Vertragsstaatenkonferenz des Über-
einkommens über die biologische Vielfalt (2004) ein 
Set von „Headline-Indikatoren“ beschlossen, das 
weltweit die Umsetzung der Konventionsziele, ins-
besondere des sogenannten 2010-Zieles („reduce the 
loss of biodiversity“) überwachen soll (COP 7 Deci-
sion VII/30)6. 

Da der Verlust der biologischen Vielfalt bis 2010 
weltweit allerdings nicht signifikant reduziert werden 
konnte, beschlossen die CBD-Mitgliedstaaten bei der 
in Japan abgehaltenen COP 2010 im Rahmen des 
Strategischen Plans 2011–2020 eine Reihe neuer Zie-
le, die oben vorgestellten „AICHI Biodiversitätszie-
le“. Um den Fortschritt beim Erreichen dieser neuen 
Ziele zu dokumentieren, wurde das Set der Headline-
Indikatoren angepasst und weiterentwickelt (COP 13 
Decision XIII/28 im Jahr 2016)7. Dieses Indikato-
renset wurde auch in die EU-Biodiversitätsstrategie 
übernommen und bildet somit die Grundlage für ein 
europaweit koordiniertes Vorgehen bei der Überwa-
chung der Zielerreichung.

Parallel dazu begann im Jahr 2005 unter Federfüh-
rung der Europäischen Umweltagentur (EEA) der 
SEBI 2010-Prozess (Streamlining European 2010 
Biodiversity Indicators). Im Verlauf dieses Prozesses 
wurde eine übersichtliche, repräsentative Auswahl 
von 26 Headline-Indikatoren der CBD konkretisiert 
(s. EEA, 2009), um sie für weitere Prozesse auf euro-
päischer Ebene nutzbar zu machen. 

Seitdem fließen die SEBI-Indikatoren in europä-
ische, aber auch nationale und globale Strategien 
zur Erhaltung der Biodiversität ein und werden re-
gelmäßig auf EU-Ebene berichtet (EEA, 2009, 2010, 
2012). Aufgrund der breiten Anwendbarkeit der 
SEBI-Indikatoren können sie auch herangezogen 
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werden, um Fortschritte bei der Erreichung der AI-
CHI-Biodiversitätsziele und der 2020-Ziele der EU-
Biodiversitätsstrategie zu überwachen (EEA, 2012). 
Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag dazu, über-
greifende Aussagen zu Zustand und Veränderungen 
vieler Komponenten der biologischen Vielfalt in wei-
ten Teilen Europas zu treffen.

Im Jahr 2010 legte die EEA im internationalen Jahr 
der biologischen Vielfalt einen entsprechenden Indi-
katorenbericht vor (EEA, 2010). Da keine quantitati-
ven Zielwerte für die Indikatoren festgelegt wurden, 
basieren die Bewertungen auf einer allgemeinen – in 
der Regel impliziten – Richtungsvorgabe für den In-
dikatorverlauf, die sich aus dem übergeordneten Ziel 
ergibt, den Verlust an biologischer Vielfalt zu stop-
pen. 

Das 2010-Ziel wurde europaweit weit verfehlt. Die 
wesentlichen Gründe dafür sind laut EEA (2010) 
eine mangelnde Integration des Naturschutzes in al-
len Politikbereichen, fehlender politischer Wille zur 
adäquaten Integration, unzureichende Finanzierung, 
mangelhafte Kommunikation, das Fehlen konkreter 
Zielwerte, unzureichendes Monitoring der biologi-
schen Vielfalt sowie daraus resultierende Wissenslü-
cken8.

Die Situation in Österreich 

Österreich hat die naturschutzrelevanten Vorgänger-
abkommen von SDG 159 unterzeichnet und ratifi-
ziert und ist in Belangen des Naturschutzes an das 
EU-Recht und die EU-weit gültigen Richtlinien 
gebunden10. Doch die Situation in Österreich ist ver-
gleichbar mit allen anderen Ländern in der EU, denn 
auch hier geht der Biodiversitätsverlust ungebremst 
weiter. Aus dieser Tatsache allein ergibt sich schon 
eine wichtige Schlussfolgerung für unser Perspek-
tivenpapier: Die derzeitige Rechtslage bzw. die der-
zeitige Praxis der Interessensabwägung hat es bisher 
nicht geschafft und ist daher nicht ausreichend, die 

8 

10

11

12 -
gy.pdf

progressiven Biodiversitätsverluste anzuhalten bzw. 
umzukehren.

Die Europäische Union hat über die Hälfte ihrer 
Feuchtgebiete verloren, mehr als 40 % der Säugetie-
re, 25 % der Vögel, 45 % der Schmetterlinge, 30 % der 
Amphibien und mehr als die Hälfte der Süßwasserfi-
sche sind bedroht11.

Die Erreichung der in SDG 15 formulierten Ziele 
scheint auf den ersten Blick in Österreich kein Pro-
blem zu sein. Österreich ist ein reiches Land, in dem 
niemand wildern muss, um seine Familie vor dem 
Hungertod zu bewahren. Es gibt keine Anzeichen 
von Wüstenbildung und die Waldfläche wächst. 
Doch die Kritik der EEA (2010) trifft auf Österreich 
ebenso zu wie auf andere europäische Staaten. Wie 
das zuständige Ressort (Bundesministerium für 
Nachhaltigkeit und Tourismus) auf seinem Internet-
portal festhält, sind Natur- und Artenschutz auch in 
Österreich durchaus ein Problem, obwohl (oder gera-
de weil) Österreich aufgrund seiner geographischen 
und naturräumlichen Gegebenheiten ein enorm ho-
hes Spektrum an Lebensräumen und Arten aufweist 
und zu den artenreichsten Ländern in Europa zählt.

In Österreich kommen ca. 67.000 Arten vor, darun-
ter ungefähr 45.000 Tierarten (dazu zählen ca. 93 
Säugetierarten, sowie ca. 37.150 Insektenarten), so-
wie 3.000 Farn und Blütenpflanzen. Die mikrobielle 
Diversität und die Diversität der Pilze sind besonders 
unvollständig dokumentiert.

Die Kommission für Interdisziplinäre Ökologische 
Studien der Österreichischen Akademie der Wis-
senschaften ist in Nachfolge früherer Initiativen der 
ÖAW seit mehr als 50 Jahren bemüht, Checklisten 
und Catalogi der Flora und Fauna Österreichs zu pu-
blizieren, da es in vieler Hinsicht an Basisdaten zur 
Dokumentation der heimischen Biodiversität man-
gelt, um die Gefährdung überhaupt quantifizieren zu 
können – die von der EEA angesprochenen Wissens-
lücken bestehen auch in Österreich12. Die seit vier 
Jahren laufende Initiative „Austrian Barcode of Life“ 



KIOES Opinions 8 (2018) 

75

(ABOL) erarbeitet nun auch genetische Kenndaten 
zur effizienteren Identifikation.13

Gemäß der Roten Liste bedrohter Arten (Nicklfeld, 
1999, Rote Listen BMLFUW/Umweltbundesamt 
2005–2010, Willis & Bachmann, 2016) sind in Ös-
terreich 27 % der Säugetiere, 27 % der Vögel, sowie 
60 % der Kriechtiere und Lurche gefährdet. Bei den 
Farn- und Blütenpflanzen sind ca. 33 % gefährdet 
sowie 39 % der Tierarten (vgl. Tab. 1). Etwa 5 % der 
Tierarten sind bereits ausgestorben. Alle heimischen 
Reptilien und Amphibien stehen nach der aktuellen 
Roten Liste zwischen den Gefährdungskategorien 
„Vorwarnung“ und „vom Aussterben bedroht“. Bei 

13 

den heimischen Tagfaltern werden 52 % der Arten 
als gefährdet angesehen. Man muss davon ausge-
hen, dass die Biomasse von fliegenden Insekten in 
den letzten drei Jahrzehnten auch bei uns, wie in 
Deutschland erhoben, um etwa 75 % zusammenge-
brochen ist (Sorg et al., 2013, Hallmann et al., 2017).

Die Rote Liste gefährdeter Biotope zeigt, dass nicht 
nur die Artendiversität gefährdet ist. 57 % der insge-
samt 93 Waldbiotoptypen werden als gefährdet ein-
gestuft (Essl et al., 2002). Bei den Grünlandbiotopty-
pen sind 90 % der in Österreich vorkommenden 61 
Typen einer Gefährdungskategorie zugeordnet (Essl 
et al., 2004, 2008, Traxler et al., 2005).

Wie das zuständige Ressort auf seiner Internetseite 
ausführt, sind die Ursachen der Biodiversitätsverlus-
te durchaus bekannt. Agrar- und Umweltgifte, Frag-
mentierung und Zerstörung von Lebensräumen, Flä-
chennutzung (Versiegelung) infolge zunehmender 
Bevölkerungsdichte, Industrialisierung und Infra-
struktureinrichtungen (z. B. Straßen), Klimawandel 
aber auch Lichtemissionen werden genannt. 

Als Vertragspartei des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt ist Österreich verpflichtet, eine 
nationale Strategie zur Umsetzung des Überein-

kommens festzulegen. 1998 wurde die erste Strategie 
von der Nationalen Biodiversitäts-Kommission be-
schlossen und dem Ministerrat zur Kenntnisnahme 
vorgelegt. Zentrale Prinzipien sind die Integration 
des Biodiversitätsschutzes in alle relevanten Politik-
bereiche sowie die Sicherstellung einer koordinier-
ten Vorgangsweise beim Natur- und Artenschutz 
sicherzustellen. 2005 wurde die Strategie aktualisiert 
und weiterentwickelt. Im Oktober 2010 haben sich 
die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt verpflichtet, ihre eigenen Ziele 
zu definieren und die nötigen Maßnahmen zur Er-
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reichung der AICHI-Ziele auf nationaler, regionaler 
und internationaler Ebene zu ergreifen14.

Die österreichische Strategie enthält Ziele und Maß-
nahmen zu allen relevanten Politikbereichen des 
Biodiversitätsschutzes: Natur- und Artenschutz, 
Land- und Forstwirtschaft, Industrie, Verkehr, Tou-
rismus, Entwicklungszusammenarbeit etc.

Ausgehend von der beim EU Rat im März 2011 
verabschiedeten Zielsetzung und Vision, bis 2020 
die Biodiversitätsverluste in der EU einzudämmen 
und bis 2050 die Ökosystemleistungen zu schüt-
zen, aufzuwerten und wiederherzustellen15, wurden 
sechs Hauptziele für den Biodiversitätsschutz defi-
niert. Diese sechs Ziele sind auf die Bekämpfung der 
Haupt ursachen der Biodiversitätsverluste ausgerich-
tet. 

ZIEL 1: Vollständige Umsetzung der Vogelschutz- 
und der Habitat-Richtlinie 
ZIEL 2: Erhaltung und Wiederherstellung von Öko-
systemen und Ökosystemleistungen 
ZIEL 3: Erhöhung des Beitrags von Land- und Forst-
wirtschaft zur Erhaltung und Verbesserung der Bio-
diversität 
ZIEL 4: Sicherstellung der nachhaltigen Nutzung von 
Fischereiressourcen 
ZIEL 5: Bekämpfung invasiver gebietsfremder Arten 
ZIEL 6: Intensivierung der Maßnahmen zur Bewälti-
gung der globalen Biodiversitätskrise

Papier und Internetseiten sind geduldig, Ziele las-
sen sich leichter formulieren als einhalten. Die Ge-
samtsituation der meisten natürlichen und genutzten 
Lebensräume mit ihrer natürlichen Diversität gerät 
als Folge der gegenwärtigen Praxis der Interessens-
abwägung mehr und mehr unter Druck, wenn auch 
in vielen Problembereichen die bereits gesetzten 
technischen Maßnahmen sehr starke positive Aus-
wirkungen gezeigt haben. Hervorzuheben sind bei-
spielsweise die Abgas- und Abwasserklärung, der 
Gewässerschutz und die sehr erfolgreichen Ansätze 
einer nachhaltigen Waldwirtschaft. Dennoch konn-

14

15 

ten die bisher gesetzten Maßnahmen den negativen 
Trend nicht anhalten bzw. umkehren.

Die Erreichbarkeit von Ziel 15 der SDGs ist auch in 
Österreich hochgradig mit anderen Zielen vernetzt. 
Zu seiner Erreichung dringend erforderliche Kor-
rekturen seitens der Politik hin zu umweltbewuss-
tem Konsum (Ziel 12), Energieeinsparung (Ziel 7, 
13) und öffentlichem Verkehr (Ziel 11, 13) werden 
nach wie vor nur zögerlich angegangen. Die neue 
Energiestrategie der Bundesregierung wurde bereits 
vielfach kritisiert, es bleibt aber festzuhalten, dass bis 
dato nicht einmal eine solche vorgelegt worden war, 
es also als Schritt in die richtige Richtung interpre-
tiert werden kann, immerhin ein Strategiepapier zu 
erstellen.

Die für eine nachhaltige Entwicklung dringend ge-
botene Entkopplung der ökonomischen Entwicklung 
vom Flächen- und Ressourcenverbrauch (Ziel 8) 
bleibt angesichts der Zahlen zum Flächen- und Bo-
denverbrauch und zur Gefährdung von Pflanzen und 
Tieren eine noch unerfüllte Vision.

Spezifische Anforderungen zur Erfüllung 
von SDG 15 in Österreich

Landnutzung 

Obgleich verschiedenste Ursachen unsere Biodiver-
sität gefährden, zeigt es sich, dass Flächenverbrauch 
und Intensivierung der Landnutzung die wichtigsten 
Ursachen für den Verlust von Lebensräumen und 
damit indirekt für den Artenschwund sind. Wir sind 
deshalb überzeugt, dass konsequenter Lebensraum-
schutz und auf ökologischen Prinzipien beruhende 
Land- und Forstwirtschaft der effektivste Natur-
schutz ist.

Unserer Lebensräume lassen sich gemäß dem Aus-
maß der anthropogenen Einflussnahme drei Kate-
gorien zuordnen: Naturlandschaft, vorindustrielle 
Kulturlandschaft und industriell-urbane Kulturland-
schaft. Durch jahrhundertelange traditionelle land-
wirtschaftliche Nutzung sind ökologisch wertvolle 
und nachhaltige Kulturlandschaften entstanden, die 
nun ebenso gefährdet sind. Aus diesem Grund kann 
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sich Biodiversitätsschutz nicht auf Naturlandschaf-
ten beschränken. Auf den Punkt gebracht, können 
die erforderlichen Maßnahmen zur Optimierung 
der Landnutzung zwecks Erhöhung der Biodiversität 
ebenso in drei Kategorien zusammengefasst werden: 
erhalten, haushalten und renaturieren. 

Mit einer Fläche von 2.356 km2 nehmen National-
parks 2,8 % der österreichischen Landesfläche ein. 
Naturschutzgebiete zählen neben den National-
parks zu den am strengsten geschützten Gebieten 
Österreichs. In Österreich bestehen derzeit 377 Na-
turschutzgebiete; ihre Gesamtfläche beträgt rund 
3.275 km2, das entspricht 3 % der Landesfläche. 
Landschaftsschutzgebiete nehmen mit einer Fläche 
von 9.120 km2 den größten Anteil an den geschütz-
ten Gebieten in Österreich ein. Es sind weitgehend 
naturnahe Gebiete mit besonderem Landschaftscha-
rakter oder hohem Erholungswert. Der Schutzzweck 
liegt in der Erhaltung des Landschaftsbildes bzw. 
dessen Sicherung für Erholung und Tourismus. Die 
ausgedehntesten Flächen der Landschaftsschutzge-
biete finden sich in der Steiermark. Die 36 österrei-
chischen Naturparks haben zum Ziel, Wissen über 
die Natur zu vermitteln. Bildungs- und Erholungs-
wert stehen daher im Mittelpunkt. In vielen Natur-
parks wird Naturschutz auch mit nachhaltiger Land-
wirtschaft kombiniert. Dadurch sollen Impulse für 
die regionale Entwicklung gesetzt werden16. Rund 
16 % der Bundesfläche sind als Nationalpark, Natur-
schutzgebiet und Europaschutzgebiet ausgewiesen17.

Es ist nicht verwunderlich, dass die meisten der ge-
schützten Flächen in Österreich im alpinen Raum 
liegen, denn das Land besitzt aufgrund seiner rela-
tiv großen Anteile an der alpinen Zone noch große 
Reserven an alpiner Naturlandschaft und extensiv 
genutzten Almen. Diese beherbergen die höchste 
Zahl der Endemiten18 (Rabitsch & Essl, 2009). Hier 
wird der Klimawandel aber in absehbarer Zeit größe-
re Verluste bewirken, denn für Österreich wird von 
einer zunehmenden Gefährdung der alpinen Arten 
durch den Klimawandel ausgegangen. Eine Studie 
quantifizierte die Risiken von endemischen Arten 
von fünf Tiergruppen und einer Pflanzengruppe 

16 

17

18 Endemiten sind Arten oder Lebensgemeinschaften, deren Vorkommen auf ein eng begrenztes Areal beschränkt ist.

19 Ebd., S 124. 

20 Ebd. S 124. 

(Dirnböck et al.,  2011).  Sie zeigt auf, dass vor allem 
waldfreie, alpine Flächen unter Klimawandeleinfluss 
zurückgehen und somit die Lebensräume der 
untersuchten Arten verschwinden. Schon unter 
dem Klimawandelszenario, das von einer geringen 
Temperaturerhöhung (+ 1,8 °C bis zum Jahr 2100) 
ausgeht, gehen 77 % dieser Gebiete verloren19. 

In tieferen Lagen sind selbst kleinräumige Natur-
landschaften, aber auch extensive Nutzungszonen, 
bis auf wenige Ausnahmen verschwunden. Kleine 
naturbelassene Biotope wie Restwälder, Feldsäume, 
Sumpfwiesen, Blühwiesen oder Trockenrasen haben 
in unserer intensiv genutzten Kulturlandschaft nur 
mehr wenig Platz und sind größtenteils der Flurbe-
reinigung zum Opfer gefallen. Innerhalb einer nach-
haltig funktionsfähigen Landschaft kommt diesen 
kleinräumigen Inseln für viele heute selten geworde-
ne Arten eine große Bedeutung als Lebensraum zu, 
weshalb die rasche Einbeziehung von Wiederher-
stellungsmaßnahmen in moderne landwirtschaft-
liche Konzepte eine sehr gute Möglichkeit ist, auch 
auf lokaler Ebene konkrete Schritte zur Erreichung 
von Nachhaltigkeitszielen zu setzen. Da kleinräu-
mige Lebensräume auch als Trittsteine zur Verbrei-
tung wichtig sind, verstärkt sich die Notwendigkeit 
des konsequenten Schutzes von Naturinseln auch 
durch den Klimawandel. Umgekehrt tragen auch die 
Umwandlung von Grünland zu Ackerland sowie die 
Trockenlegung von Mooren zum fortschreitenden 
Klimawandel bei, da deren Kohlenstoffspeicherung 
verloren geht (Essl et al., 2012). Moore speichern 
in der oberen Bodenschicht rund 150 t Kohlenstoff 
pro Hektar, das ist mehr als jedes andere Ökosystem 
(Niedermair et al., 2011)20. 

Neben dem Erhalt unserer letzten echten Naturland-
schaften sind eine nachhaltige Nutzung der verblie-
benen naturnahen vorindustriellen Kulturlandschaf-
ten und eine Anpassung der modernen Agrarräume 
an Prinzipien der nachhaltigen Nutzung aus Exper-
tensicht besonders erfolgversprechend im Sinne der 
Zielerreichung (Tilman et al., 2002, Foley et al., 2011). 
Moderne Konzepte belegen, dass eine nachhaltige 
Landwirtschaft mit der Priorität zur Produktion ge-
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sunder Lebensmittel, ein wirksamer Humusaufbau 
im Boden zur Förderung der Bodenfruchtbarkeit 
und als Kohlenstoffsenke, und ein möglichst weit-
gehender Verzicht auf Agrochemikalien sämtliche 
Ziele nachhaltiger Entwicklung (ausreichende Nah-
rungsmittelproduktion, menschliche Gesundheit, 
Schutz von Wasser, Boden und Biosphäre) langfristig 
fördert (Batlle-Aguilar et al., 2011, Fan et al., 2018). 
Für Österreich mit seinen oft kleinbäuerlichen Struk-
turen und starkem Binnenmarkt ist dies eine eher 
leicht umzusetzende und sehr effektive Maßnahme 
Richtung Nachhaltigkeit.

Im industriell-urbanen Bereich ist konsequentes Flä-
chenrecycling einzufordern anstatt weiterhin neue 
Flächen in großem Maßstab zu verbrauchen. Ge-
setzlich verankerte Kompensationsmaßnahmen, Re-
naturierungsmaßnahmen von versiegelten Flächen, 
Schutzwäldern, Bach- und Flussabschnitten, sind 
unter Einbindung in den modernen Lawinen- und 
Hoch wasserschutz stärker auszubauen. Wie in der 
industriellen Agrarlandschaft, sollten auch in urban-
industriellen Landschaften Kleinbiotope erhalten 
und renaturiert werden. Kleine Naturzonen machen 
auch in urbanen Gebieten Sinn.

Der 10. und 11. Umweltkontrollbericht des Um-
weltbundesamtes (UBA 2013, 2016) enthalten ne-
ben einer umfassenden Darstellung der rechtlichen 
Grundlagen und laufenden politischen Prozesse bio-
diversitätsrelevante Empfehlungen in den Kapiteln 
zu Landwirtschaft, Wald und Biodiversität / Natur-
schutz. 2013 empfahl das Umweltbundesamt im Be-
reich Landwirtschaft, Förderungen vermehrt an die 
Erbringung umweltrelevanter Leistungen zu knüp-
fen. Eine international abgestimmte Vorgangsweise 
zur Bewertung von Ökosystemleistungen wurde als 
ein geeignetes Instrument dazu angesehen, wobei 
dafür neben dem Landwirtschaftsressort auch Bun-
deskanzleramt und die Bundesländer einzubeziehen 
seien. Eine weitere Empfehlung betraf die Raumord-
nung des ländlichen Raums. Die fortdauernde Inan-
spruchnahme besonders von landwirtschaftlichen 
Flächen durch nicht-landwirtschaftliche Nutzungen 
sei einzudämmen, was nur durch ein koordiniertes 
Vorgehen auf allen Planungsebenen von Bund und 
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22 Ebd. 

23 Ebd. 118
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Ländern möglich sei. Hier müsse das Landwirt-
schaftsressort mit der Konferenz der Landesagrar-
referenten zusammenarbeiten21.

Auch was die Waldbewirtschaftung angeht, sah das 
UBA Handlungsbedarf. Um die biologische Viel-
falt zu erhalten und zu erhöhen, wurde empfohlen, 
Maßnahmen zu verstärken, die die Annäherung der 
Waldökosysteme an die potenziell natürliche Wald-
gesellschaft forcieren und die natürliche Verjüngung 
der Schutzwälder gewährleisten. Die Verankerung 
dieser Maßnahmen in forstlichen Förderinstrumen-
ten und die Evaluierung ihrer Zielerreichung wur-
den ebenfalls empfohlen22. Holz gewinnt auch an 
Bedeutung beim Ersatz fossiler Brennstoffe. Auch in 
diesem Bereich zeigt sich die Problematik der Inte-
ressensabwägung: Die Bereitstellung von Biomasse 
als nachhaltiger, da CO2-neutraler Energieträger zur 
Erreichung von SDG 7 kann sich negativ auf die Bio-
diversität auswirken (vgl. Winiwarter & Gerzabek,  
2012).

Der Kontrollbericht wies darauf hin, dass im zweiten 
nationalen Bericht nach Artikel 17 der FFH-Richt-
linie für den Berichtszeitraum 2001 bis 2006 eine 
durchaus ungünstige Situation festzustellen war. Von 
den 66 Lebensraumtypen, die in Österreich ausge-
wiesen wurden, befanden sich nur rund 18 % in ei-
nem günstigen Erhaltungszustand. Von den 172 in 
Österreich vorkommenden geschützten Arten waren 
nur 11 % in einem günstigen Erhaltungszustand23. 
Diese Situation hatte sich bis 2016 weiter beim Ar-
tenschutz verschlechtert, bei den Lebensräumen 
verbessert. In einem günstigen Erhaltungszustand 
waren entsprechend der Bewertung gemäß EU-
Naturschutzrichtlinie 16 % der Arten und 14 % der 
Lebensräume. Der Erhaltungszustand in der alpinen 
Region war generell besser als in der kontinentalen24.

Neobiota 

Gebietsfremde Arten werden auch als „Neobiota“ be-
zeichnet. Einige wenige Neobiota sind invasiv, haben 
also aus naturschutzfachlicher Sicht negative Aus-
wirkungen auf die biologische Vielfalt. Seit Beginn 
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des 21. Jahrhunderts wurden Maßnahmen zur Be-
kämpfung invasiver gebietsfremder Pflanzen durch-
geführt, beispielsweise im Nationalpark Donau-Au-
en (Springkraut, Akazie, Eschen-Ahorn) sowie im 
Wienerwald (Riesenbärenklau, Staudenknöterich, 
Springkraut). Auch im Salzburger Flachgau wurden 
Springkraut-Bekämpfungsaktionen durchgeführt. 
Neobiota sind ein bislang eher vernachlässigtes Pro-
blem für den Naturschutz. Wie auch das Umweltbun-
desamt ausführt, ist davon auszugehen, dass durch 
das Fortschreiten des Klimawandels die Ausbreitung 
einiger invasiver Neobiota begünstigt wird25.

Böden als Lebensgrundlage erhalten

Die Biodiversität in Landökosystemen beruht na-
turgemäß wesentlich auf der Vielfalt und Funktio-
nalität der sie tragenden Böden (Boer & Hannam, 
2015, Origazzi et al., 2016). Bodenbildungsprozesse 
laufen in sehr langen Zeiträumen von hunderten bis 
tausenden Jahren ab und daher ist die Verhinderung 
von Bodendegradation durch aktive Erhaltung der 
Bodenstruktur und Fruchtbarkeit nicht nur ein we-
sentlicher wirtschaftlicher Faktor, sondern auch es-
sentiell für die Erhaltung der Biodiversität. 

Die industrielle Landwirtschaft ist auf massive Inter-
ventionen in das System Boden aufgebaut (Tilmann 
et al., 2002). Dazu zählen sowohl physikalische Ein-
griffe durch mechanische Bodenbearbeitung und 
Bodenverdichtung als auch massive Veränderun-
gen der Nährstoffhaushalte durch Mineraldünger, 
bei denen vor allem Stickstoffdünger und die damit 
einhergehenden Verluste in Form von Auswaschung 
(Nitrat) und Ausgasung (N2O) die weitreichendsten 
Auswirkungen nicht nur auf das Ökosystem Boden, 
sondern auch auf Wasser und Luft haben. Neben 
den biologischen Konsequenzen ergeben sich daraus 
auch eine wesentlich verstärkte Anfälligkeit für alle 
Arten von Bodenerosion durch Wasser und Wind. 
Wie das Umweltbundesamt ausführt, ist eine scho-
nende Bewirtschaftung erforderlich, um die Frucht-
barkeit der Böden langfristig zu erhalten sowie ihre 
Widerstandsfähigkeit gegenüber Klimaänderungen 
zu stärken. Daher sollten angepasste Bewirtschaf-
tungssysteme, wie z. B. biologische Landwirtschaft, 

25 Ebd. 122
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angepasste Fruchtfolgen und Bodenbearbeitung, so-
wie Humusaufbau und Begrünung, unter anderem 
im laufenden ÖPUL-Programm, verstärkt umgesetzt 
werden26. 

Es zeigt sich, dass solche Maßnahmen nachweisba-
re positive Wirkungen haben: „Abhängig von der 
Landnutzung und der räumlichen Verteilung vari-
ieren die Kohlenstoff- und damit die Humusgehal-
te stark. Bei Ackerflächen in Österreich liegen die 
mittleren Humusgehalte zwischen 2,8 % und 3,5 % 
(Baumgarten et al., 2011). Im Verlauf der vergan-
genen 15 Jahre sind die Humusgehalte um etwa 
0,1–0,4 % angestiegen, je nach Region und Land-
nutzung. Diese günstige Entwicklung ist wesentlich 
auf ÖPUL-Maßnahmen (z. B. Mulch und Direktsaat, 
Integrierte Produktion und Erosionsschutz im Wein-
bau) zurückzuführen. Die Bemühungen der Bera-
tung und die Akzeptanz von Umweltmaßnahmen 
zur Steigerung der Bodenfruchtbarkeit sind daher 
auch in Zukunft weiterzuführen, um das bisher Er-
reichte zu erhalten und noch weitere Verbesserungen 
zu erzielen (Baumgarten et al., 2011)“ 27.

Ein wesentlicher Teil der landwirtschaftlichen Pro-
duktivitätssteigerung der industriellen Landnutzung 
wurde auf Kosten der natürlichen Bodenfrucht-
barkeit erreicht (Tilmann et al., 2002, Gorfer et al., 
2011). Zusätzliche „Kulturmaßnahmen“ zur Gewin-
nung neuer landwirtschaftlicher Flächen, etwa in 
Form von Trockenlegungen, Rodungen und Arron-
dierungen, haben die „Grüne Revolution“ de facto in 
ihr Gegenteil verkehrt, indem die planetare Grenze 
der Düngerbelastung überschritten wurde, die Bo-
denfruchtbarkeit weltweit sinkt und wesentliche 
Naturräume dabei zerstört wurden. Diese Fehler gilt 
es zu reparieren, indem wissensbasierte, ökologisch 
orientierte, nachhaltige Produktionssysteme imple-
mentiert werden, um die Lebensgrundlage Boden 
und die Biodiversität für zukünftige Generationen zu 
erhalten. 

Strategien und konkrete Maßnahmen zur Umset-
zung von Bodenschutz und Erhaltung von Biodi-
versität sind im internationalen Kontext bereits viel-
fach definiert worden. Bereits 1982 wurde mit der 
von der FAO erarbeiteten „Welt Boden Charta“ eine 
Bestandsaufnahme der Problematik mit konkreten 



KIOES Opinions 8 (2018)

80

Maßnahmen zur Sicherung der Bodenfunktionen 
und Verhinderung von Erosion verknüpft. Andere, 
neuere Übereinkommen wie die „Island Deklaration 
über Erhaltung und nachhaltige Nutzung der globa-
len Bodenressourcen“ (2005) und der IUCN-Leitfa-
den für die Gesetzgebung (IUCN 2004) haben diese 
Themen wieder aufgenommen und Regierungen, 
internationale Organisationen sowie Landnutzer zur 
raschen Umsetzung dieser Maßnahmen aufgefor-
dert. 

Die Kernbotschaften der 2010 veröffentlichten Bo-
denschutzstrategie der Europäischen Umweltagentur 
(EEA 2010) sind nach wie vor gültig, drei davon sind 
von besonderer Relevanz auch für Österreich. 

Botschaft 1 lautet: Der Boden ist eine im Wesent-
lichen nicht erneuerbare natürliche Ressource, die 
Grundlage einer Reihe von lebenswichtigen Öko-
systemleistungen. Bodenorganismen spielen eine 
Schlüsselrolle in Bodenprozessen wie beispielsweise 
biogeochemischen Kreisläufen, dem Abbau organi-
scher Materie und bei der Stickstoffumwandlung. 
Die Aufrechterhaltung der Biodiversität des Bodens 
ist daher ein zentrales Anliegen.

Botschaft 2 lautet: Bestimmte Regionen Europas sind 
von Bodenversalzung, Versauerung, Erdrutschen 
oder Wüstenbildung betroffen, mit erheblichen wirt-
schaftlichen und ökologischen Folgen. Die Bodende-
gradation beschleunigt sich in vielen Teilen Europas 
und wird durch menschliche Aktivitäten noch ver-
schärft, wie durch die unangemessene Bewirtschaf-
tung von Ackerland, Grünland und Wald.

Botschaft 5 lautet: Industrialisierung und schlechtes 
Management haben Tausende von kontaminierten 
Standorten in ganz Europa hinterlassen, was zu ge-
sundheitlichen Folgen und Umweltproblemen ein-
schließlich Grundwasserverschmutzung führt. Wäh-
rend einige Länder erhebliche Fortschritte gemacht 
haben, ist die Identifizierung und Sanierung von Alt-
lasten in vielen Ländern uneinheitlich, mit begrenz-
ten Fortschritten in den vergangenen fünf Jahren.28 

Aus unserer Sicht ist entscheidend, dass rasch klare, 
zeitlich definierte Umsetzungspläne erarbeitet wer-
den, die auch Priorisierungen enthalten (Foley et al., 
2011). Eine weitere Verzögerung der großflächigen 
Umstellung auf nachhaltige Bewirtschaftungssyste-

28 
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me mit ökologisch ausgerichtetem Natur- und Bo-
denmanagement ist aufgrund des steigenden welt-
weiten Drucks auf Produktivitätssteigerungen in der 
Nahrungs- und Futtermittelproduktion aus wissen-
schaftlicher Sicht nicht akzeptabel. Inzwischen wur-
den einige dafür entscheidende Datengrundlagen 
massiv verbessert. Auf europäischer Ebene steht in-
zwischen ein Set von sogenannten „Agri-Environ-
mental Indicators“ zur Verfügung, die es erlauben, 
Fortschritte beim Bodenschutz auf landwirtschaftli-
chen Flächen zu bewerten.29 Solche Indikatoren sind 
die Grundlage jeder wissensbasierten, sachorientier-
ten Umweltpolitik. Das dafür notwendige Monito-
ring darf keinesfalls eingespart werden.

Vermächtnis- und Langzeitrisiken im 
Bereich der Biodiversität

Biodiversität auf allen Ebenen, die Funktionen von 
Ökosystemen und deren Resilienz sind miteinander 
verbunden, Änderungen der biologischen Vielfalt 
haben daher alle langfristige Konsequenzen für die 
Funktionen der Systeme, von denen das Überleben 
der Menschheit abhängt. Eine im Jahr 2000 erschie-
nene Übersicht über die Diversitätsliteratur bestä-
tigte, dass viele Funktionen von Ökosystemen mit 
einem Anstieg der Anzahl der Pflanzenarten einher-
gehen, obwohl es wenig Hinweise auf eine kontinu-
ierlich zunehmende, lineare Beziehung zwischen Ar-
tenvielfalt und -funktion gibt  (Schwartz et al., 2000).

Änderungen der Landnutzung, insbesondere die 
Verbauung (und damit Versiegelung) naturnaher 
Flächen führen zu massiver Abnahme der Biodiver-
sität. Auch Entwaldung hat ähnliche Konsequenzen, 
zumal damit oft eine Erhöhung der Erosion von 
Böden durch Wasser und/oder Wind einhergeht. 
Beide Effekte, Versiegelung und Entwaldung, haben 
langfristige Wirkungen. Ihre Nebenwirkungen (etwa 
Erosionserhöhung) können sich schleichend über 
lange Zeiträume hinweg bemerkbar machen und 
zählen zu den problematischen Vermächtnisrisiken. 

Dabei ist es keineswegs egal, welche Arten geschützt 
werden. Wie eine 2005 veröffentlichte Studie zeig-
te, steuert in vielen Ökosystemen eine einzige Art 
die Dynamik der biotischen Gemeinschaften und 
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moduliert die Ökosystemprozesse. Der Verlust von 
solchen „foundational species“ – für ein Ökosystem 
grundlegenden Arten – wirkt sich akut und langfris-
tig aus, bewirkt Änderungen in Flüssen von Energie 
und Nährstoffen, wirkt auf die Hydrologie, auf Nah-
rungsnetze und damit auf die biologische Vielfalt. 
Menschliche Aktivitäten, einschließlich Rodung 
und Einführung von exotischen Schädlingen und 
Krankheitserregern entfernen oft recht selektiv be-
stimmte Baumarten aus Wäldern. In Nordamerika 
werden durch den derzeit vor sich gehenden selek-
tiven Verlust von grundlegenden Arten wie Hem-
locktanne, Oregonzeder  und Eichen massive Effekte 
auf Waldökosysteme erwartet (Ellison et al., 2005). 
Solche Verluste sind für große Vermächtnisrisiken 
verantwortlich, die zu völligem Wandel der Landbe-
deckung führen können. 

Ebenso langfristig und potenziell dramatisch sind 
die Effekte von Arten, die vom Menschen (absicht-
lich oder als Nebenwirkung globaler Verflechtungen 
durch Handel und Transport) über oft weite Strecken 
in neue Lebensräume verbracht werden. Insbeson-
dere an invasiven Schädlingen wie der Reblaus wur-
de bereits überaus deutlich, dass solche Arten nicht 
nur massive ökonomische Konsequenzen haben, 
sondern dass sie auch zu weitreichenden Umgestal-
tungen von Kulturlandschaften führen, die praktisch 
irreversibel sind.

Nicht nur Ökosysteme sondern auch der Mensch 
selbst ist durch Biodiversitätsverlust bedroht, da eine 
Reduktion an Biodiversität auch unmittelbar das Ri-
siko für Zoonosen erhöht. Dieser Zusammenhang 
konnte in vielen Fällen gezeigt werden, z. B. beim 
West-Nil Virus, der Lime-Krankheit (Ostfeld, 2009) 
oder dem ähnlich gefährlichen Hanta-Virus (Suzán 
et al., 2009). Der zugrundeliegende gemeinsame Fak-
tor für ein erhöhtes Risiko ergibt sich demnach aus 
der zunehmenden Dominanz von erreger-tragenden 
Vektoren innerhalb der Gesamtpopulation möglicher 
Vektoren, wenn die Biodiversität zurückgeht.  Damit 
besteht ein unmittelbarer inverser Zusammenhang 
zwischen Biodiversität und dem Vorkommen dieser 
Krankheitserreger.

Das gilt nicht nur für Menschen und Tiere, sondern 
auch für Pflanzen und die Biodiversität des Bodens.  
Erreger von Pflanzenkrankheiten und Schädlinge 
werden ebenfalls dominanter, je geringer die Bio-
diversität möglicher Zielpflanzen dieser Erreger in 
unmittelbarer Umgebung wird (Wall, 2015), ein 

Faktum, das  auch kürzlich wieder am Beispiel von 
pflanzenpathogenen Pilzen im Grünland demonst-
riert wurde (Mommer et al., 2018).

Damit bedroht eine verringerte Biodiversität den 
Menschen nicht nur indirekt und langfristig durch 
Verlust an Ökosystemfunktionen und Services, son-
dern auch direkt und unmittelbar durch ein erhöhtes 
Risiko, selbst an Zoonosen und Parasiten zu erkran-
ken bzw.  wesentlich höhere Kosten für Pflanzen-
schutz oder Tiergesundheit tragen zu müssen.

Abschließende Bemerkungen:  
Landnutzung und Gesellschaft  

Die Nebenwirkungen politischen Handelns bzw. ge-
sellschaftlicher Prozesse ganz allgemein haben die 
Erde hinsichtlich der Regenerationsfähigkeit der 
Biosphäre an die planetare Grenze der Belastbar-
keit gebracht, weil viele der zur Erreichung dieser 
gesellschaftlichen Ziele gesetzten Maßnahmen die 
biologisch-ökologisch orientierten Ziele geradezu 
konterkarieren (Steffen et al., 2015). Der nach wie 
vor steigende Verbrauch natürlicher Ressourcen und 
die steigenden Emissionen führen zu irreversibler 
Umgestaltung – oder sogar dem Verlust – natürlicher 
Lebensräume und ihrer Biodiversität, sowie zu Ver-
schiebungen des Klimas. Derzeit ist eine Entkopp-
lung der ökonomischen Entwicklung vom Flächen- 
und Ressourcenverbrauch (SDG 8) nicht erkennbar. 

Der Schutz unserer letzten verbliebenen Naturzonen, 
die Wiederherstellung und Forcierung der nachhalti-
gen Nutzung terrestrischer Ökosysteme, nachhaltige 
Forstwirtschaft, Bekämpfung der Wüstenbildung, 
Anhalten bzw. Rückwandlung der Degradation ter-
restrischer (Lebens-) Räume, Anhalten der Biodi-
versitätsverluste, die alle in Ziel 15 enthalten sind, 
macht, wie ausgeführt, trotz vollmundiger Strategien 
wenig bis keine Fortschritte. Will man die Idee der 
Nachhaltigkeit ernst nehmen, müssen langfristige 
und vernetzte Effekte viel stärker gewichtet werden 
und Priorisierungen im politischen Abwägungspro-
zess so rasch wie möglich verschoben werden. 
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Ein entschlossenes Anhalten des Flächenverbrauchs 
und der Zersiedlung der Landschaft30 sowie ein 
allmählicher Übergang von der industriellen zur 
nachhaltigen Landnutzung würde den relativ größ-
ten positiven Effekt auf die Biodiversität bewirken. 
Eine solche weitreichende Veränderung wird ohne 
strukturelle Änderungen, etwa auf dem Gebiet steu-
erlicher Lenkungsmaßnahmen nicht möglich sein. 
Wie das Umweltbundesamt konstatiert, handelt es 
sich zum Beispiel beim Rückgang von naturschutz-
fachlich wertvollen Grünlandflächen um einen Ef-
fekt der dualen Entwicklung der Kulturlandschaft. 
Durch den zunehmenden wirtschaftlichen Druck 
kommt es einerseits zu einer Nutzungsaufgabe und 
z. B. Bewaldung, andererseits zu einer Intensivierung 
mit Begleiterscheinungen, wie etwa Verarmung der 
Biodiversität, Verlust von Resilienz gegenüber klima-
tischen Extremereignissen und hohem Wasser- und 
Energieeinsatz. Parallel dazu werden beste landwirt-
schaftliche Flächen durch Siedlungs- und Infrastruk-
turentwicklung nach wie vor in hohem Ausmaß ver-
braucht31.

Die Natur stellt ihre Güter und Leistungen („öko-
systemare Leistungen“) kostenlos zur Verfügung. 
Tatsächlich besitzen diese aber einen hohen öko-
nomischen Wert, der in wirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen bisher wenig berücksichtigt wurde. Im 
Rahmen einer großen, unter Schirmherrschaft des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) 
durchgeführten internationalen Studie („The Econo-
mics of Ecosystems and Biodiversity“ TEBB) wurden 
die ökonomischen Leistungen der Natur untersucht 
und auch beziffert32. Entsprechend lässt sich die 
Forderung zur Kostenwahrheit über längerfristige 
Zeiträume erheben, die auch die bislang rein ideell 
einfließenden Werte natürlicher Ressourcen explizit 
in unserem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem 
beziffert und in die Budgetierung einbezieht. Damit 
bekommen Aktivitäten zur Erhaltung und Verbesse-
rung von Umwelt und natürlichen Ressourcen einen 
monetären Wert und werden damit Gegenstand von 
Politik außerhalb umweltpolitischer Ressorts. 

Für eine nachhaltige Entwicklung muss der kosten-
lose Verbrauch natürlicher Ressourcen, insbesondere 
ökologisch wertvoller Lebensräume, der Böden, der 
wildlebenden Pflanzen und Tiere, viel höher bewer-

30

31

32 

tet werden als bisher. Fehlallokationen von Geldern 
der öffentlichen Hand, wie umweltschädliche Sub-
ventionen, sind konsequent und schnell abzubauen 
und ausschließlich umweltschonendes Wirtschaften 
in allen Bereichen zu fördern. Auch sollte man be-
denken, dass viele wirksame Maßnahmen im Natur- 
und Klimaschutz keinen Verlust an Lebensqualität 
bedeuten und nichts kosten. 

Wie sich auf internationaler, europäischer und na-
tionaler Ebene seit Jahrzehnten zeigt, führen die 
Strategien und Empfehlungen nicht oder nicht rasch 
und konsistent zur Erreichung der Ziele, nämlich 
einem Ende des Biodiversitätsverlusts. Es ist daher 
aus naturschutzfachlicher Sicht unbedingt nötig, 
die Biodiversitätsstrategie Österreich 2020+ durch 
Rechtsverbindlichkeit aufzuwerten, Reste der Natur-
landschaft mit einem konsequenten ex-lege-Schutz 
zu versehen. Verbindliche Regeln zur dramatischen 
Reduktion des Flächenverbrauchs mit gesetzlicher 
Verankerung der Priorität des Flächen-Recyclings, 
sowie eine effektivere gesetzliche Implementierung 
von Renaturierungsmaßnahmen zum Ausgleich 
neuer Landnahmen würden sich positiv auswirken. 
Auch im Förderwesen bestehen eine Reihe von Mög-
lichkeiten, positiv auf die Erhaltung der Biodiversität 
einzuwirken, zumindest aber können kontraproduk-
tive Förderungen eingestellt werden, wie auch aus 
den Empfehlungen des UBA hervorgeht. 

Schlussendlich ist darauf hinzuweisen, dass es gerade 
bei SDG 15 zu einer Fülle von „Spillover“-Effekten 
kommt: Die Auslagerung von umweltbelastenden 
Produktionsstandorten und die globalen Handels-
verflechtungen führen dazu, dass Österreich direkte 
Wirkungen auf die Biodiversität an weit entfernten 
Orten ausübt, ebenso gibt es indirekte Wirkungen 
wie etwa durch Emission von Treibhausgasen, die 
durch weitere Klimaerwärmung Wirkungen auf die 
Lebensräume von Arten nicht nur in den heimi-
schen Alpen haben. Insofern ist SDG 15 als Quer-
schnittsmaterie besonders beachtenswert und sollte 
beim Mainstreaming-Prozess entsprechend viel Auf-
merksamkeit erhalten. Neben nachhaltigen Produk-
tions- und Konsummustern (SDG 12), nachhaltigen 
Mobilitäts- (SDG 9, 11), Energiesystemen (SDG 7) 
und Maßnahmen zum Klimaschutz (SDG13) haben 
für den nötigen Wandel gesellschaftlicher Strukturen 
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die SDGs 4 (Bildung) und 10 (weniger Ungleichheit) 
direkte Wirkungen auf SDG 15. 
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Demographie und Gesellschaftund

Demographische Entwicklungen beeinflussen über 
das Konsum- und Produktionsverhalten einer Ge-
sellschaft unsere Umwelt. Es kann hierbei zwischen 
lokalen und globalen Effekten unterschieden werden 
(vgl. Jöst, 2002). Man spricht von lokalen Phänome-
nen wenn die regionale Bevölkerungsentwicklung 
den lokalen Ressourcenbestand beeinflusst, während 
bei globalen Effekten (z. B. CO2-Emissionen) die Be-
völkerungsentwicklung globale Umwelteffekte ver-
ursacht. Umweltfaktoren können wiederum direkt 
demographische Prozesse wie Migration und Morta-
lität beeinflussen. 

Menschen stehen hierbei im Zentrum der Umwelt-
problematik, sie sind sowohl Treiber als auch Betrof-
fene. Im Folgenden beschränken wir uns auf globale 
Umwelteffekte (Klimawandel). Wir argumentieren, 
dass geringeres Bevölkerungswachstum die primä-
re Auswirkung der Erfüllung der SDGs im globalen 
Rahmen darstellt, und dieser Effekt kausal haupt-
sächlich durch Investitionen in Bildung erklärt wer-
den kann. Weniger Bevölkerungswachstum führt in 
weiterer Folge zu geringen CO2 Emissionen und gilt 
daher als wesentliche Vermeidungsstrategie im Zu-
sammenhang mit Klimawandel. Im Rahmen inten-
sivierter Bemühungen in der Entwicklungszusam-
menarbeit kann Österreich, dessen Demographie 
nur einen kleinen Einfluss auf globale Entwicklungen 
nimmt, einen wichtigen Beitrag zur erfolgreichen 
Umsetzung der SDGs leisten. Das Kapitel befasst 
sich aber auch mit möglichen Anpassungsstrategien 
und hier vor allem Migration. Wenn weder ausrei-
chend Schritte zur Vermeidung, noch zur Anpassung 
an den Klimawandel gesetzt werden, ist freilich auch 
mit Auswirkungen auf zukünftige Mortalität infolge 
von Extremwetterereignissen zu rechnen. Abschlie-
ßend geben wir einen kurzen Einblick, inwieweit 

die geplante Umsetzung der SDGs in Österreich die 
Wechselwirkung von Demographie und Umwelt be-
rücksichtigt. 

Geringeres Bevölkerungswachstum als 
Auswirkung der SDGs

Ein verringertes Wachstum der Weltbevölkerung im 
21. Jahrhundert kann aus heutiger Sicht als wich-
tigste demographische Konsequenz der Erfüllung 
der Nachhaltigkeitsziele (SDGs) auf globaler Ebene 
angesehen werden (Abel et al., 2016). Zwar sind die 
SDGs im Gegensatz zu den Millennium Develop-
ment Goals (MDGs) nicht nur für Entwicklungslän-
der gefasst. Ihre unmittelbaren Folgewirkungen in 
Bezug auf Bevölkerungswachstum würden sich aber 
in erster Linie in jenen Ländern zeigen, in denen bei 
steigender Lebenserwartung weiter hohe Geburten-
raten vorherrschen. Da infolge geringeren Bevölke-
rungswachstums auch der Migrationsdruck sinkt 
und der Klimawandel abgeschwächt wird, hätten die 
SDGs dann jedoch auch Auswirkungen auf andere 
Weltregionen. 

Lebten Anfang der 1950er Jahre erst 2,5 Milliarden 
Menschen auf dem Planeten, so sind es mit Stand 
Dezember 2017 bereits 7,6 Milliarden. Dieser star-
ke Anstieg ergibt sich zum einen aus der Zunahme 
der Lebenserwartung, der immer mehr Menschen 
das Erreichen eines hohen Alters – oftmals in gu-
ter Gesundheit – verdanken, aber auch dem vieler-
orts zu beobachtenden zeitlichen Hinterherhinken 
des Fertilitätsrückgangs hinter dem Rückgang der 
Sterblichkeit im Zuge des demographischen Über-
gangs. Erst wenn sich die Erkenntnis durchsetzt, dass 
zur Absicherung des Erreichens eines hohen Alters 
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nunmehr auch eine geringere Kinderzahl ausreicht, 
lässt sich zumeist ein Rückgang der Geburtenraten 
beobachten (Wilson, 2011). Während mittlerweile 
bereits mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung in 
Ländern lebt, in denen die Fertilität unter das Be-
standserhaltungsniveau gefallen ist, muss infolge 
der Trägheit des Bevölkerungssystems („population 
momentum“) dennoch mit einem weiteren Anstieg 
der Weltbevölkerung bis weit in die zweite Hälfte des 
21.  Jahrhunderts gerechnet werden. Laut Vorhersage 
der Vereinten Nationen erreicht diese im Jahr 2100 
mit 95 % Wahrscheinlichkeit ein Niveau von 9,5–13 
Milliarden (United Nations, 2015). 

Aufgrund der politischen Sensibilität des Themas 
nennen die SDGs diese besorgniserregenden Bevöl-
kerungstrends nicht explizit, versuchen ihnen jedoch 
entgegenzutreten, indem sie konkrete Ziele in Bezug 
auf die maßgeblichen Einflussfaktoren von Bevölke-
rungswachstum setzen und damit einen Beitrag zur 
Beschleunigung des demographischen Übergangs 
leisten. Mehrere der SDGs stehen auf direkte oder 
indirekte Weise mit der Bevölkerungsentwicklung 
in Verbindung. Im Speziellen wäre hier SDG 3 zu 
nennen, welches auf die fortgesetzten Bemühun-
gen zur Verringerung der Sterblichkeit, sowohl von 
Säuglingen und Kindern, als auch von Müttern fo-
kussiert. Von höchster Wichtigkeit ist aber auch die 
Forcierung von Möglichkeiten zur Familienplanung 
(SDG 3.7), die dem längst nicht überall auf der Welt 
erfüllten Wunsch nach uneingeschränktem Zugang 
zu Verhütung Rechnung trägt und zu einer Reduk-
tion der Fertilität in den Entwicklungsländern um 
bis zu 20 % beitragen könnte (Bradley et al., 2012). 
Vor allem betonen die SDGs aber die Notwendigkeit 
der Ausweitung des Zugangs zu Bildung (SDG 4), 
insbesondere für Mädchen (SDG 4.5). In ihrer For-
derung nach allgemeiner Sekundarbildung (SDG 4.1, 
4.6) sind sie dabei wesentlich ambitionierter als die 
MDGs, welche lediglich Primarbildung einforderten.

Diese Zielsetzungen lassen sich in zukünftige Morta-
litäts- und Fertilitätstrends übersetzen und mithilfe 
von multidimensionalen Bevölkerungsmodellen in-
nerhalb gewisser Schwankungsbreiten in ihren Aus-
wirkungen auf zukünftiges Bevölkerungswachstum 
quantifizieren. Im Vergleich zu den Vorhersagen der 
Vereinten Nationen würde die Erfüllung der SDGs zu 
einem verhältnismäßig moderaten Anstieg der Welt-
bevölkerung auf 8,8–9,1 Milliarden Menschen im 
Jahr 2060 führen, welcher anschließend in einen Be-
völkerungsrückgang auf 8,2–8,7 Milliarden bis zum 

Ende des Jahrhunderts übergehen würde (Abel et 
al., 2016). Dieser würde laut Ansicht der Autoren zu 
einer Abschwächung vieler der mit allzu schnellem 
Bevölkerungswachstums in Verbindung stehenden 
Herausforderungen wie verringerter Umweltqualität 
und Anpassung an nicht mehr zu vermeidenden Kli-
mawandel einhergehen. 

Bildung als kausale Verbindung  
zwischen SDGs und geringerem  
Be völkerungswachstum  

Wie erst kürzlich in einem Buch mit dem Titel „The 
Role of Education in Enabling the Sustainable De-
velopment Agenda“ (Barakat et al., 2016) dargelegt 
wurde, sind Investitionen in Bildung in diesem Zu-
sammenhang von besonderer Attraktivität. Im Ge-
gensatz zu fertilitätsreduzierenden Interventionen 
der Vergangenheit, welche von zentralstaatlichen Or-
ganen oftmals nur mit Zwang und Verboten durch-
gesetzt werden konnten (Basten & Jiang, 2015, de Sil-
va & Tenreyro, 2017), entfaltet Bildung ihre Wirkung 
auf freiwilliger Basis (Lutz, Butz & KC, 2014). In den 
Anfängen des Geburtenrückgangs führt ein höheres 
Bildungsniveau dazu, dass die Anzahl der Kinder 
überhaupt erst als auf einer persönlichen Entschei-
dung beruhend wahrgenommen wird (Coale, 1973). 
Bildung bewirkt aber auch empowerment und stärkt 
Mitspracherechte, insbesondere von Frauen und 
Mädchen, deren Position innerhalb von Familie und 
Gesellschaft vielerorts jener der Männer untergeord-
net ist (Duflo, 2012). Durch Zugang zu Bildung er-
höht sich zudem die Frauenerwerbsquote, worauf die 
Geburtenraten sinken, weil die Opportunitätskosten 
einer weiteren Geburt nun höher ausfallen (Be-
cker, 1981, Schultz, 2001). Bildung interagiert aber 
auch mit Gesundheit, wenn es um die Verbreitung 
gesundheitsrelevanter Informationen geht, welche 
zum Rückgang der Säuglings- und Kindersterblich-
keit beiträgt (Dreze & Murthi 2001, Fuchs, Pamuk & 
Lutz, 2010). Nicht wenig überraschend gilt Bildung 
daher auch als die dritte wichtige Quelle von beob-
achtbarer Bevölkerungsheterogenität nach Alter und 
Geschlecht (Lutz & KC 2011).

Zugleich enthalten intensivierte Anstrengungen auf 
dem Gebiet der „Humanressourcen“, als welche man 
Bildung und Gesundheit vereinheitlichend bezeich-
nen kann, eine Vielzahl weiterer Co-benefits, die sich 
positiv auf die Erfüllung anderer SDGs auswirken. 
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So bezeugen zahllose Studien den Zusammenhang 
zwischen Humanressourcen und wirtschaftlicher 
Entwicklung (SDG 8), was zugleich maßgeblich zur 
Armutsbekämpfung (SDG 1) beiträgt (Lutz, Crespo 
Cuaresma & Sanderson, 2008,  Crespo Cuaresma 
J.C., Lutz & Sanderson 2014). Höhere Durchschnitts-
bildung und die Herausbildung einer Bildungselite 
helfen aber auch beim Aufbau demokratischer Ins-
titutionen und fördern politische Partizipation, so-
wie Verantwortung aufseiten der Entscheidungsträ-
gerInnen gegenüber besser gebildeten BürgerInnen 
(Lutz, Crespo Cuaresma & Abbasi-Shavazi, 2010), 
wie es in SDG 16 eingefordert wird. Weiters sind die 
körperlichen und kognitiven Fähigkeiten, die unsere 
Humanressourcen ausmachen, Grundvoraussetzung 
für die Verhaltensänderungen auf individueller und 
gesellschaftlicher Ebene, die zur Anpassung an den 
bereits nicht mehr zu vermeidenden Klimawandel 
nötig sind (Striessnig, Lutz & Patt, 2013, Lutz, Mut-
tarak & Striessnig, 2014). Während einige der 169 
in den SDGs zusammengefassten spezifischen Ziele 
sogar miteinander in Widerspruch stehen und eine 
eindeutige Prioritätensetzung oft schwierig fällt 
(Nilsson, Griggs & Visbeck, 2016), ist die Zielset-
zung, Gesundheit und Bildung für alle zugänglich zu 
machen, als generelle Vorbedingung für nachhaltige 
Entwicklung anzusehen (Lutz, 2017). 

Was im Falle eines Rückgangs der Investitionen in 
Humanressourcen geschehen kann, zeigt sich in den 
jüngsten Umfragen des Demographic and Health 
Survey (DHS): Infolge der von den internationalen 
Finanzinstitutionen eingeforderten budgetären Kür-
zungen im Rahmen der strukturellen Anpassungs-
programme der 90er Jahre kam es in vielen Ländern 
Afrikas südlich der Sahara zu einem Rückgang der 
Schuleinschreibungsraten, was nunmehr in einem 
erneuten Anstieg der Fertilität in diesen Kohorten 
sichtbar wird (Lutz, Goujon & KC 2015, Barakat et 
al., 2016). Die drohenden Folgewirkungen des da-
durch fortschreitenden Bevölkerungswachstums der 
vergangenen Jahrzehnte können von Hungersnöten 
und der konfliktträchtigen Überbeanspruchung na-
türlicher Ressourcen, über erhöhte Abhängigkeit von 
Nahrungsmittelimporten, bis hin zur Entwurzelung 
großer Bevölkerungsteile reichen, wie in jüngerer 
Vergangenheit in Syrien zu beobachten war (Kel-
ley et al., 2015). Während die SDGs von einer kon-
kreten Quantifizierung zukünftig zu erwartender 
Migration absehen und lediglich die Empfehlung 
enthalten, dass die Migrationsströme in geordneten 

Bahnen und im rechtlichen Rahmen verlaufen sol-
len (SDG 10.7), ist abzusehen, dass der Klimawandel 
die beschriebenen Gefahren noch vergrößern wird. 
Infolgedessen kann es zu einer Zunahme der Flucht-
bewegungen kommen (Buber-Ennser et al., 2016, 
Missirian & Schlenker, 2017), sodass anhaltendes 
Wachstum der Weltbevölkerung sich auch auf Län-
der wie Österreich auswirkt.

Bevölkerung und CO2-Emissionen

Zwar ist der ökologische Fußabdruck nie lediglich 
eine Funktion der Anzahl der Menschen, die auf dem 
Planeten leben, sondern infolge starker Stadt/Land-
Unterschiede auch ihrer räumlichen Verteilung 
(O’Neill et al., 2010), sowie ihrer Konsumgewohn-
heiten und des Ressourcenverbrauchs (Cohen, 1995, 
Raftery et al., 2017). Dennoch sind geringere CO2-
Emissionen zu den weiteren positiven Folgewirkun-
gen einer Erfüllung der SDGs zu zählen. Laut den 
Ergebnissen einer Studie von Casey & Galor (2017) 
ergibt sich dieser Effekt nicht nur aus der geringe-
ren Bevölkerungszahl, sondern auch aus der sich 
im Zuge des Bevölkerungsrückgangs ändernden Al-
tersstruktur, wobei die demographische Alterung zu 
einem Rückgang von Emissionen beiträgt (Liddle & 
Lung, 2010, Liddle, 2014). Gemeinsam überwiegen 
diese Effekte den positiven Einkommenseffekt, der 
sich ebenfalls als Folge des Fertilitätsrückgangs ein-
stellt. Unter Vernachlässigung von Verteilungsfragen 
kann somit davon ausgegangen werden, dass mittels 
geringeren Bevölkerungswachstums das doppelte 
Ziel von Armutsreduktion (SDG 1) und Abschwä-
chung des Klimawandels (SDG 13) erreicht werden 
könnte. 

Dieses Ergebnis spiegelt sich auch in den Annah-
men wider, die den Shared Socioeconomic Pathways 
(SSPs) zu Grunde liegen. Dabei handelt es sich um 
globale sozioökonomische Narrative, welche einen 
einheitlichen Rahmen für die Erforschung der Ur-
sachen und Auswirkungen des Klimawandels auf 
menschliche Gesellschaften und Ökosysteme bieten 
sollen und auf eine Initiative der globalen „Integra-
ted Assessment Modelling“ (IAM) Community zu-
rückgehen (O’Neill et al., 2014). Die von den SSPs 
bereitgestellten Narrative erlauben eine verbesserte 
Abschätzung der zukünftigen Herausforderungen 
in Bezug auf Vermeidung oder Abschwächung, aber 
auch Anpassung an bereits nicht mehr zu verhin-
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dernden Klimawandel. Während für die einzelnen 
SSPs bereits eine Vielzahl an Studien vorliegt, welche 
beispielsweise ihre Implikationen in Bezug auf die 
zukünftige Bevölkerungsentwicklung (KC & Lutz, 
2017), das zu erwartende Ausmaß an Urbanisierung 
(Jiang & O’Neill, 2015), wirtschaftliches Wachstum 
(Crespo Cuaresma, 2017), Energie- und Bodennut-
zung (Riahi et al., 2017), aber auch Überschussmor-
talität infolge extremer Wetterereignisse (Striessnig 

& Loichinger, 2015) untersuchen, fehlen mangels 
konkreter quantitativer Vorgaben ähnliche Berech-
nungen für die SDGs. Aus den oben beschriebenen 
Berechnungen der zukünftigen Weltbevölkerung 
von Abel et al. (2016), sowie durch die aus den SSPs 
gewonnen Erkenntnisse lässt sich jedoch annähe-
rungsweise abschätzen, wie groß die zu erwartenden 
Herausforderungen im Falle der Erfüllung der SDGs 
sein werden. 

-

Wie Abbildung 1 zeigt, bewegen wir uns mit den 
SDGs im Bereich zwischen dem äußerst optimis-
tischen SSP1 Szenario (rot) und dem als am wahr-
scheinlichsten einzustufenden SSP2 Szenario (grün). 
In Bezug auf die zu erwartenden Herausforderungen 
in Hinblick auf Ausmaß und Intensität des Klima-
wandels, sowie die zu erbringenden Anpassungsleis-
tungen an sich verändernde Umweltbedingungen 
entspricht das dem unteren Ende des von den SSPs 
aufgespannten Möglichkeitsraumes. Fortgesetzte   
Bemü hun gen im Bereich von Bildung und Famili-
enplanung, sowie nachhaltige Entwicklung durch 
Investitionen in erneuerbare Energien und interna-

tionale Zusammenarbeit bei der Verbreitung um-
weltschonender Produktionstechnologien sind dazu 
allerdings unerlässlich, denn auch die pessimistische 
Alternative einer stark fragmentierten, von regiona-
len Rivalitäten gekennzeichneten Welt ist möglich. 
Diese wird von SSP3 (blau) beschrieben, wo sowohl 
die Weltbevölkerung, als auch die Herausforderun-
gen in Bezug auf Vermeidung und Anpassung an den 
Klimawandel ihre Maxima erreichen. Wie Striessnig 
und Lutz (2015) ausführen, steht in diesem Szena-
rio der Großteil einer nunmehr sehr viel größeren 
Weltbevölkerung – vor allem in den Entwicklungs-
ländern – in einem Zustand äußerster Vulnerabilität 



KIOES Opinions 8 (2018) 

89

und geringen Anpassungsfähigkeiten einem sehr viel 
stärker ausfallenden Klimawandel gegenüber. Der 
demographische Übergang vollzieht sich in diesem 
Szenario nur sehr langsam, die Geburtenraten blei-
ben weiter hoch, während das allgemeine Bildungs-
niveau niedrig ausfällt. Technischer Fortschritt, der 
nachhaltige Formen der Energie- und Nahrungspro-
duktion ermöglichen würde, findet zwar statt, aber 
weite Teile der Weltbevölkerung sind davon ausge-
schlossen. Dies trägt zum weiteren Klimawandel 
bei und die zunehmende Unbewohnbarkeit vieler 
Weltregionen setzt internationale Wanderungsbe-
wegungen in Gang, die früher oder später in den 
Wohlstandsfestungen der industrialisierten Welt an-
kommen. 

Klimawandel und Demographie

Klimawandel und die dadurch induzierten Natur-
katastrophen (Überflutungen, Dürren, Stürme, Hit-
zewellen, etc.) führen auch zu einem Anstieg der 
Mortalität. Eine Zusammenfassung, welche Umwelt-
effekte welche gesundheitsspezifischen Auswirkun-
gen implizieren, wird in dem Bericht der „Interna-
tional Actuarial Association“ (IAA 2017) dargestellt. 

Die quantitativen Auswirkungen werden wiederum 
von den vorherrschenden institutionellen Rahmen-
bedingungen, der Infrastruktur und dem Entwick-
lungsstatus abhängen. Zusätzlich wird es auch große 
regionale Unterschiede geben. So zeigen Forzieri et 
al. (2017), dass insbesondere in Südeuropa die durch 
Hitzewellen verursachte Mortalität höher ist und der 
Anstieg der Häufigkeit von Hitzewellen dazu führen 
wird, dass Hitzextreme zukünftig einen der wichtigs-
ten umweltbedingten Risikofaktoren darstellen wer-
den. Insbesondere ältere, kranke und arme Bevölke-
rungsgruppen sind durch die vom Klima bedingten 
Risikofaktoren in höherem Ausmaß betroffen. Die 
Kombination von Klimaerwärmung, demographi-
scher Alterung und Urbanisierung lässt infolgedes-
sen eine Zunahme der durch Klimaveränderung 
entstehenden Risikogruppen erwarten. Wie in For-
zieri et al. (2017) argumentiert, bedarf es daher ent-
sprechender Maßnahmen der räumlichen Planung, 
um Gesundheit und Nachhaltigkeit der besonders 
gefährdeten Gruppen zu garantieren.

Verschiedene Vermeidungsstrategien können vorab 
die dem Risiko ausgesetzte Bevölkerung verringern, 

während Adaptierungsmaßnahmen, sowie eine Re-
duktion der Vulnerabilität frühzeitige Sterbefälle 
vermeiden helfen können. Sozioökonomische Merk-
male wie höhere Bildung (insbesondere der Frauen) 
und bessere Gesundheit können die Mortalität durch 
Umweltkatastrophen reduzieren (KC et al., 2014, 
Zagheni, Muttarak & Striessnig, 2016). Bildung im-
pliziert Wissen und einen besseren Informations-
stand, sodass besser gebildete Bevölkerungen eine 
höhere Belastbarkeit und eine höhere Lernfähigkeit 
bei Umweltkatastrophen aufweisen.

Migration stellt eine mögliche Adaptionsstrategie 
bei sich verschlechterten Umweltbedingungen dar 
(Black et al., 2011, Bremner & Hunter, 2014). Wie ein 
unlängst erschienener Weltbank Bericht (Rigaud et 
al., 2018) festhält, findet klimainduzierte Migration 
größtenteils innerhalb der Grenzen der von Klima-
wandel betroffenen Länder statt. In Zukunft wird es 
aber auch in Europa zu verstärkten umweltbeding-
ten Migrationsprozessen kommen, z. B. als Ursache 
des Anstiegs des Meeresspiegels in Küstenregionen. 
Auch Österreich ist als Zielland betroffen, wenn auch 
in geringerem Umfang als andere europäische Län-
der (Millock, 2015). 

Wie in Schütte et al. (2018) diskutiert beeinflusst Kli-
mawandel sowohl die Gesundheit (Unterernährung, 
infektiöse Krankheiten, etc. als Folge von extremen 
Wetterbedingungen) als auch Migration. Die wech-
selseitige Interaktion von Gesundheit und Migrati-
on sollte jedoch ebenso berücksichtigt werden (z. B. 
Migration kann zu einer Verbesserung der Gesund-
heitsvorsorge führen). Ziel sollte es also sein Klima-
wandel, Migration und Gesundheit gemeinsam und 
nicht nur paarweise zu studieren.  

Demographie und Umwelt – SDGs in 
Österreich

Wie in dem vom Bundeskanzleramt (2016) heraus-
gegebenen Bericht angekündigt, wurde in Österreich 
eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe zur Um-
setzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung etabliert. Im Folgenden geben wir einen kurzen 
Überblick in welchen SDGs dieser Bericht insbeson-
dere die Beziehung von Demographie und Umwelt 
betont. 

SDG 3: Gesundheit und Wohlergehen: in diesem Be-
reich sollen Maßnahmen formuliert werden, welche 
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die Mensch-Umwelt-Beziehung nachhaltig im Sinne 
der Gesundheit zum Ziel haben. Die Verminderung 
der Schadstoff- und Treibhausgasemissionen ist hier 
ein wesentliches Ziel. Eine weitere, die Gesundheit 
betreffende Agenda ist die Reduktion von Todesfäl-
len und Verletzungen im Straßenverkehr. 

SDG 4: Hochwertige Bildung: „Umweltbildung für 
nachhaltige Entwicklung“ soll in den Lehrplan fä-
cherübergreifend integriert werden, um die Kom-
petenzen und Kenntnisse für eine nachhaltige Ent-
wicklung zu fördern. Bildung wird auch als eines 
der Querschnittsthemen angeführt, welches in allen 
SDGs eine Verankerung findet. 

SDG 11: Nachhaltige Städte und Gemeinden: In die-
sem Bereich wird explizit die Reduktion der durch 
Katastrophen bedingten Todesfälle durch ein ent-
sprechendes Risikomanagement angeführt. Die 
Frage der hohen Vulnerabilität alpiner Gemeinden 
(inklusive Auftauen des Permafrosts der Alpengip-
fel, Ende des Wintertourismus in niedrigeren Lagen, 
etc.) sollte hier ebenfalls mitgedacht werden.

SDG 12: Verantwortungsvolle Konsum- und Pro-
duktionsmuster: es werden Maßnahmen zur Förde-
rung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster 
angeführt. Interessanterweise wird jedoch der Bezug 
zur Bevölkerungsstruktur eines Landes ignoriert. 
Wie zahlreiche Studien aufzeigen, ist das Konsum- 
und Produktionsmuster einer Gesellschaft nicht nur 
durch das Einkommen, sondern auch die Alters-, Pe-
rioden- und Kohorteneffekte bestimmt. 

SDG 17: Umsetzungsmittel stärken und die Globale 
Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit neu-
em Leben erfüllen: Aufgrund seiner vergleichsweise 
geringen Bevölkerungsgröße haben demographische 
Entwicklungen in Österreich nur geringen Einfluss 
auf globale Prozesse. Österreich kann aber sowohl 
eine Vorbildfunktion bei wichtigen gesellschaftli-
chen Transformationsprozessen erfüllen, als auch bei 
der zur Umsetzung der SDGs erforderlichen Stär-
kung der globalen Partnerschaft eine wichtige Rolle 
spielen. Im Kontext der Bevölkerungsentwicklung 
ginge es hier vor allem um die Bereitstellung von fi-
nanziellen Mitteln zur Förderung von Maßnahmen 
im Bereich der Bildung, der reproduktiven Gesund-

heit und der Verringerung des noch nicht gedeckten 
Bedarfs nach Möglichkeiten zur Familienplanung.
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Vermächtnisrisiken in Österreich als Herausforderung  
für die Umsetzung der Agenda 2030

Zusammengestellt von Verena Winiwarter unter Mitarbeit von Autorinnen und Autoren des Bandes.1 

Gesellschaften generieren häufig öffentliche Infra-
strukturen und treffen institutionelle Vorkehrun-
gen, um kurzfristige Schwankungen in der Umwelt 
abzupuffern. Auch die Ausrichtung an den Zielen 
der Agenda 2030 muss als im ökologischen Maß-
stab auf kurzfristige Wirksamkeit von Maßnah-
men angelegtes Unterfangen eingeschätzt werden. 
Allerdings können die sozialen und ökologischen 
Folgen von Aktivitäten, die im Zusammenhang mit 
kurzfristigen Störungen von Gesellschaften gesetzt 
werden, die Anfälligkeit des Systems für seltene Er-
eignisse oder Änderungen in den langfristigen Mus-
tern der kurzfristigen Variabilität erhöhen. Um dies 
zu untersuchen, ist das Studium des langfristigen, 
grundlegenden Wandels nötig (Anderies, 2006). 
Bei der Bewertung moderner Fischereien sowie 
von vorspanischen Wasserkontrollsystemen für die 
Landwirtschaft haben Anderies et al. (2007: 15194) 
festgestellt, dass „Maßnahmen die robust gegenüber 
Unsicherheiten einer Gruppe von Parametern sind, 
zwangsläufig anfällig für Unsicherheit in einer ande-
ren Gruppe sind.“ Das Beste, was wir tun können, ist 
die Anfälligkeit für ausgewählte Schwachstellen zu 
minimieren und die allgemeine Resilienz zu mana-
gen (Nelson et al., 2010).

Die Fähigkeit von sozialen Einheiten (seien dies 
Staaten, Gemeinden, Städte oder Familien), Verän-
derungen zu bewältigen, hängt von der Größe und 
Plötzlichkeit des ökologischen und sozialen Wandels 
und vor allem von den getroffenen Entscheidungen 
oder „Antworten“ auf solche Veränderungen ab. 
Klassische Strategien zur Verringerung der Vulnera-
bilität sind Migration, der Aufbau sozialer Netzwerke 

über größere Räume und der damit mögliche weit-
räumige Handel, eine Vielfalt sozialer Praktiken, Re-
ziprozität durch den Austausch von Ressourcen mit 
anderen, sowie die Konservierung und Speicherung 
von Nahrungs- und Wasserressourcen. Alle diese 
Strategien gibt es seit Tausenden Jahren. Es lässt sich 
aber anhand archäologischer Funde nachweisen, 
dass bereits prähistorische Gesellschaften manchmal 
Entscheidungen getroffen haben, die ihre Verletz-
lichkeit eher erhöht als verringert haben. War dies 
auf Unkenntnis zurückzuführen und sind wir daher 
heute viel besser ausgerüstet, auf wissenschaftlicher 
Grundlage bessere Entscheidungen zu treffen? 

Das ist vermutlich nicht der Fall, denn es ist für 
Menschen in jeder Gesellschaft schwierig, die neuen 
Schwachstellen zu entdecken, die sie Erzeugen. Diese 
bleiben solange unentdeckt, bis deren Folgen erfahr-
bar werden. An diesem Punkt ist die Transformati-
on bereits im Gange und die Menschen sind mögli-
cherweise nicht in der Lage, darauf angemessen zu 
reagieren (Schoon et al., 2011). 

Allgemeiner formuliert, kann festgehalten werden, 
dass Einzelpersonen und soziale Gruppen Entschei-
dungen auf der Grundlage eines Kompromisses zwi-
schen den wahrgenommenen sozialen Kosten einer 
Entscheidung und den daraus abgeleiteten materiel-
len Vorteilen treffen. Die wahrgenommenen sozialen 
Kosten einer Entscheidung oder Wahl, d. h. die „Op-
fer“, die entweder durch zusätzliche Energie, zusätz-
liche Risiken oder den Verlust vorhandener Optio-
nen und Möglichkeiten entstehen, werden gegen die 
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wahrgenommenen Vorteile, d. h. die unmittelbaren 
Vorteile für den Menschen, abgewogen. 

Es gibt dazu immer grundlegende Kompromisse 
zwischen Robustheit und Leistung. Diese sind viel 
einfacher zu sehen als Kompromisse zwischen Ro-
bustheit und Vulnerabilität (Anfälligkeit) (Schoon et 
al., 2011). 

Forderungen nach Robustheit, Resilienz und Vorsor-
ge sind mit den sehr kurzen Planungszeiträumen des 
politischen Systems ebenso konfrontiert wie mit der 
langen Zeit, die demokratisch abgesicherte Ände-
rungen etwa von Eigentumsordnungen oder anderen 
Rechtsmaterien benötigen.

Eine vorsorgende Planung steht also vor multiplen 
Herausforderungen, nicht zuletzt davor, dass es nicht 
auf die Planung alleine, sondern vor allem auf deren 
Umsetzbarkeit ankommt. Der Politikwissenschaftler 
Ralf Nordbeck hat das daraus resultierende Problem 
moderner Umweltplanung stringent zusammenge-
fasst: „Moderne Planung muss drohende Blockaden 
frühzeitig antizipieren, um später bei der Implemen-
tation einer Strategie überhaupt zu einem kohären-
ten Handeln gelangen zu können. Konkret bedeutet 
dies für nationale Umweltpläne und Nachhaltigkeits-
strategien, den Planungsprozess auf eine möglichst 
breite Basis zu stellen und neben den Akteuren des 
politisch-administrativen Systems auch gesellschaft-
liche Interessensgruppen sowie die Verursacher-
bereiche als Adressaten der Politik in den Zielbil-
dungsprozess miteinzubeziehen. Neben das Problem 
der Zielbildung und deren Umsetzung im weiteren 
Zeitverlauf treten in der modernen Planungsvariante 
somit gleichberechtigt die Fragen nach der Integra-
tion des politisch-administrativen Systems und der 
Beteiligung gesellschaftlicher Anspruchsgruppen. 
(Nordbeck, 2000, 181–82).

Die Konzentration auf Vermächtnisrisiken, die 
wissenschaftlich als Resilienzstrategie gut argu-
mentierbar ist, ist nötig. Die von Nordbeck ange-
regte Beteiligung von Verursacherbereichen, dem 
politisch-administrativen System und gesellschaftli-
chen Anspruchsgruppen kann ohne einen „honest 
broker“ nicht gelingen. Ein erfolgreicher Versuch 
eines entsprechenden Aushandlungsprozesses in Ös-
terreich wurde von Harald Katzmair durchgeführt. 
Untersucht wurde unter anderem die Resilienz Ös-

2  

terreichs gegenüber dem Klimawandel und Pande-
mien2.

Die Wissenschaft mit ihrer Selbstverpflichtung zu 
Qualität und Intersubjektivität ist wohl das einzige 
gesellschaftliche Subsystem, das eine solche Aufga-
be erfüllen kann. Sie hat eine zentrale Rolle an der 
Schnittstelle von Gesellschaft und Umwelt sowohl 
für Inhalte als auch für die Gestaltung sachorientier-
ter Aushandlungsprozesse, die nötig sind, soll die Ei-
nigung auf das gesellschaftlich leicht Durchsetzbare, 
aber am Problem vorbeigehende, kurzfristige Han-
deln, dessen Wirkungen die Grenzen des Planeten 
überschreiten, vermieden werden. 

Um Prioritäten bei der Umsetzung von umweltpoli-
tischen Zielen definieren zu können, ist es nötig, sich 
einen Überblick darüber zu verschaffen, in welchen 
gesellschaftlichen Bereichen in Österreich langfristi-
ge Vermächtnisrisiken existieren bzw. wo sie entste-
hen könnten, wenn Richtungsentscheidungen nicht 
im Hinblick auf Vorsorge getroffen werden. Die fol-
genden Einschätzungen stellen Bausteine zu einem 
solchen Überblick dar. Dabei wird auf die einzelnen 
Kapitel des hier vorgelegten Perspektivenpapiers ein-
gegangen. 

Hinzuweisen ist eingangs darauf, dass eine Reihe 
von langfristigen Risiken durch Lebensstilentschei-
dungen minimiert oder vergrößert werden, auf diese 
Tatsache wird nicht mehr eigens eingegangen. Alle 
gesellschaftlichen Bereiche, in denen auf Langfris-
tigkeit angelegte Infrastrukturen vorhanden sind, 
zu nennen sind etwa der Energiesektor, die Touris-
muswirtschaft, oder der Verkehrsbereich, sind von 
Vermächtnisrisiken betroffen. Auch die Forstwirt-
schaft, deren natürliche Basis langlebige Organismen 
sind, letztlich aber jegliche wirtschaftliche Aktivität, 
die mit Ökosystemen direkt verbunden ist, sind von 
Langfristrisiken globalen Wandels betroffen. 

Wasser 

Investitionen in Infrastruktur im Bereich des Was-
serbaus, seien es Regulierungsbauten, Lawinen- und 
Wildbachverbauungen, Häfen, Fahrrinnen oder 
Kraftwerke, sind kostspielig. Sehr viele davon sind 
Großbauten, die zu massiven Landnutzungsände-
rungen geführt haben, die sich wiederum auf Was-
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serkreisläufe auswirken. So sind etwa viele früher 
regelmäßig überflutete Gebiete heute besiedelt und 
können nur unter hohen sozialen und monetären 
Kosten wieder den Flüssen überlassen werden. 

Hochwässer führen zu zwei gegensätzlichen gesell-
schaftlichen Effekten. Der Adaptions-Effekt führt 
dazu, dass sich die Bevölkerung nach dem Hochwas-
ser anpasst und beim nächsten Mal geringere Schä-
den zu erwarten sind; der sogenannte Levee-Effekt 
bewirkt das Gegenteil: Der Bau eines hohen Damms 
vermittelt ein Gefühl der Sicherheit und damit wird 
mehr teure Infrastruktur in gefährdete Räume einge-
bracht. Wenn ein solcher Damm dann bei einem be-
sonders starken Hochwasser bricht, sind die Schäden 
höher als sie ohne Damm wären. Ein gesellschaft-
liches „Katastrophengedächtnis“ ist hier die wirk-
samste Maßnahme. 

Die Kosten für Umbauten und Änderungen an der 
hydrotechnischen Infrastruktur sind prohibitiv 
hoch, doch auch gesellschaftliche Wertvorstellungen 
sind träge, sodass etwa eine Anpassung an durch Kli-
mawandel geänderte Hochwasserregimes nur sehr 
langsam erfolgt. Wasserbauten tragen daher ein ho-
hes Vermächtnisrisiko. 

Ebenso sind Verschmutzungen von Grundwasser 
durch langlebige, gefährliche Substanzen ein lang-
fristig wirksames Risiko, dem durch Vorsorge nur 
dann begegnet werden kann, wenn nicht nur belas-
tende ersetzt, sondern auch die Landwirtschaft nach-
haltiger orientiert ist. 

Wie Sivapalan und Blöschl (2015) ausführen, be-
darf es zum Umgang mit Vermächtnisrisiken einer 
Sozio-Hydrologie, die integrierte Prozesse der Ent-
scheidungsfindung bewerkstelligt, und auf robuste, 
resiliente Maßnahmen setzt, denen der Vorzug vor 
einer Maximierung der Effizienz zu geben ist. 

Luftqualität

Die Auslagerung von Emissionen durch Auslagerung 
von belastenden Prozessen führt dazu, dass Öster-
reich etwa bei in der Verantwortung steht, auch au-
ßerhalb des eigenen Territoriums für die Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsziele Sorge zu tragen. Dies ist ein 
klassischer Spillover-Effekt.

Luftschadstoffe gelangen durch Deposition (als 
Aero sol oder mit Niederschlag) in Ökosysteme, wo 
sie trotz geringer Konzentrationen langfristige Pro-
zesse mit großen Umweltauswirkungen bewirken 
können. Hinzuweisen ist auf historische Erfahrun-
gen mit saurem Regen, der zur langfristigen Versau-
erung von Gebirgsseen geführt hat; diese ist ebenso 
ein Vermächtnisrisiko wie die Eutrophierung (Über-
frachtung mit Nährstoffen) von Gewässern in inten-
siv genutzten Agrarlandschaften und die Belastung 
von Grundwasser mit Nitrat. Hier zeigt sich auch, 
dass die Umweltsysteme miteinander vernetzt sind 
und Eingriffe in ein System sich in anderen Systemen 
auswirken. 

Die gesundheitlichen Folgen von Luftschadstoffen 
stellen eine Querschnittsmaterie zur Demographie 
dar, dem Gesundheits- und Pensionssystem erwach-
sen durch die von Feinstaub hervorgerufenen Herz-
Kreislauf-Erkrankungen und Erkrankungen der 
Atemwege langfristig erhöhte Kosten, frühe Pensio-
nierungen aus gesundheitlichen Gründen erhöhen 
die Kosten des Pensionssystems.

Klima

Zwischen Luftqualität und Klima gibt es positive 
Verstärkungen, denn Emissionsreduktionen zur Ver-
besserung der Luftqualität können auch positiven 
Einfluss auf Klima haben; noch stärker ist aber der 
umgekehrte Effekt: Maßnahmen zur Reduktion von 
Treibhausgasen, insbesondere der Ausstieg aus fos-
silen Energien – auch in der Mobilität – verbessert 
die Luftqualität signifikant. Nicht immer sind die 
Wechselwirkungen positiv: Erhöhte solare Einstrah-
lung und höhere Temperaturen können zu erhöhten 
Ozonkonzentrationen führen. 

Sowohl Luftqualität als auch Klimawandel sind von 
langlebigen Infrastrukturen bzw. von schwer änder-
baren Konsumgewohnheiten betroffen. Langlebige, 
verteilte Infrastrukturen im Bereich privater Haus-
halte lassen sich sehr viel schlechter rasch moder-
nisieren oder transformieren als dies bei einzelnen, 
großen Produktionsbetrieben oder Infrastrukturen 
der öffentlichen Hand der Fall ist. So ist etwa in 
Heizsysteme im privaten Bereich schwerer regulato-
risch einzugreifen, im Vergleich zu Maßnahmen im 
privaten KFZ-Verkehr und Güterverkehr, die schnel-
ler umsetzbar sind. Allerdings sind auch Flotten im 
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KFZ-Verkehr durchaus langlebig und können auch 
wegen des Vertrauensgrundsatzes nur langsam voll-
ständig ersetzt werden. Dies setzt der raschen Ein-
führung einer luftqualitätsorientierten, klimaneutra-
len Mobilitätsgestaltung Grenzen. Das verweist auf 
ein grundsätzliches Problem mit der Umsetzung von 
SDG 12 (verantwortungsvoller Konsum). Durch die 
Dauer gesellschaftlicher Aufklärungs- und Aushand-
lungsprozesse sind Änderungen nur langsam mög-
lich. Gleichzeitig werden weltweit Konsummuster 
gefördert, die umweltbelastend sind, etwa die Ernäh-
rung mittels Fast Food und hohem Anteil tierischen 
Proteins. Diesen Vermächtnisrisiken stehen erfreu-
licherweise manchmal soziale Innovationen gegen-
über, die überraschend schnell greifen.

Wechselwirkungen liegen selbstverständlich auch 
mit den anderen Themenbereichen – Wasser, Böden, 
Biodiversität etc. vor, doch ist hier nicht Raum, diese 
zu diskutieren.

Da Österreich weiterhin für den Ausstoß von Treib-
hausgasen im Inland und durch Import energieinten-
siver Produkte auch außerhalb des eigenen Territo-
riums verantwortlich ist, ist es an allen langfristigen 
Folgen des globalen Klimawandels beteiligt, ebenso 
wie an der Ozeanversauerung.

Das wohl wesentlichste Vermächtnisrisiko des Kli-
mawandels auf globaler Ebene ist der Anstieg des 
Meeresspiegels, der sich bei Stabilisierung der Tem-
peratur noch über tausend und mehr Jahre fortset-
zen wird. Österreich ist davon nur indirekt betroffen, 
aber die Notwendigkeit vieler Hundert Millionen 
Menschen, sich eine neue Heimat zu suchen, wird – 
selbst wenn der Prozess friedlich vor sich gehen sollte 
– auch an Österreich nicht spurlos vorbeigehen. 

Gletscherschwund und die potenzielle Destabilisie-
rung hochalpiner Gebiete durch Auftauen des hoch-
alpinen Permafrosts sind die entsprechenden Prozes-
se innerhalb Österreichs. Die kombinierte Wirkung 
von Erwärmung, veränderten Niederschlagsverhält-
nissen (z. B. Verschiebung von Schnee zu Regen, 
Zunahme der Niederschlagsmengen im Winter, Ab-
nahme im Sommer, Zunahme der Maximalintensi-
täten des Niederschlages oder zunehmende Wasser-
knappheit in den arideren Gebieten Österreichs, wie 
dem Marchfeld), geänderten Strömungsmustern und 
Windverhältnissen hat langfristige Auswirkungen 
auf die Ökosysteme, wie z. B. eine völlig andere Zu-
sammensetzung der Baumarten in den Wäldern oder 

die Invasion fremder Pflanzen und Tiere (Schädlin-
ge, Nützlinge und Krankheitsvektoren). Sie stellen 
allesamt Vermächtnisrisiken dar. 

Zu den Vermächtnisrisiken sind allerdings auch jene 
zu zählen, die durch falsch verstandene Minderungs- 
oder Anpassungsmaßnahmen entstehen können. 
Ein offenkundiges Beispiel wäre der Ersatz fossiler 
Brennstoffe durch vermeintlich CO2-neutrale Bio-
masse, die dann jedoch zur langfristigen Schädigung 
von Wäldern und Böden führt, ganz abgesehen vom 
fehlenden Effekt auf das Klima. Ähnliches gilt für 
den übermäßigen Ausbau von Wasserkraft, der die 
aquatischen Ökosysteme unter Druck setzt.

Das Vermächtnisrisiko des Klimawandels schlecht-
hin ist allerdings das Risiko, das Klima nicht mehr 
stabilisieren zu können. Dies tritt ein, wenn selbst-
verstärkende Prozesse so dominant werden, dass das 
Handeln des Menschen sie bestenfalls bremsen, nicht 
aber zum Stillstand bringen kann. Ob diese Situati-
on eintreten kann, und ab welcher Erwärmung, sind 
noch Gegenstand wissenschaftlicher Diskussion, 
aber das Klimaabkommen von Paris, insbesondere 
die Temperaturgrenze von +1,5°C, ist ein Versuch, 
dies zu verhindern. 

Boden

Böden stellen eine im menschlichen Maßstab nicht 
erneuerbare, begrenzte Ressource dar. In Österreich 
werden im internationalen Vergleich große Flächen 
versiegelt. Die versiegelte Fläche mag zwar gemessen 
an der Landesfläche gering erscheinen, aber versie-
gelt werden oft die besten Böden, sodass ein Ver-
mächtnisrisiko entsteht, weil immer weniger hoch 
produktive Böden zur Verfügung stehen, was wegen 
der dann bleibend nötigen hohen Hektarerträge eine 
Form der Landwirtschaft wahrscheinlich macht, die 
auf externen Inputs (wie z. B. mineralischen Dünge-
mitteln) basiert. 

Das gesellschaftliche Bewertungssystem für Böden 
sieht diesen primär als Produktionsfaktor, die Be-
einträchtigung anderer Funktionen wird in Kauf ge-
nommen, was z. B. bedeutet, dass Verluste von Bio-
diversität und natürlichen Bodenfunktionen in Kauf 
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genommen werden, diese Verluste sind jedenfalls als 
Vermächtnisrisiken zu bewerten. 

Die Bodenbewirtschaftung in Österreich ist nicht auf 
Resilienz orientiert, sondern läuft in enger Verqui-
ckung mit technischen Infrastrukturen (bis hin zu 
Satelliten) auf einem hohen technischen Niveau, das 
als solches durchaus positive Effekte auf die Produk-
tivität hat (Precision Farming…). Die Verquickung 
mit technischen Infrastrukturen aber macht das Sys-
tem anfällig für jegliche Irritation der natürlichen 
Bodenfunktionen sowie aller technischen Systeme, 
zu denen auch das Transportsystem (etwa von Saat-
gut und Düngemitteln) zu zählen ist.

Biodiversität

Biodiversität per se hat große Bedeutung und Poten-
tial in vielen Bereichen menschlichen Handelns, so-
dass eine Reihe von Maßnahmen zum Erhalt größt-
möglicher Biodiversität international abgestimmt 
vorliegen. 

Als Vermächtnisrisiko von Eingriffen in die Biodi-
versität ist in erster Linie der Verlust ökosystemarer 
Dienstleistungen und die zunehmende Gefährdung 
von Menschen, Tieren und Pflanzen durch Krank-
heitserreger und Schädlinge zu nennen.

Die Reduktion an Biodiversität erhöht das Risiko, an 
hoch-infektiösen Zoonosen zu erkranken. Erreger 
von Pflanzenkrankheiten und Schädlinge werden 
ebenfalls dominanter, je geringer die Biodiversität 
möglicher Zielpflanzen in unmittelbarer Umgebung 
wird.

Die durch industrielle Landwirtschaft abnehmende 
Nutzpflanzendiversität ist ebenfalls ein Vermächt-
nisrisiko, denn der minimalistische Genpool spezi-
alisierter Nutzpflanzen führt zu weniger resilienten 
Systemen als hohe genetische Diversität,  auch wenn 
die Produktivität der genetisch optimierten Nutz-
pflanzen zunächst höher scheinen mag. Ähnliches 
gilt für Nutztiere, deren genetische Diversität eben-
falls abnehmende Tendenz zeigt.

Der Mensch gefährdet damit seine natürlichen Le-
bensgrundlagen und die langfristige Nutzbarkeit 
der Biosphäre, einschließlich Auswirkungen auf 
die menschliche Gesundheit (Chivian & Bernstein 

2008). Dies wirkt sich ähnlich wie Schädigungen 
durch Luft-, Wasser-  und Bodenverschmutzung oder 
Bodendegradation aus, ist aber wesentlich schwieri-
ger aufzuhalten.

 Einmal ausgestorbene Arten und ihre genetische 
Information sind für immer verloren. Da das Ar-
tensterben im 20. Jahrhundert das Ausmaß eines 
Massensterbens angenommen hat, sind Effekte auf 
die weitere Entwicklung der Biosphäre unvermeid-
bar. Wie sie sich äußern werden und welche Konse-
quenzen für Menschen sie haben werden, ist nicht 
abschätzbar. Die Einsicht, dass alle bisher gesetzten 
nationalen und internationalen Maßnahmen den 
progressiven Biodiversitätsverlust weder aufhalten 
noch umkehren konnten, ergibt ein wichtiges Ver-
mächtnis: Die derzeitige Rechtslage bzw. die derzei-
tige Praxis der Interessensabwägung war bisher auch 
nicht in der Lage und ist daher auch nicht geeignet, 
die progressiven Biodiversitätsverluste anzuhalten 
bzw. umzukehren. Eine explizite Bezifferung al-
ler bislang rein ideell einfließenden ökonomischen 
Leistungen der Natur in unser Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystem würde eine faire Budgetierung im 
Rahmen der Interessensabwägung gewährleisten.

Obgleich verschiedenste direkte und indirekte Ur-
sachen unsere Biodiversität gefährden, zeigt es sich, 
dass der enorme Flächenverbrauch im Zuge der 
Intensivierung der Landnutzung die wichtigste Ur-
sache für den Verlust von Lebensräumen und indi-
rekt für den Artenschwund sind. Wir sind deshalb 
überzeugt, dass konsequenter Lebensraumschutz 
und auf ökologischen Prinzipien beruhende Land- 
und Forstwirtschaft der effektivste Naturschutz ist. 
Biodiversitätsschutz darf sich aber nicht auf Natur-
landschaften beschränken Die fortdauernde Inan-
spruchnahme besonders von landwirtschaftlichen 
Flächen durch nicht-landwirtschaftliche Nutzungen 
ist einzudämmen. Kleine naturbelassene Biotope wie 
Restwälder, Feldsäume, Sumpfwiesen, Blühwiesen 
oder Trockenrasen haben in unserer intensiv genutz-
ten Kulturlandschaft nur mehr wenig Platz und sind 
größtenteils der Flurbereinigung zum Opfer gefallen. 
Innerhalb einer nachhaltig funktionsfähigen Land-
schaft kommt aber gerade diesen kleinräumigen In-
seln für viele heute selten gewordene Arten eine gro-
ße Bedeutung als Lebensraum zu, weshalb die rasche 
Einbeziehung von Wiederherstellungsmaßnahmen 
in moderne landwirtschaftliche Konzepte eine sehr 
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gute Möglichkeit ist, auch auf lokaler Ebene konkrete 
Schritte zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen zu 
setzen. Da kleinräumige Lebensräume auch als Tritt-
steine zur Verbreitung wichtig sind, verstärkt sich die 
Notwendigkeit des konsequenten Schutzes von Na-
turinseln auch durch den Klimawandel.

Demographie

Die demographische Entwicklung ist ein ebenso bio-
logisches wie gesellschaftliches Phänomen. So ist die 
Mortalität bei den auch künftig erwartbaren Hitze-
wellen nicht gleichmäßig erhöht, sondern betrifft vor 
allem alleinstehende ältere Menschen mit geringem 
Einkommen im urbanen Raum. Dort werden künftig 
dann entweder vermehrt Betreuungsplätze zu schaf-
fen sein, oder ein eigenes mobiles Hitzebetreuung-
service müsste eingerichtet werden. Egal zu welchen 
Maßnahmen gegriffen wird, die dadurch jedenfalls 
erhöhten Kosten sind ein Vermächtnisrisiko der Er-
derwärmung. 

In Adaptierungsmaßnahmen an den globalen Wan-
del (z. B. in die Steuerung von Migration) wird ver-
gleichsweise viel investiert, obwohl Vermeidungs-
strategien die langfristigeren und nachhaltigeren 
Maßnahmen wären. Investitionen in diese Vermei-
dungsstrategien sind aber aus verschiedenen Grün-
den schwer durchzusetzen, da sie erst längerfristig 
wirksam sind. Klassisch unterdotiert sind etwa In-
vestition in Bildung oder Gendergerechtigkeit, die 
beide das Potential haben, zu einer Abschwächung 
des Bevölkerungswachstums beizutragen.  

Vermächtnisrisiken als Querschnittsmaterie  
der Umweltpolitik?

Diese kurzen Darstellungen von Vermächtnisrisi-
ken, denen Gesellschaften durch ihre auf kurzfristi-
ge Ziele ausgerichteten Handlungen ausgesetzt sind, 
zeigen, dass hohe zukünftige Kosten zu erwarten 
sind, ganz abgesehen von den anderen Effekten, die 
in nicht-linearen Systemen, wie die Natur eines ist, 
auftreten. Vermehrte Konflikte und die damit unver-
meidlichen Aushandlungsprozesse, die gesellschaft-
licher Aufmerksamkeit bedürfen, sind zu erwarten. 
Die Priorisierung umweltpolitischer Maßnahmen 
mit dem Ziel der Minimierung von Vermächtnisri-
siken ist eine resiliente, wissenschaftlich abgestützte 

und zur Erfüllung der Ziele der Agenda 2030 geeig-
nete Vorgangsweise.    
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